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1 Management Summary 
 

Ökostrom kann einen Beitrag zur Minderung der Risiken bei der Stromproduktion leisten, die 
Auslandabhängigkeit reduzieren und die regionale Wertschöpfung erhöhen. Bund und Kanto-
ne haben den gesetzlichen Auftrag, die Produktion von erneuerbarer Energie beziehungswei-
se erneuerbarem Strom zu fördern. Dazu stehen einerseits staatliche Instrumente wie die kos-
tendeckende Einspeisevergütung (KEV), Quotenvorgaben für Elektrizitätsversorgungsunter-
nehmen (EVU) und kantonale Investitionsbeiträge für Anlagen zur Verfügung. Ebenfalls kann 
die Förderung über das freiwillige Instrument der Vermarktung von Ökostromprodukten erfol-
gen. 

Der vermarktete Anteil von Ökostrom am gesamtschweizerischen Endverbrauch beträgt ca. 
8%. Im Kanton Thurgau beträgt der Anteil Ökostrom seit Beginn der Vermarktung vor acht 
Jahren ca. 0,7% des kantonalen Stromkonsums. Verschiedene Studien zeigen, dass rund 
40% bis 50% der Konsumenten Ökostromprodukte wünschen und bis 50% Aufpreis dafür zah-
len würden. Die Forschungsfrage lautet deshalb: Warum hat der Anteil der Stromprodukte aus 
erneuerbaren Energien (Ökostrom) im Kanton Thurgau nicht stärker zugenommen und mit 
welchen Massnahmen kann der Anteil erhöht werden? 

In der Marktwirtschaft sorgt der Preis als Informationsträger für eine effiziente Allokation der 
Ressourcen. Kann der Nutzen eines Produktes nicht auf die Personen begrenzt werden, wel-
che dafür bezahlen (Ausschlussprinzip), versagt der Markt. Dies trifft beim Strom zu, wo Kon-
sumenten, welche selber keinen Ökostrom beziehen, trotzdem von den beschriebenen Nutzen 
profitieren („Trittbrettfahrer“). Solche Güter werden als öffentliche oder auch kollektive Güter 
bezeichnet. Der Homo Öconomicus ist bestrebt, seinen Nutzen im Markt zu maximieren. In der 
Sozialpsychologie spricht man von einem sozialen Dilemma, wenn die Eigeninteressen mit 
den Interessen der Allgemeinheit in Konflikt stehen und sich nichtkooperatives Verhalten für 
den Einzelnen auszahlt. Der Gruppe geht es aber insgesamt schlechter, als wenn alle koope-
rieren würden. Einzelne Menschen können nur dazu bewegt werden, einen Beitrag an kollekti-
ve Güter zu leisten, wenn sie dazu gezwungen werden oder einen individuellen Anreiz oder 
Nutzen daraus erzielen können. Im Gegensatz dazu verhält sich der Homo Reciprocans be-
dingt kooperativ, er engagiert sich also, wenn sich andere auch engagieren, selbst wenn es zu 
seinen Ungunsten ist. Bei der Vermarktung von Ökostrom geht es um die Vermittlung von 
„seelisch-geistigem“ Zusatznutzen, wie er in der Maslow-Pyramide beschrieben wird. Ein ge-
eigneter Marketingmix und eine intensive Marktbearbeitung durch die EVU’s haben einen we-
sentlichen Einfluss auf die Marktdiffusion. Ökostrom kann in der Wettbewerbstrategie der E-
VU’s eine Chance zur Differenzierung und Steigerung der Wertschöpfung sein. Staatliche In-
strumente haben einen erheblichen Einfluss auf die Entwicklung der Ökostromangebote und 
sind bei einem Marktversagen opportun. 

Aus der Forschungsfrage wurden Hypothesen abgeleitet und empirisch überprüft. Die Über-
prüfung erfolgte einerseits mit einer repräsentativen schriftlichen Umfrage und anderseits mit 
Interviews. Ausgangslage bildeten drei Grundgesamtheiten, nämlich die Haushalte, die Unter-
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nehmen und die EVU’s im Kanton Thurgau. Die Untersuchung wurde mit einer einfachen Zu-
fallsstichprobe als Querschnittsstudie durchgeführt. 

Die Untersuchung zeigt, dass Unternehmen sowie Haushalte prioritär den Ausbau der Stro-
merzeugung mit Wasser-, Sonnen- und Windenergie gefolgt von Biogasenergie, Geothermie, 
Holzenergie und Kernenergie wünschen. Die Unternehmen wie auch die Haushalte würden 
regionale Stromprodukte bevorzugen. Für den individuellen Bezug von Ökostrom sind 92% der 
Haushalte und 88% der Unternehmen bereit, einen Mehrpreis zu bezahlen. Eine komplette 
Versorgung mit Ökostrom zu einem aktuellen Marktpreis könnten sich 65% der Haushalte und 
21% der Unternehmen vorstellen. Die Marktdiffusion hat aber bis heute trotz der hohen Zah-
lungsbereitschaft nur die Innovatoren erreicht. Der Anteil am Gesamtabsatz ist marginal. Die 
breite Kundenmasse bleibt im sozialen Dilemma gefangen und kann nur durch Zwang oder 
einen individuellen Nutzen dazu bewegt werden, Ökostrom zu beziehen. Aufrufe zur Eigenver-
antwortung scheitern an der Nutzenmaximierung des Homo Öconomicus. Die Stromkunden 
misstrauen den Ökostromangeboten und haben den Zusatznutzen noch nicht erfasst. 

Die Untersuchung zeigt, dass die EVU’s wenig Interesse haben, Ökostrom zu vermarkten, da 
sie daraus für sich keine Wertschöpfung erwarten. Die Vermarktung durch die EVU’s erfolgt 
primär aus Imagegründen. Die bisherigen Marketingmassnahmen der EVU’s werden kaum 
wahrgenommen. Auch werden die EVU’s vom Stromkunden als Ökostromlieferant nicht favori-
siert. Ein glaubwürdiger Auftritt als Ökostromlieferant wird dadurch erschwert, dass die EVU’s 
dezidiert die Haltung vertreten, ihre Aufgabe sei es, den Kunden möglichst billigen Strom zu 
liefern. Das Vermarktungsmodell des EWZ (automatische Lieferung von Ökostrom anstelle 
des Allgemeinstroms) findet bei den Haushalten grosse Akzeptanz, bei den Unternehmen et-
was weniger. Hier widerspiegelt sich der Homo Reciprocans, der sich engagiert, wenn andere 
sich ebenfalls engagieren. Die EVU’s würden dieses Modell aber nur mit einem politischen 
Auftrag umsetzen, da sie daraus keinen direkten Nutzen erwarten. 

Entgegen der landläufigen Meinung befürworten 82% der Haushalte sowie der Unternehmen 
eine Erhöhung der Stromrechung zugunsten einer staatlichen Ökostromförderung. Die Zah-
lungsbereitschaft liegt bei den Haushalten drei bis vier Mal, bei den Unternehmen zwei bis drei 
Mal höher als die heutige Förderabgabe für die KEV. 

Möchte man den Ökostromanteil erheblich erhöhen, wären beide Marktpotentiale (individuelle 
Ökostromvermarktung und staatliche Förderung) zu erschliessen. Daraus folgt, dass die För-
derabgabe für die KEV um den Faktor zwei bis drei erhöht und eine Quotenregelung für die 
EVU’s eingeführt werden könnte. Ferner sollte in einem kantonalen Vermarktungskonzept die 
individuelle Vermarktung von Ökostrom in Zusammenarbeit mit den EVU’s und dem EKT kon-
kretisiert und verstärkt werden. Die Einführung des EWZ-Vermarktungsmodell bei Haushalten 
müsste im Rahmen einer Leistungsvereinbarung mit den EVU’s geprüft und angestrebt wer-
den. Die kantonale Förderung von Kleinanlagen zur Stromproduktion für den Eigenbedarf soll 
weitergeführt werden. Die EVU’s sollten die Führung bei der Vermarktung kostengünstiger 
regionaler Ökostromprodukte übernehmen und eine angemessene Marge erheben. In Anbet-
racht des „Sozialen Dilemmas“ erscheint eine staatliche Förderung wie die KEV, eine Quoten-
regelung oder kantonale Investitionsbeiträge für Anlagen als wirkungsvollstes Instrument. 
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2 Ausgangslage 

2.1 Energiepolitisches Umfeld 

2.1.1 Gesetzliche Rahmenbedingungen 
Die Bevölkerung zeigt ein grundsätzliches Interesse an der Förderung von erneuerbarer Ener-
gie, insbesondere beim erneuerbaren Strom. In den Abstimmungen zu den Volksinitiativen 
„Solarrappen“ und „Energielenkungsabgabe“ vom 24. September 2000 haben 31% bzw. 45% 
der Stimmbürger in der Schweiz der Förderung erneuerbarer Energien zugestimmt. 

Mit der Annahme des Stromversorgungsgesetzes (StromVG 2007: SR 734.7) im Jahr 2007 
wurde im Energiegesetz des Bundes (EnG 1998: Art. 15b Abs. 4) eine Abgabe von 0,6 Rp./ 
kWh auf den Strom verankert. Diese Abgabe dient zur Förderung der erneuerbaren Strompro-
duktion über das Instrument der kostendeckenden Einspeisevergütung KEV. Damit hat das 
Parlament ebenfalls kundgetan, dass eine Förderung von erneuerbarem Strom politisch oppor-
tun ist. 

Als weiteres Instrument - falls die mit der KEV gesetzten Ziele nicht erreicht werden können - 
kann der Bundesrat ab 2016 eine Quotenregelung für erneuerbaren Strom einführen. Damit 
werden die Elektrizitätsverteilunternehmen verpflichtet, ihren Kunden bestimmte Produktions-
mengen an erneuerbarem Strom zu liefern (EnG 1998: Art. 7b Abs. 4). 

Im Energiegesetz des Bundes sind ebenfalls die Kennzeichnung und die Deklarationspflicht 
von Strom festgelegt (EnG 1998: Art. 5 a). Damit wird für den Konsumenten transparent, wel-
che Stromsorten wie Wasserkraft, Kernenergie, Solarstrom etc. er in seinem Strombezug auf-
weist. Diese Deklarationspflicht ist seit dem 1. Januar 2009 in Kraft. 

2.1.2 Förderpolitik Bund und Kantone 
Bund und Kantone haben den gesetzlichen Auftrag, die Produktion von erneuerbarer Energie 
beziehungsweise erneuerbarem Strom zu fördern. Als erneuerbar wird die Stromproduktion 
aus Sonnenenergie, Windenergie, Geothermie, Biomasse wie Holz und biogenen Reststoffen 
sowie aus Kleinwasserkraftwerken bis zehn Megawatt Leistung bezeichnet. 

Der Bund fördert mit dem Bundesprogramm KEV den Bau von Produktionsanlagen für erneu-
erbaren Strom. Mit der KEV erhalten alle Investoren von Anlagen zur Erzeugung von erneuer-
barem Strom, welche diesen ins Netz einspeisen, während 20 Jahren eine kostendeckende 
Vergütung. Die Produktionsanlagen können somit unterhalten und abgeschrieben werden. Der 
ins Netz eingespeiste erneuerbare Strom kommt allen Konsumenten ohne direkten, zusätzli-
chen Aufpreis zugute. Der Konsument erhält also zusätzlich erneuerbaren Strom ohne Zutun 
und ohne Wahlmöglichkeit. 

Das Ziel des Bundesprogramms ist es, in den EnG kommenden Jahren rund 10% des heuti-
gen Stromkonsums, also ca. 5,4 Terawattstunden (1998: Art. 1 Abs. 3) mit erneuerbarem 
Strom abzudecken. Die durch die kostendeckende Einspeisevergütung verursachten Mehrkos-
ten von aktuell 0,45 Rp./kWh (maximaler Satz 0,6 Rp./kWh) werden solidarisch auf alle Kon-
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sumenten verteilt. Die finanziellen Mittel der KEV von rund 320 Mio. Franken sind seit März 
dieses Jahres aufgebraucht, so dass das Förderprogramm der KEV sistiert werden musste. 
Über die mögliche Weiterentwicklung der KEV wird zur Zeit politisch diskutiert. Das gesetzte 
Ziel von 5,4 Terawattstunden kann gemäss Bundesamt für Energie kaum erreicht werden, da 
die Mittel in Technologien geflossen sind, welche pro eingesetzten Franken weniger Strom 
erzeugen als erwartet (BFE 2009). Demnach tritt eine zweite gesetzliche Regelung in Kraft, mit 
welcher der Bundesrat ab 2016 im Rahmen einer Quotenregelung die Elektrizitätsverteilunter-
nehmen dazu verpflichten kann, bestimmte Produktionsmengen an erneuerbarem Strom zu 
liefern (EnG 1998: Art. 7b Abs. 4). 

Der Kanton unterstützt Bauherren mit Investitionsbeiträgen, welche kleine Solarstromanlagen 
für den Eigenbedarf erstellen. 

2.1.3 Freiwillige Angebote von Produkten aus erneuerbarem Strom 
Aufgrund des politischen Drucks im Zusammenhang mit der Diskussion um die Strommarkt-
öffnung haben verschiedene Stromproduzenten spezielle Produkte aus erneuerbarem Strom 
im Markt lanciert. 

Im selben Zeitraum wurde vom Verein für umweltgerechte Energie VUE das Label „Naturema-
de“ lanciert. „Naturemade“ ist das Qualitätszeichen für ökologisch produzierte Energie. Es wird 
nach eingehender Kontrolle vom Verein für umweltgerechte Energie VUE verliehen. „Nature-
made“ ist breit abgestützt: Im VUE und seinem Vorstand sind Umwelt- und Konsumentenorga-
nisationen, Verbände erneuerbarer Energien, Grosskonsumenten von Energie sowie grosse, 
mittlere und kleine Energielieferanten und -produzenten vertreten. Zertifiziert werden zwei „E-
nergiequalitäten“ mit den Labels „Naturamade basic“ für Strom, Wärme etc. aus erneuerbarer 
Energie und „Naturamade star“, das zusätzlich noch strengere und umfassendere ökologische 
Auflagen einhalten muss. Die Stromproduzenten können ihren Strom mit dem jeweiligen Label 
versehen und zu einem Mehrpreis vermarkten. Der Mehrpreis wird vom Produzenten bzw. 
Anbieter je nach Stromsorte festgelegt und variiert zwischen 2 Rp./kWh bis 75 Rp./kWh. 

Nebst den Stromprodukten mit dem Label „Naturemade“ bietet beispielsweise die Axpo als 
Produzentin eigene Stromprodukte in unterschiedlicher Qualität an. So besteht das billigste 
Produkt „Naturstrom Blue“ aus TÜV-zertifizierter Wasserkraft mittlerer und grosser Werke. Das 
Produkt „Naturstrom Azur“ bezieht die Energie zu 80% aus Kleinwasserkraftwerken, zu 18% 
aus Biomasseenergie und zu 2% aus Solarstromanlagen und schliesslich das Produkt „Natur-
strom Sky“, welches seine Energie aus 50% aus Kleinwasserkraftwerken, 30% aus Biomasse-
energie und 20% aus Solarstrom bezieht. Der Mehrpreis für das Produkt „Naturstrom Blue“ 
beträgt 2 Rp./kWh, für „Naturstrom Azur“ 8 Rp./kWh und für „Naturstrom Sky“ 24 Rp./kWh. 

Bei allen freiwilligen Angeboten von erneuerbarem Strom besteht das Konzept darin, dass bei 
der Vermarktung nur der ökologische Mehrwert gehandelt wird. Der Konsument kann an der 
Steckdose nicht den gekauften erneuerbaren Strom beziehen, da der Strom sich physisch den 
kürzesten Weg sucht und in der Leitung nicht getrennt werden kann. Hingegen wird ihm für 
den Mehrpreis, den er für den bestellten erneuerbaren Strom bezahlt, garantiert, dass dieser 
Strom auch produziert und ins Netz eingespiesen wird. Der Stromkunde bekommt also von 
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seinem Elektrizitätsversorgungsunternehmen (EVU) in der Regel zwei Rechnungen; eine für 
den Bezug des „Allgemeinstroms“ und eine für den Bezug des erneuerbaren Stroms bzw. für 
dessen ökologischen Mehrwert. 

Die Marktbearbeitung erfolgt vor allem durch die EVU’s und verschiedene Solarstromgenos-
senschaften, wobei letztere nur Solarstrom direkt vermarkten. Bemerkenswert ist, dass die 
Solargenossenschaften im Kanton Thurgau ihre Erträge zu 90% wieder in neue Anlagen zur 
Produktion von Solarstrom reinvestieren. 

2.1.4 Situation der EVU im teilliberalisierten Markt 
Seit dem 1. Januar 2009 besteht in der Schweiz eine Teilmarktöffnung beim Strom. Verbrau-
cher oder EVU’s mit einem Konsum von mehr als 100'000 kWh haben freien Marktzugang und 
können ihren Elektrizitätsproduzenten frei wählen. Für die Kleinkonsumenten hingegen ist der 
Markt noch geschlossen, das heisst, dass sie ihre Elektrizität weiterhin bei ihrem örtlichen EVU 
beziehen müssen.  

Aufgrund dieser Situation ist unklar, wie stark sich die EVU’s für Kundenbindungsprogramme 
einsetzen, insbesondere für die aktive Vermarktung von zusätzlichen Stromprodukten nebst 
dem „Allgemeinstrom“. Es bleibt auch die Frage, ob die Vermarktung von Stromprodukten aus 
erneuerbaren Energien einen Beitrag zur Wertschöpfung des Unternehmens leistet. 

2.1.5 Schweizerische Stromproduktion und Strukturen 
Die schweizerische Elektrizitätsproduktion setzt sich heute zusammen aus 40% Kernenergie, 
55% Wasserkraft, 3% konventionell-thermischer Energie und 2% erneuerbarer Energie (BFE 
2008: 3). Die Produktion entspricht aber nicht dem Abbild des Stromverbrauchs in der 
Schweiz, da ein grosser Teil des produzierten Stroms aus Wasserkraft exportiert und dafür 
„Allgemeinstrom“ aus Kernenergie und fossil befeuerten Kraftwerken importiert wird. Gemäss 
einer Evaluation des Bundesamtes für Energie (BFE 2007: 9) beträgt der Anteil Wasserkraft 
beim Endkunden noch 34%. Der Rest sind 43% Kernenergie aus der Schweiz, 2% Strom aus 
Abfall und nochmals 21% aus importiertem, nicht überprüfbarem Strom, vermutlich Kohle- und 
Kernenergiestrom. Aus diesem Handel erwirtschaftet die Schweizer Stromwirtschaft gegen 
eine Milliarde Franken pro Jahr. Die verschiedenen Stromgesellschaften haben unterschiedli-
che Kraftwerkstypen in ihrem Produktionspark. Damit variiert der Strommix in den Regionen 
stark. Hinzu kommen noch einzelne Produktionsanlagen in den Kantonen und Gemeinden, 
welche den Strommix wiederum verändern. 

2.1.6 Strommix im Kanton Thurgau 
Die EVU’s, welche im Kanton Thurgau die Gemeinden mit Strom versorgen, werden mit Aus-
nahmen der Gemeinden Arbon und Romanshorn vom Elektrizitätswerk des Kantons Thurgau 
(EKT) mit Strom versorgt. Das EKT wiederum bezieht den Strom ausschliesslich von der Ax-
po, welche dem EKT im Jahr 2008 einen Strommix von 82% Kernenergie und 18% Wasser-
kraft geliefert hat. 
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2.2 Phänomen 
Rund 95% der Schweizer Stromkunden haben die Möglichkeit, bei ihrem Stromanbieter er-
neuerbaren Strom zu beziehen (AEE 2007: 6). Der vermarktete Anteil von Stromprodukten aus 
erneuerbaren Energien (Ökostrom) beträgt am gesamten schweizerischen Endverbrauch ca. 
8% (AEE 2007: 8) und wird von ca. 15% der Kunden (Haushalte und Firmen) nachgefragt. 
Einen markanten Einfluss haben die EVU’s der Städte Genf, Zürich und Bern. Diese alleine 
beziehen ca. 85% von den 8% erneuerbaren Stromprodukten. Die drei Städte bieten den Kon-
sumenten im Grundangebot sozusagen als Standard bereits einen Strommix auf der Basis von 
Ökostrom an. Rund 90% der Kunden in diesen Städten beziehen Ökostrom. Bei den übrigen 
Gemeinden beträgt der Kundenanteil 0,5 bis 5%. In der Stadt Zürich beträgt der Mehrpreis pro 
kWh erneuerbarem Strom „Naturpower“ 0,5 Rp. verglichen mit dem „Allgemeinstrom“. Dieser 
bescheidene Mehrpreis wird durch geschickte Kombination unterschiedlich teuer erneuerbarer 
Stromprodukte erreicht. Wünscht der Kunde hingegen den billigsten „Allgemeinstrom“, aus 
einem Mix von Kernenergie, nichtzertifizierter Wasserkraft und aus Kehrichtverbrennungsanla-
gen, so muss er diesen explizit verlangen (EWZ: 2009). 

Im Kanton Thurgau kann der Konsument seit dem Jahr 2001 bei der Mehrheit der EVU’s indi-
viduelle Stromprodukte aus erneuerbaren Energien beziehen. So kann der Kunde einerseits 
reinen Thurgauer Solarstrom zu einem Mehrpreis von 75 Rp./kWh oder erneuerbare Strom-
produkte der Axpo (Beobachter 2009: 6) zu einem Mehrpreis zwischen 2 und 24 Rp./kWh 
bestellen. Seit kurzem bietet das EKT ebenfalls verschiedene regionale Ökostromprodukte auf 
seiner Naturstrombörse an. Der Kanton Thurgau unterstützt die Vermarktung von Thurgauer 
Solarstrom finanziell. Im Unterschied zu den Städten Genf, Zürich und Bern muss sich der 
Kunde aktiv um den Erwerb von Ökostrom bemühen. Im Kanton Thurgau beträgt der Anteil der 
durch direkte Vermarktung verkauften erneuerbaren Stromprodukte seit Jahren ca. 0.7% des 
gesamten Stromkonsums im Kanton. Ein markantes Wachstum konnte in den letzten Jahren 
nicht festgestellt werden. 

Die Bevölkerung hat in verschiedenen Abstimmungen gezeigt, dass sie die Förderung erneu-
erbarer Energien (wozu auch der erneuerbare Strom gehört) wünscht. Ebenfalls weist das 
Bundesamt für Energie in einer Studie (BFE 2007: 10) mittels telefonischer Haushaltbefragung 
aus, dass rund 40% der Konsumenten Wasserkraft oder andere erneuerbare Energie wün-
schen und nur gerade 5% Kernenergie. Auch das Förderprogramm des Kantons Thurgau für 
Solarstromanlagen zur Eigenversorgung ist sehr erfolgreich. Das Förderprogramm musste 
begrenzt werden, da die Nachfrage die zur Verfügung stehenden Fördermittel bei Weitem ü-
berschreiten würde. 

Auch die Studie „Erneuerbarer Strom – von der Nische zum Massenmarkt“ (Wüstenhagen 
2000: 82) zeigt, dass rund die Hälfte des Marktes für erneuerbare Stromprodukte zugänglich 
wäre. In der Schweiz ist die Zahlungsbereitschaft für erneuerbaren Strom bei Haushaltkunden 
sehr hoch. So wären ca. 45% der Haushaltkunden in der Schweiz bereit, für erneuerbaren 
Strom durchaus einen Aufpreis von 50% zu bezahlen (Wüstenhagen 2000: 85). 

Anderseits scheiterte eine vom Detailhändler Coop im Jahr 2003 gestartete Aktion, erneuerba-
ren Strom über Zertifikate in den Coop Läden zu verkaufen. Der erneuerbare Strom hätte in 
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den Verkaufsstellen und über das Internet bestellt werden können. Nur gerade ein Prozent der 
anvisierten 25'000 MWh konnte abgesetzt werden. Herr Weisskopf, Mediensprecher von Coop 
erläutert: „Der Handel mit den Zertifikaten ist sehr erklärungsbedürftig und somit der Aufwand 
für die Kommunikation sehr hoch“ (Bättig 2005: 12). Das Produkt wurde eingestellt. 

2.3 Relevanz 

2.3.1 Energiepolitische Ziele 
In der energiepolitischen Strategie des Bundes und der Kantone (EnDK/EnFK 2005: 20), ins-
besondere im Strategiepapier des Kantons Thurgau „Konzept zur verstärkten Förderung er-
neuerbarer Energien und der Energieeffizienz“, nimmt die Förderung der erneuerbaren Ener-
gie eine zentrale Rolle ein (Kanton Thurgau 2007: 4). Das Ziel ist, durch die Nutzung einheimi-
scher erneuerbarer Ressourcen einerseits die Abhängigkeit von importierten Energien zu min-
dern und somit die regionale Wertschöpfung zu erhöhen und anderseits den CO2- Ausstoss im 
Sinne des Klimaschutzes zu mindern. 

Die sichere und ausreichende Versorgung mit Elektrizität ist aus volkswirtschaftlichen Gründen 
entscheidend. So stellt die Elektrizität eine Schlüsselenergie dar, welche dazu dient, die ande-
ren Energieträger zu nutzen. Beispielsweise kann weder Erdgas noch Erdöl oder Holz in au-
tomatischen Feuerungen ohne die Hilfsenergie Elektrizität genutzt werden. Zudem wird uns 
die Elektrizität in naher Zukunft vermehrt dazu dienen, mit Wärmepumpen die Energieträger 
Erdöl und Erdgas zu substituieren und so die Abhängigkeit von Importen wie auch den CO2-
Ausstoss zu mindern. Eine einheimische Elektrizitätsversorgung erhöht unsere Versorgungssi-
cherheit und mindert die Preisrisiken für die produzierende Industrie. 

Die schweizerische Elektrizitätsproduktion beruht heute auf 40% Kernenergie, mit den bekann-
ten Nachteilen wie sehr kleines Unfallrisiko mit extrem hohem Schadenspotential, langlebige 
gefährliche Abfälle und importierte und begrenzte Brennstoffe. 

2.3.2 Energiepolitische Massnahmen 
Im Rahmen der energiepolitischen Strategie und der gesetzten Ziele (des Kantons und des 
Bundes) soll unter anderem der Anteil an erneuerbarem Strom erhöht werden. Dieses Ziel soll 
einerseits über die Steigerung der Produktion und anderseits über die Erhöhung der freiwilli-
gen Nachfrage nach erneuerbarem Strom erreicht werden. Zur Produktionssteigerung stehen 
das Instrument der kostendeckenden Vergütung (KEV) und das kantonale Förderprogramm für 
den Bau von Solarstromanlagen für den Eigenbedarf zur Verfügung. 

Der Vermarktung von erneuerbarem Stromangebote (freiwilliges Instrument) kommt bei der 
energiepolitischen Zielerreichung eine zentrale Rolle zu. Erstens sind die finanziellen Mittel, 
welche die öffentliche Hand für die Steigerung der Produktion einsetzen kann, begrenzt. Zwei-
tens hat die Freiwilligkeit bzw. das Instrument des Marktes eine sehr hohe politische Akzep-
tanz. Wellinger (2008: 28) weist darauf hin, dass für Unternehmen die Möglichkeit zum freiwil-
ligen Bezug von Ökostrom ein wichtiges Instrument ist, um sich zu profilieren oder ökologische 
Ziele zu erreichen. Das Marktpotential der freiwilligen erneuerbaren Stromangebote muss 
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möglichst ausgeschöpft werden. Im Kanton Thurgau besteht hier offensichtlich noch Nachhol-
bedarf. 

2.3.3 Ziel der Forschungsarbeit 
Diese Forschungsarbeit soll nützliche Hinweise für die energiepolitische Strategie des Kantons 
Thurgau zur Förderung der freiwilligen erneuerbaren Stromangebote aufzeigen. Die gewonne-
nen Erkenntnisse sollen ebenfalls auf Bundesebene in die Kommission für Anschlussbedin-
gungen für erneuerbare Energien (KAEE) einfliessen. Diese Kommission berät das Eidgenös-
sische Departement für Umwelt, Verkehr, Energie und Kommunikation (UVEK) in Fragen rund 
um die Produktion und Förderung von erneuerbarem Strom. 

2.4 Fragestellung 
Diese Arbeit soll aufzeigen, weshalb die Vermarktung von Ökostrom im Kanton Thurgau nicht 
sehr erfolgreich ist, obwohl diverse Studien ein deutlich höheres Marktpotential aufzeigen. E-
benfalls soll untersucht werden, wie Stromkunden die Förderinstrumente freiwilliger erneuerba-
rer Stromprodukte (Vermarktung) und die staatliche Förderung der erneuerbaren Strompro-
duktion einschätzen. 

Die Forschungsfrage lautet: 

Warum hat der Anteil an erneuerbaren Stromprodukten (Ökostrom) im Kanton Thurgau nicht 
stärker zugenommen und mit welchen Massnahmen kann der Anteil erhöht werden? 

Folgende Fragen sollen erforscht werden: 

• Kennen die Konsumenten die vorhandenen Ökostromprodukte der Elektrizitätsverteilunter-
nehmen (EVU)? 

• Wie ist das Bedürfnis der Konsumenten nach erneuerbarem Strom bzw. Ökostrom im Kan-
ton Thurgau? 

• Welche Erwartungen haben die Konsumenten, wenn sie Ökostrom beziehen? 
• Gibt es Unterschiede zwischen Haushalt- und Gewerbekunden? 
• Wie erreicht man, dass die freiwilligen erneuerbaren Stromprodukte vermehrt nachgefragt 

werden? 
• Haben die EVU’s im Rahmen der heutigen Teilmarktöffnung Interesse, Ökostromprodukte 

zu vermarkten (Wertschöpfung, Kundenbindung, …)? 
• Was macht das Elektrizitätswerk der Stadt Zürich besser als die EVU’s im Kanton Thur-

gau? 
• Hat das Vermarktungsmodell der Stadt Zürich eine hohe oder tiefe Akzeptanz? 
• Spielt das Image des Anbieters von Ökostromprodukten eine Rolle (Vertrauenswürdigkeit, 

lokaler Bezug, Coop, …)? 
• Sind die Konsumenten bereit, für Ökostrom individuell mehr zu bezahlen oder erwarten sie, 

dass die kostendeckende Vergütung ausgebaut wird? 
• Kennen die Konsumenten das Förderinstrument der kostendeckenden Einspeisevergütung 

KEV? 
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3 Theorie 

3.1 Theoriebildung 

3.1.1 Marktwirtschaft 
Die allermeisten Güter werden am freien Markt gehandelt. „Der Markt ist ein Verfahren, bei 
dem durch das Zusammenwirken von Anbietern und Nachfragern Entscheidungen über den 
Preis und die Menge von Gütern und Produktionsfaktoren getroffen werden“ (Eisenhut 1998: 
57). Demnach werden am Markt nur Güter produziert, welche auch einen Absatz finden und 
womit auch ein Ertrag erzielt werden kann. In der Marktwirtschaft sorgt der Preis als Informati-
onsträger für eine effiziente Allokation der Ressourcen. Dieses marktwirtschaftliche Anreizsys-
tem führt unablässig zur Suche nach neuen Produkten, besseren Technologien, neuen Res-
sourcen und nach neuen Wegen zur effizienteren Nutzung bereits bestehender Ressourcen. 
Die Marktwirtschaft ist ein System, dass von selbst die relative Knappheit und  
Überschüsse anzeigt und die Handlung des Individuums derart lenkt, dass der Nutzen für alle 
maximiert wird. Dieser Vorgang wird als Regelung durch die „unsichtbare Hand“ verstanden 
(Eisenhut 1998: 58). Der Strom unterliegt diesem Mechanismus seit kurzem ebenfalls, wobei 
erst die Grosskunden einen freien Marktzutritt haben. Dem Marktmechanismus müsste insbe-
sondere auch der erneuerbare Strom, mit seinen besonderen Produktionseigenschaften unter-
liegen. 

3.1.2 Öffentliche bzw. kollektive Güter 
Die Produktion von erneuerbarem Strom bringt der gesamten Gesellschaft einen Nutzen in 
Form von geringerer Auslandabhängigkeit, weniger Umweltverschmutzung, kleineren Versor-
gungs- und Produktionsrisiken und einer höheren Wertschöpfung im Inland. Diese vielfältigen 
Vorteile nutzen dem einzelnen Individuum, aber auch der ganzen Gesellschaft. Die beschrie-
benen Nutzen können nicht auf die Personen beschränkt werden, welche die Nutzen durch 
ihren Konsum von erneuerbarem Strom generieren und dafür auch bereit sind, einen Mehr-
preis beim Stromeinkauf zu bezahlen. Dieser Mechanismus wird in der Volkswirtschaftslehre 
als Ausschlussprinzip bezeichnet (Eisenhut 1998: 60). Die Stromkonsumenten, welche keinen 
erneuerbaren Strom beziehen, profitieren also trotzdem von dessen Nutzen. Sie verhalten sich 
gewissermassen wie Trittbrettfahrer, die mitfahren und dafür den Fahrpreis nicht bezahlen 
(Eisenhut 1998: 60). Güter, bei welchen das Ausschlussprinzip nicht wirkt, werden als öffentli-
che oder auch kollektive Güter bezeichnet. Bei solchen Gütern ist der Anreiz zur Produktion 
sehr klein, weil damit kein Verdienst erzielt werden kann. Dies darum, weil tendenziell niemand 
bereit ist, dafür zu bezahlen, da das individuelle Kosten-Nutzen-Verhältnis ungünstig ist, ob-
wohl von der Produktion und dem daraus gestifteten Nutzen alle profitieren würden. Der Markt 
versagt in diesem Fall.  

3.1.3 Verursacherprinzip 
Ebenfalls zum Marktversagen trägt die Tatsache bei, dass im Preis des nicht-erneuerbaren 
Stroms wie beispielsweise Strom aus Gas- oder Atomkraftwerken die Kosten, welche durch 
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den CO2-Ausstoss entstehen beziehungsweise durch einen möglichen Unfall entstehen könn-
ten, nicht internalisiert sind. Der Marktmechanismus kann deshalb eine optimale Allokation der 
Produktionsfaktoren nicht sicherstellen (Eisenhut 1998: 61). Ein Maximum an Wohlfahrt kann 
aber nur erreicht werden, wenn alle Kosten einer Aktivität von den Verursachern getragen 
werden. 

3.1.4 Homo Öconomicus 
In der Volkswirtschaftslehre wird gelehrt, dass der Mensch nicht rein zufällig Entscheide trifft, 
sondern nach bestimmten Regeln vorgeht. Er trifft seine Entscheide so, dass er für sich einen 
Nutzen erlangen kann. Der Homo Öconomicus maximiert mit den gegebenen Mitteln seinen 
Nutzen oder umgekehrt minimiert den Mitteleinsatz für einen bestimmten Nutzen. Er folgt den 
ökonomischen Prinzipien „Minimumprinzip“ oder „Maximumprinzip“ (Eisenhut 1998: 23). Dabei 
spielen die Opportunitätskosten (Eisenhut 1998: 24) wie Zeitaufwand oder Unbequemlichkei-
ten eine mitentscheidende Rolle.  

Der Stromkonsument kann mit dem „Allgemeinstrom“ aus der Steckdose seinen primären Nut-
zen, nämlich den Betrieb seines Kühlschrankes, seines Fernsehers etc. stillen, ohne ein be-
sonderes Interesse, Anstrengungen oder Engagement zu entfalten. Hingegen muss der 
Stromkunde für den Erwerb von Ökostrom einige Barrieren überwinden: Beispielsweise muss 
er sich informieren, eine Auswahl treffen, ein Bestellformular ausfüllen etc.. Man spricht dabei 
von Transaktionskosten. 

3.1.5 Homo Reciprocans 
Die Theorie des Homo Öconomicus bleibt in der Wissenschaft nicht unbestritten. So zeigt Falk 
(2001: 22), dass der Homo Öconomicus zwar existiert, dass aber Menschen freundliches oder 
kooperatives (faires) Verhalten belohnen und unkooperatives oder unfreundliches (unfaires) 
Verhalten bestrafen, auch wenn dies mit Kosten verbunden ist. Dieses Prinzip wird als Re-
ziprozität verstanden. Dabei spielen die Erwartungen und Einschätzung über das Verhalten 
anderer eine zentrale Rolle. Nur wenn sich das Umfeld gemäss den Erwartungen verhält, ist er 
kooperativ. Das reziproke Individuum bzw. der Homo Reciprocans investiert dann, wenn die 
anderen auch etwas beitragen. Das entspricht im Verhalten einer Strategie der bedingten Ko-
operation (Falk 2001: 6). Es zeigt sich, dass in Gesellschaften auch über informelle Mecha-
nismen die Durchsetzung von Normen, Regeln oder Verhalten möglich ist. Demnach könnte 
die Information, dass viele Stromkonsumenten erneuerbaren Strom kaufen, andere Konsu-
menten zum Kauf anregen und so zur Steigerung der Nachfrage führen. 

3.1.6 Soziales Dilemma 
In der Sozialpsychologie spricht man von der Theorie des sozialen Dilemmas, welches besagt, 
dass Eigeninteressen in Konflikt mit den Fremdinteressen (Interessen der Allgemeinheit) ste-
hen und dass sich nichtkooperatives Handeln für den Einzelnen auszahlt. Der Gesamtgruppe 
geht es aber dadurch schlechter. Das soziale Dilemma unterscheidet drei Typen, nämlich das 
Gefangenen-, das Kollektivgut- und das Ressourcendilemma (Bierhoff 2006: 676). Personen, 
die beispielsweise die Ressource Erdöl übernutzen, profitieren mehr als diejenigen, welche sie 
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nachhaltig nutzen. Übernutzen aber alle, so wird die Ressource zugrunde gerichtet. Den 
Schaden müssen alle Tragen, den Nutzen haben dagegen nur wenige. Ressourcendilemmas 
sind oft mit Kollektivgutdilemmas verbunden, da das Aufstellen von Regeln für die Nutzung 
einer Ressource schon als ein Kollektivgut verstanden werden kann (Bierhoff 2006: 677). 

Olson (2004: 163-164) hat in seiner Theorie des kollektiven Handels ebenfalls aufgezeigt, 
dass der Einzelne einer Gruppe (seien es organisierte oder unorganisierte latente Gruppen -  
in unserem Fall Stromkonsumenten) kein Interesse daran hat, sich freiwillig für die gemeinsa-
men Interessen der Gruppe, zum Beispiel für die Erhöhung der Versorgungssicherheit, einzu-
setzen oder irgendwelche Opfer dafür zu erbringen. Man spricht vom Kollektivgutdilemma. 

Der Konsum von erneuerbarem Strom ist mit einem materiellen Nachteil (höherer Preis) ver-
bunden, ohne dass sich die Umweltsituation für den betreffenden Konsumenten merklich ver-
bessert. Der umweltbewusste Konsum beruht auf der Hoffnung, dass andere Konsumenten 
oder Konsumentinnen nachziehen. Man spricht von einem sozioökologischen Dilemma (BAFU 
2007:131). 

Nach der Theorie von Olsen (2004: 130-132) können Menschen dazu bewegt werden, einen 
Beitrag an kollektive Güter zu leisten (wie zum Beispiel Minderung der Umweltverschmut-
zung), wenn sie dazu gezwungen werden oder einen individuellen Anreiz oder Nutzen daraus 
ziehen können. 

Ein Zwang kann über gesetzliche Regelungen, wie etwa einer Konsumpflicht für erneuerbaren 
Strom, erreicht werden. Das Förderinstrument der kostendeckenden Einspeisevergütung 
(KEV) des Bundes beispielsweise entspricht im Grundsatz einer auferlegten Konsumpflicht für 
erneuerbaren Strom. 

Individuelle Anreize können von materieller oder immaterieller Form sein. Staatliche Förderbei-
träge an Anlagenbauer, welche Solarstromanlagen für den Eigenbedarf erstellen, sind mate-
rielle Anreize. Auch Frey (1992: 9-11) betont, dass das Umweltverhalten (in diesem Fall der 
Kauf von erneuerbarem Strom) in einem sehr starken Mass durch die Kosten und den Nutzen 
des umweltgerechten Handelns beeinflusst wird. Hierzu zählen nicht nur der Preis, sondern 
auch der Zeitaufwand, die Unbequemlichkeiten und die soziale Anerkennung. 

3.1.7 Individuelle Anreize bzw. Zusatznutzen 
Das Kaufverhalten von Konsumenten wird durch verschiedene Faktoren bestimmt. So prägen 
kulturelle, soziale, persönliche und psychologische Einflüsse das Verhalten (Kotler 2003: 304). 
Eine Marketingstrategie muss die Einflüsse der einzelnen Faktoren unbedingt berücksichtigen. 
Ebenfalls hat der Familienstatus einen bedeutenden Einfluss auf das Kaufverhalten. Dieses 
Kaufverhalten wird in der Systematik des Familienlebenszyklus beschrieben, welcher ver-
schiedene demografische Merkmale miteinender verbindet (Kotler 1999: 318). Diese Systema-
tik beschreibt das Kaufverhalten deutlich besser als die Segmentierung nach einzelnen sozio-
demografischen Angaben. 

Bei der Vermarktung von Ökostrom geht es primär um die Vermittlung von Zusatznutzen, denn 
der Grundnutzen (Strom aus der Steckdose) ist bereits gestillt. Belz (2001: 71) erwähnt, dass 
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bei einem Produkt zwischen Grundnutzen und Zusatznutzen unterschieden wird. Der Zusatz-
nutzen ist „seelisch-geistiger“ Natur. Beim Ökostrom kann der Grundnutzen als Befriedigung 
des Bedürfnisses nach Energiedienstleistung, zum Beispiel Licht oder Wärme, angesehen 
werden. Der Stolz oder das gute Gewissen beim Konsum von Ökostrom hingegen können als 
Zusatznutzen bezeichnet werden. Erschwerend ist sicher, dass aus der Steckdose kein ande-
rer Strom kommt. Ökostrom ist nicht erkennbar in Form von anderem Licht, wärmerem Essen 
oder einem anderen Fernsehprogramm. Ebenfalls kann dem Konsumenten nicht versichert 
oder gezeigt werden, dass erneuerbarer Strom aus seiner Steckdose kommt. Ein möglicher 
Zusatznutzen oder Motivationsfaktor bewegt sich im Bereich der psychologischen Faktoren. 
Hierzu bietet die Motivationstheorie von Maslow (Kotler 2003: 315) eine Orientierungshilfe 
(siehe Abbildung 1). In seiner Hierarchie der Bedürfnisse legt er dar, dass zuallererst die ele-
mentaren Bedürfnisse wie „Hunger“ oder “Durst” gestillt werden müssen, bevor die Bedürfnis-
se der nächsten Stufe “Sicherheit” erfüllt werden können. Die Kunden befinden sich auf den 
unterschiedlichen Bedürfnisstufen, so dass den Stromkonsumenten verschiedene Motive wie 
Sicherheit, Zugehörigkeit, Prestige, Selbstverwirklichung etc. zum Kauf anregen könnten. 

 
Abbildung 1: Hierarchie der Bedürfnisse nach Maslow (Maslow-Pyramide) 

Mit einem geeigneten Marketingmix aus Produktdefinition, Preisgestaltung, Promotion und 
Platzierung könnte ein Teil der Stromkunden zum individuellen Bestellen von Ökostrom moti-
viert werden. Gemäss Villiger (2000: 298) hat die Intensität und die Ausrichtung der Öko-
Marketingaktivitäten der Anbieter einen wesentlichen Einfluss auf die Marktentwicklung. Das 
Unternehmen muss seine Angebot bzw. seine Leistung entsprechend seinen Kundensegmen-
ten ausrichten und ebenfalls entscheiden, wo es in Zukunft seine Marketingmassnamen ver-
stärken möchte. Wüstenhagen (2000: 114-115) unterteilt in seiner Untersuchung den Markt in 
umweltaktive, umweltaktivierbare und umweltignorante Kunden ein. Er weist darauf hin, dass 
für den Ökostrom nur die Kundensegmente „Greenback Greens“ und „Sprouts“ mit vernünfti-
gem Aufwand erschlossen werden können. Als „Greenback Greens“ werden gut verdienende, 
überdurchschnittlich gebildete und umweltbewusste junge Personen mit knappen Zeitressour-
cen bezeichnet. Als „Sprouts“ werden Familien mit knapp überdurchschnittlichem Einkommen 
und Bildungsniveau bezeichnet, welche beherzt recyclen, aber ökologische Produkte nur bei 
einem guten Preis-Leistungsverhältnis erwerben. 
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Wüstenhagen (2000: 85) weist aus, dass die Zahlungsbereitschaft für erneuerbaren Strom bei 
Haushaltkunden sehr hoch ist. So wären ca. 45% der Haushaltkunden in der Schweiz bereit, 
für erneuerbaren Strom durchaus einen Aufpreis von 50% zu bezahlen. 

3.1.8 Konzept der Diffusion von Innovationen 
Innovationen - seien es Produkte oder Ideen - brauchen eine Weile, bis sie sich in der Gesell-
schaft verbreitet haben. Diese Ausbreitung wird als Diffusionsprozess bezeichnet und durch-
läuft fünf Phasen. Diese sind die Wahrnehmung der Innovation, das Interesse, die Bewertung, 
das Ausprobieren und schlussendlich die Adaption (Kotler 1999: 554). Gemäss Wüstenhagen 
(2000: 104-105) folgt die Erschliessung des Marktes in Bezug auf die Nachfrage nach erneu-
erbarem Strom eben dem Konzept der Diffusion von Innovationen von Rogers (1995: 11). Das 
Konzept der Diffusionskurve definiert verschiede Kundentypen, wie Innovatoren, frühe Über-
nehmer, frühe Mehrheit, späte Mehrheit und Nachzügler (siehe Abbildung 2) (Kotler 1999: 
557).  

 
Abbildung 2: Modell des Diffusionsprozesses von Marktinnovationen 

Wüstenhagen (2000: 111) betont, dass für den Übergang vom „Innovatorenmarkt“ zum „frühen 
Übernehmermarkt“ ein gezielter Marketingmix unerlässlich ist. Wüstenhagen (2000: 194) greift 
in seiner Studie ebenfalls auf das Konzept von Rogers (1995: 11) zurück, überträgt die S-
förmige Diffusionskurve auf die Angebotseite und definiert in der nachfolgenden Grafik den 
ökologischen Branchenlebenszyklus.  
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Abbildung 3: Modell des ökologischen Branchenlebenszyklus 

Damit zeigt er, dass die Entwicklung eines Marktes für erneuerbaren Strom von Nachfragern 
und Anbietern gleichermassen beeinflusst wird. Ohne entsprechendes Engagement auf der 
Anbieterseite ist eine erfolgreiche Marktdiffusion kaum zu realisieren. 

3.1.9 Wertschöpfung, Markt- und Wettbewerbsstrategie 
Nach Müller-Stevens (2005: 369) wird die Wertschöpfung als Prozess des Schaffens von 
Mehrwert durch Bearbeitung bezeichnet. Der Mehrwert ist ein Resultat der Eigenleistung, der 
durch den Einsatz bestimmter Fähigkeiten und Ressourcen eines Unternehmens entsteht. 
Eine positive Wertschöpfung ist der positive Saldo aus dem Ertrag einer betrieblichen Leistung 
und dem Wert der in der Leistungserstellung eingegangenen Vor- und Fremdleistung. 

 
Abbildung 4: Wertschöpfung eines Unternehmens 

Die EVU’s erbringen eine dienstleistungsbezogene Wertschöpfung, welche als Nutzen für den 
Kunden eine optimale Leistungserstellung und Bedürfnisbefriedigung darstellt (Müller-Stevens 
2005: 371). Die aus der Wertschöpfung resultierenden Gewinne stellen einerseits ein Unter-
nehmensziel dar, bilden aber auch die Basis für das unternehmerische Wirtschaften. Ein Un-
ternehmen wird jedoch nicht bloss über den Ansatz der reinen „Gewinnmaximierung“ (Share-
holder-Ansatz) geleitet, sondern hat meist noch weitere Ziele wie die Befriedigung gesell-
schaftspolitischer Ansprüche (Stakeholder-Ansatz) (Müller-Stevens 2005: 244). Die EVU’s 
versorgen die Kunden mit dem Grundprodukt Strom, welches wiederum in verschiedene Quali-
täten unterteilt ist, beispielsweise den Ökostrom. 
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Die Marktstrategie legt die Stellung des Geschäftsfelds gegenüber den einzelnen Marktseg-
menten bzw. Zielgruppen fest. Das Ziel ist, sich mit einem bestimmten Leistungsangebot an 
einem bestimmten Markt zu positionieren. Dabei wird zwischen reaktiver und aktiver Positio-
nierung unterschieden. Die reaktive Positionierung versucht, die angebotene Leistung den 
Kundenerwartungen anzupassen. Hingegen versucht die aktive Positionierung, die latenten 
Kundenwünsche vorzeitig aufzunehmen und sich somit im zukünftigen Geschäftsfeld die Posi-
tion zu sichern. Das Ökostromangebot der EVU’s bedarf zum jetzigen Zeitpunkt mit Sicherheit 
einer aktiven Positionierung. Ebenfalls ist festzulegen, welcher Kundennutzen bzw. welches 
Produkt für welche Kunden angeboten werden soll. Dabei ist der Produkt-Lebenszyklus zu 
berücksichtigen. Dazu gehört auch der Stil der Marktbearbeitung wie der Marketing-Mix nach 
Kotler (Preis, Produkt, Distribution, Kommunikation) und das Verhältnis zu den Wettbewerbern 
(Müller-Stevens 2005: 253-262).  

Die Positionierung gegenüber den Konkurrenten mit neuen Stromprodukten wie Ökostrom 
bedarf einer Wettbewerbstrategie. Porter (2000: 38-44) hat in seinem Modell drei grundlegen-
de Stossrichtungen definiert, nämlich die Kostenführerschaft, die Differenzierung und die Kon-
zentration. Porter beschreibt ebenfalls, dass die Wahl einer Strategie entscheidend ist, um 
nicht zwischen die Stühle zu fallen und im Wettbewerb zu unterliegen. Die Liberalisierung im 
Strommarkt setzt die EVU’s erstmals einer Konkurrenz aus und zwingt die sie zur Festlegung 
ihrer zukünftigen Strategie. 

Villiger (2000: 264) wie auch Wüstenhagen (2000: 197) verlagern bei der Ökostromvermark-
tung den Marketing-Mix von der operativen auf die strategische Ebene und sprechen von ei-
nem Mega-Marketing-Mix. Der Mega-Marketing-Mix beinhaltet nebst den klassischen 4P (Pro-
dukt, Price, Promotion, Placement) neu die Ebenen Public Opinion und Politics, welche die 
gezielte Beeinflussung der Rahmenbedingungen einschliessen. Dies versteht sich als Be-
standteil einer umfassenden Marktentwicklungsstrategie. 

Gemäss Villiger (2000: 295) hat der Grad der Marktliberalisierung einen relevanten Einfluss 
auf die Entwicklung des Absatzes von Ökostrom. Allerdings hat die Marktliberalisierung nur 
teilweise stattgefunden (Teilmarktöffnung), da der grosse Teil der privaten Stromkonsumenten 
bis auf weiteres gefangene Kunden bleiben, welche ihren Stromanbieter nicht frei wählen kön-
nen. Markard (2003: xi) zeigt in seiner Dissertation „Liberalisierung des Elektrizitätsmarkt und 
die Auswirkung auf ökologische Innovationen“ auf, dass sich aufgrund der Marktliberalisierung 
die Innovationstätigkeit der EVU’s verstärken wird. Die Innovationstätigkeit wird Richtung Kos-
tensenkung, Kundeninteressen, Profitmöglichkeiten und Produktinnovationen gehen. Generell 
werden neue Kompetenzen aufgebaut und eine Differenzierung am Markt vorangetrieben. 

3.1.10 Staatliche Regelungen 
Der Staat hat ebenfalls einen erheblichen Einfluss auf die Entwicklung des Marktes für erneu-
erbaren Strom (Wüstenhagen (2000: 287). So fördern die Rahmenbedingungen wie die Dekla-
rationspflicht beim Strom, die Ökostrom-Label und die Quotenregelung die Marktnachfrage 
und das Marktangebot. Wüstenhagen bezeichnet die Entwicklung des Marktes als einen poly-
zentrischen Prozess, zu dem verschiedene Akteure an unterschiedlichen Stellen der Gesell-
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schaft einen Beitrag leisten können. Der Staat kann hier unterstützend einwirken und die Dy-
namik der Marktentwicklung verstärken. 

Villiger (2000: 285) zeigt auf, dass trotz Ökostrom-Marketing energiepolitisch flankierende 
Massnahmen zur Förderung von erneuerbaren Energien ergriffen werden müssen. Staatliche 
Eingriffe sind mächtige Instrumente, die gezielt bei einem Marktversagen einzusetzen sind. 
Die Schwierigkeit liegt in der Steuerung dieser Instrumente, da die Auswirkungen nicht immer 
in allen Facetten vorhersehbar sind. Deshalb sind laufend iterative Anpassungen erforderlich. 

3.1.11 Fazit aus der Theorie 
Ausgehend von der theoretischen Betrachtung und den daraus gewonnen Erkenntnissen stellt 
sich nun die Frage, ob mit einem verstärkten und optimierten Marketing die in den vorgängigen 
Kapiteln über die öffentlichen Güter, den Homo Öconomicus, den Homo Reciprocans und dem 
sozialen Dilemma beschriebenen Kräfte teilweise überwunden werden können. Ebenfalls stellt 
sich die Frage, inwiefern die EVU’s bereit sind, ihre Marketinganstrengungen zu verstärken, ob 
sie dazu noch Anreize benötigen oder ob schliesslich nur die staatlichen Förderinstrumente 
zur Steigerung des Anteils von Ökostrom führen. 

3.2 Hypothesen 
Aus der Fragestellung und der theoretischen Behandlung werden folgende Hypothesen abge-
leitet: 

1. Die Elektrizitätsverteilunternehmen (EVU’s) haben Interesse, den Anteil an Ökostrom an 
ihrem Gesamtabsatz mit Marketingmassnahmen zu erhöhen. 

2. Wenn die Marketingmassnahmen verstärkt werden, kann der Anteil an Ökostrom am Ge-
samtverbrauch gesteigert werden. 

3. Der Konsument befürwortet eine Erhöhung der heutigen Abgabe von 0,6 Rp./kWh auf den 
Strom zugunsten der KEV und damit zur staatlichen Förderung von erneuerbarem Strom. 

4. Nullhypothese: Der Anteil an erneuerbarem Strom kann nicht gesteigert werden. 

 
Abbildung 5: Pfaddiagramm „Steigerung Anteil Ökostrom“ 

Aktives Interesse der EVU’s 

Steigerung Anteil Ökostrom 
Verstärkung der Marke-
tingmassnahmen 

Ausbau der KEV 

+  H2

+  H3 

+  H1 
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4 Methodologie 

4.1 Lösungsdesign 
Das Design der Arbeit entspricht einer konfirmatorischen, empirischen, sozialwissenschaftli-
chen Forschungsarbeit. Aus den in der Arbeit beschriebenen Phänomenen wird eine zentrale 
Fragestellung abgeleitet, welche dann theoretisch bearbeitet und empirisch überprüft wird. Die 
hergeleiteten Hypothesen werden anhand der empirischen Untersuchung überprüft. Aus den 
gewonnenen Resultaten und deren Interpretation unter Berücksichtigung der Theorie werden 
anschliessend Handlungsempfehlungen hergeleitet. 

Diese Untersuchungsmethode hat sich aufgedrängt, da die zu erforschende Fragestellung 
explizit das soziale Verhalten der Stromkunden betrifft und damit zu den „weichen“ Wissen-
schaften gehört. Mit dieser Methode können hoch aktuelle Daten gewonnen werden und dar-
aus robuste Handlungsempfehlungen abgeleitet werden. 

Eine empirische Untersuchung gliedert sich in fünf Phasen (Diekmann 2009:192-193); die 
Formulierung und Präzisierung des Forschungsproblems, Planung und Vorbereitung der Er-
hebung, Datenerhebung, Datenauswertung und Berichterstattung. 

4.2 Forschungsdesign 
Die Datenerhebung zur Überprüfung der Hypothesen erfolgt einerseits nichtexperimentell (Ex-
post-facto-Design) mit einer schriftlichen Umfrage und anderseits mit „Face-to-Face“ Inter-
views. Eine experimentelle Untersuchung kommt nicht in Frage, da in erster Linie die Stim-
mung beziehungsweise die Meinungen der Stromkonsumenten und der EVU’s erfasst werden 
sollen und korrelative Aussagen zwischen den Variablen genügen. Ausgangslage der empiri-
schen Untersuchungen bilden zwei Grundgesamtheiten, nämlich die Stromkonsumenten und 
die EVU’s im Kanton Thurgau. Die Untersuchung wird als Querschnittsstudie durchgeführt, da 
die Umfrage nur zu einem bestimmten einmaligen Zeitpunkt durchgeführt wird (Diekmann 
2009: 304). Das bedeutet, dass die Daten eine Momentaufnahme widerspiegeln. 

Die Grundgesamtheit der Stromkonsumenten wird wiederum in zwei Teilmengen unterteilt, 
nämlich in die Grundgesamtheit der Haushalt-Stromkonsumenten und in die Grundgesamtheit 
der gewerblichen bzw. industriellen Stromkonsumenten. Diese zwei Grundgesamtheiten un-
terscheiden sich im Bezug auf die Menge des Stromkonsums, die Preisanforderung und den 
Verwendungszweck. Bei einem Gewerbebetrieb ist der Strom einerseits ein Produktionsfaktor, 
der die Kosten erheblich beeinflusst, anderseits ist erneuerbarer Strom auch ein Instrument für 
die Differenzierungs- und Marketingstrategie. In einem Haushalt spielen die Stromkosten, wel-
che sich um ca. Fr. 75.-/Monat bewegen, eine untergeordnete Rolle, hingegen dürfte der Ein-
fluss der Motive nach Maslow eine stärkere Rolle spielen. Untersucht wird bei beiden Grund-
gesamtheiten eine einfache Zufallsstichprobe. Eine Vollerhebung wäre unrealistisch aufwen-
dig. 

Die Grundgesamtheit der EVU’s wurde gewählt, weil diese als Stromanbieter ganz andere 
Merkmale aufweisen als die Stromkonsumenten. Untersucht wird eine ausgewählte Stichprobe 
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von sechs EVU’s, welche bereits erneuerbaren Strom vermarkten. Dazu ist zu sagen, dass im 
Kanton Thurgau rund 110 EVU’s existieren, von den die grössten sechs aber 85% des Stroms 
im Kanton Thurgau verkaufen. 

Für die Untersuchung bei den Stromkonsumenten fiel der Entscheid zugunsten eines schriftli-
chen, per Post zugestellten, Fragebogens. Dies darum, weil erstens die Umfrage kostengüns-
tig durchgeführt und breiter gestreut werden kann, als bei einer Fokusgruppenerhebung. Zwei-
tens werden nicht bloss die Personen erreicht, welche einen Internetanschluss besitzen. Damit 
wäre die Grundgesamtheit eingeschränkt. Eine telefonische Umfrage wurde ebenfalls ausge-
schlossen, da der Aufwand zu gross ist und weil eine schriftliche Befragung bei diesem kom-
plexen Thema mehr Zeit zum Nachdenken lässt. Um die Rücklaufquote zu erhöhen, wird mit 
dem Fragebogen vorab ein kleines Geschenk beilegt. Gemäss der Reziprozitätshypothese 
wird eine Gefälligkeit gerne erwidert (Diekmann 2009: 519). 

Für die Untersuchung bei den Stromanbietern bzw. EVU’s werden „Face-to-Face“ Interviews 
durchgeführt. Durch das offene Gespräch werden breitere Erkenntnisse über die Gründe, die 
Produktangebote, die Erfolge, die Erwartungen und die Einschätzungen der EVU’s erwartet, 
als mit einem Fragebogen mit standardisierten Antwortmöglichkeiten. Der Spielraum für um-
fassende Erläuterungsmöglichkeiten durch die direkte Interaktion ist markant höher. Der Nach-
teil des hohen Zeitaufwandes wird in Kauf genommen. 

Die Stichprobengrösse bei der schriftlichen Umfrage wie auch bei den Interviews wird primär 
durch die finanziellen und zeitlichen Ressourcen bestimmt. Für die schriftliche Umfrage mit 
einer Stichprobengröße von 119 kann man statistisch davon ausgehen, dass ein Wert von 
50% in der Stichprobe mit 95%iger Wahrscheinlichkeit einem Wert der Grundgesamtheit ent-
spricht, der im Bereich von 50% ±9% liegt (Bortz 2006: 419-421). 

4.2.1 Auswahl der Adressen 
Die Adressen wurden nach Absprache mit dem kantonalen Datenschutzbeauftragten von der 
kantonalen Steuerverwaltung zur Verfügung gestellt. Bedingung für die Freigabe der Adressen 
war, dass es sich um eine Forschungsarbeit handelt und die Adressen keine weiteren Attribute 
beinhalten durften. 

Die Grundgesamtheit der Haushalte betrug 118'377 Adressen, die der Gewerbebetriebe 
11'062 Adressen und die der Industriebetriebe 7'870 Adressen. Die zufällige Auswahl der Ad-
ressen für die Umfrage erfolgte in drei Schritten: 

1. Die Adressen werden unstrukturierte aufgelistet. 
2. Jeder aufgelisteten Adresse wird eine Zufallszahl von 0,00000000 bis 99,99999999 nach 

hundertmaligem Durchlauf zugefügt. Das heisst, dass die Zufallszahl bei jeder Adresse 
hundert mal gewechselt hat. 

3. Eine separat ermittelte Zufallszahl (0,00000000 bis 99,99999999) ermittelt den Auswahlbe-
reich für die aus Schritt 2 ermittelten Zufallszahlen. 
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Die aus Schritt 3 ermittelte Zufallszahl ist zum Beispiel 67,27759356. Nun werden die benöti-
gen Adressen in unmittelbarer Nähe von 67,27759356 ausgewählt. Damit kann eine hohe Zu-
fälligkeit absolut gewährleistet werden. 

Durch die hohe Zufälligkeit der Stichprobe kann davon ausgegangen werden, dass die rele-
vanten Merkmale der Populationszusammensetzung in der gewählten Stichprobe weitgehend 
abgebildet sind. Damit ist eine hohe Repräsentativität gewährleistet (Bortz 2006: 397). 

Zu erwähnen ist, dass das Zufallsprinzip bei der Grundgesamtheit der Gewerbe- und Indust-
riebetriebe bewusst verletzt wurde. Indem die untere Hälfte der umsatzschwächsten Betriebe 
ausgeklammert wurde. Damit konnten Betriebe mit einem tendenziell höheren Stromverbrauch 
befragt werden, welche eher den Fragestellungen (Strom als Produktions- und Kostenfaktor 
und Instrument der Differenzierungs- bzw. Marketingstrategie) entsprechen. Ansonsten wären 
voraussichtlich kaum Unterschiede zu den Haushalten ersichtlich. Man kann davon ausgehen, 
dass ein Zweimann-Malerbetrieb kaum andere Bedürfnisse an Ökostrom hat als eine vierköp-
fige Familie. 

Für die Umfrage wurden insgesamt 1'200 Adressen herausgefiltert, wobei für die eigentliche 
Umfrage nur 600 benötigt wurden und weitere 600 als Reserve dienten. Die Reserveadressen 
sollten eingesetzt werden, wenn der Rücklauf unbefriedigend und ein weiterer Versand erfor-
derlich gewesen wäre. 

Ausgehend vom ersten Adressenblock von 600 wurden für den Versand jeweils Adressen von 
300 Haushalten, 150 Gewerben und 150 Industriebetrieben verwendet. 

4.3 Grundlegende Kriterien bei der Gestaltung der Fragebögen 
Die Gestaltung des Fragebogens orientiert sich an der „Total-Design-Methode“ von Dillmann 
(Dickmann 2009: 518), der untersucht hat, welche Faktoren zu einer hohen Rücklaufquote 
beitragen. Demnach wird bei der Annordnung der Fragen darauf geachtet, dass am Anfang die 
einfachen Fragen, in der Mitte die wichtigsten und komplexen und am Schluss die sozialstatis-
tischen Fragen gestellt werden, da die Aufmerksamkeit des Befragten gegen den Schluss ab-
nimmt. Die Fragen werden einerseits in thematisierte Blöcke unterteilt und anderseits durch-
gehend nummeriert, um die Orientierung zu erleichtern. Bei der Gestaltung der Fragen wird 
auf Folgendes geachtet (Diekmann 2009: 479): 

• kurz, präzise und verständlich formuliert, 
• keine Doppelverneinungen, 
• weder wertbesetzt noch suggestiv, 
• weder indirekt noch mehrdimensional formuliert, 
• gezielt mit positiven und negativen Formulierungen gemischt. 

4.4 Grundlegende Kriterien für das „Face to Face“ Interview 
Ein Interview gliedert sich grundsätzlich in drei Phasen, nämlich in die Kontakt-, Erhebungs- 
und Ausklangsphase. Die Kontaktphase dient zum Aufwärmen und legt damit den Grundstein 
für den Erfolg des Interviews. In der Erhebungsphase werden die eigentlichen Fragen bearbei-



  Methodologie 

©  2009, Andrea Paoli, EMBA 02/09 ZH  Seite 20 

tet. Die Ausklangsphase dient dazu, das weitere Vorgehen bekannt zu geben, den Dank aus-
zusprechen und das gegenseitige Vertrauen für allfällige Rückfragen zu erhalten (BMI 2009: 4-
5). 

Die Antworten in einem Interview werden durch verschieden Faktoren verzerrt (Diekmann 
2009: 471). 

 
Abbildung 6: Mögliche Antwortverzerrungen bei Interviews 

Es wurde versucht, einige dieser Effekte durch die neutrale Frageformulierung, durch die teil-
weise offene Fragenstellung, durch die Wahl einer Vierer-Skalierung bei den Fragebatterien 
sowie durch die positive wie auch negative Frageformulierung zu reduzieren. Die Eliminierung 
des Sponsorship-Effekts und des Effekts der sozialen Erwünschtheit stellt eine Herausforde-
rung dar, da der Interviewer einerseits zuständig ist für die energiepolitischen Anliegen im Kan-
ton und anderseits die Kontaktpersonen bei den EVU’s alle persönlich kennt. Die offenen Fra-
geformulierungen haben gegenüber standardisierten Interviews den Nachteil, dass die Aus-
wertung aufwändiger und die Vergleichbarkeit erschwert ist. Hingegen sind umfassendere 
Antworten zu erwarten (Diekmann 2009: 477). 

4.5 Auswertungsinstrument 
Für die Auswertung der Daten aus den Fragebogenantworten wird das Statistikprogramm 
SPSS (PASW Statistics Version 17.0.2) eingesetzt. Das Programm erlaubt eine umfassende, 
weitgehend automatisierte statistische Auswertung, was bei der zu erwartenden Datenmenge 
unverzichtbar ist. Zum Beispiel kann mit wenig Aufwand die Korrelation oder die Signifikanz 
ermittelt werden. 
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5 Planung und Durchführung der Umfrage und der Interviews 

5.1 Entstehung des Fragebogen für die schriftliche Umfrage bei Haus-
halten und Unternehmen 

Die anonymen Fragebogen für die schriftliche Umfrage wurden Anfang Juli entwickelt. Dabei 
wurden die Fragen inhaltlich und darstellerisch mehrmals optimiert und die Anzahl Fragen von 
anfangs 65 auf 37 bei den Haushalten und auf 36 bei den Unternehmen reduziert. Die Frage-
bögen wurden auf offiziellem Papier des Kantons Thurgau gedruckt, um die Vertraulichkeit zu 
erhöhen. 

Das Thema rund um den erneuerbaren Strom, dessen „Sorte“, dessen Vermarktung und För-
derung ist äusserst komplex und schwer verständlich. Deshalb ist der Fragebogen in folgende 
Bereiche aufgeteilt: 

• Generelle Einstellung und Motivation 
• Wissen und Einstellung zur Stromproduktion 
• Wissen und Einstellung zum Ökostrommarkt 
• Einstellung zur staatlichen Förderung von Ökostrom  
• Fragen zum Haushalt beziehungsweise zum Unternehmen 

Um die Verständlichkeit zu erhöhen, wurden zu den einzelnen Frageblöcken bzw. Fragen er-
läuternde Texte eingefügt. Die Fragen wurden vorwiegend in skalierte Fragebatterien gestellt, 
da diese eine gute Einschätzung liefern und für die Befragten einfach zu verstehen sind. Für 
die Skalierung wurden fünf Spalten gewählt, welche wie folgt bezeichnet sind: „stimme völlig 
zu“, „stimme eher zu“, „stimme eher nicht zu“, „stimme überhaupt nicht zu“ und „weiss nicht“. 
Eine mittlere Spalte mit der Bezeichnung „teils/teils“ wurde bewusst weggelassen, damit die 
Befragten sich entscheiden müssen. Ferner wurde möglichst mit geschlossenen Fragen gear-
beitet, um die anschliessende Auswertung zu erleichtern. Die Abfrage der Haushaltmerkmale 
wurde auf die Systematik des Familienlebenszyklus abgestützt (Kotler 1999: 318). Im Anhang 
Seite 15 und 23 befinden sich die Originalfragebogen. 

5.1.1 Erkenntnisse aus dem Pretest 
Der Fragebogen für Haushalte wurde bei sechs Personen einem Pretest unterzogen, damit die 
Qualität des Fragebogens hinsichtlich Verständlichkeit, Doppelfragen und Befragungszeit ü-
berprüft werden kann (Diekmann 2009: 485). Aufgrund der Rückmeldungen wurden Fragen 
wie auch die erläuternden Texte präzisiert. Zum Beispiel wurde darauf hingewiesen, dass Mie-
ter wie Hauseigentümer Ökostrom beziehen können, bei der Frage 10 wurde eine weitere 
Antwortmöglichkeit „aus eigenen Ökostromkraftwerken“ eingefügt, und die Bandbreite bei der 
Abfrage der monatlichen Stromrechung wurde erweitert. Die Frage zum Nettohaushaltein-
kommen wurde aufgrund des offensichtlichen Widerwillens bei der Beantwortung (fehlende 
Angaben, unrealistische Zahlen) weggelassen. Im Anhang Seite 1 befindet sich der Fragebo-
gen, welcher für den Pretest verwendet wurde. Auf einen Pretest beim Fragebogen für die 
Unternehmen wurde verzichtet, da dieser dem Fragebogen für Haushalte sehr ähnlich ist.  
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5.2 Entstehung Fragebogen für die Interviews bei den Elektrizitätsver-
teilunternehmen (EVU) 

Der Fragebogen für die Interviews mit den EVU’s wurde Ende Juli entwickelt. Dabei diente der 
Fragebogen für die Haushalte als Grundlage, insbesondere die Struktur und die thematische 
Aufteilung. 

Im ersten Entwurf wurde der standardisierte Fragebogen für die Durchführung des Interviews 
mit vorwiegend geschlossenen Fragen und vorgegebenen Antwortmöglichkeiten (skalierte 
Fragebatterien) entworfen (siehe Anhang Seite 8). Bei einem Pretest mit einem Arbeitskolle-
gen wurde festgestellt, dass das Interview wie ein Verhör wirkte und so das Ziel, möglichst 
viele individuelle Antworten und Erkenntnisse über die Ökostromvermartung zu erhalten, nicht 
erreicht würde. Deshalb wurde für das Interview ein komplett neuer standardisierter Fragebo-
gen mit vorwiegend offenen Fragen erstellt (siehe Anhang Seite 31). Damit sollten sich vom 
Befragten möglichst viele persönliche Antworten und ein detailliertes Profil zur Vermarktung 
der Ökostromprodukte ergeben. Es wurden nur wenig einzelne skalierte Fragebatterien ver-
wendet, um zum Beispiel die Einstellung des Unternehmens oder die Ansicht zur staatlichen 
Förderung abzufragen. Die Nachteile gegenüber einem standardisierten Interview wie der 
grössere Aufwand und die erschwerte Vergleichbarkeit wurden zugunsten der zu erwartenden 
umfassenden Antworten in Kauf genommen (Diekmann 2009: 477). Ebenfalls wurde der Fra-
geblock zur Einstellung des Unternehmens an den Schluss verlegt, damit das Interview nicht 
bereits von Anfang an mit politischen Einstellungen belastet werden könnte. Zusätzlich wurde 
neu ein Datenblatt erstellt, welches die Interviewpartner nachträglich ausfüllen und zustellen 
konnten, so dass sie genügend Zeit hatten um die Angaben zusammenzutragen. Der Frage-
bogen wurde thematisch in folgende sechs Bereiche aufgeteilt: 

• Einstellung zur Stromproduktion 
• Reaktion auf die Teilmarktöffnung 
• Aktivitäten und Erfahrungen bei der Ökostromvermarktung 
• Einstellungen zur stattlichen Förderung 
• Generelle Einstellung und Motivation 
• Fragen zum EVU 

5.3 Durchführung der schriftlichen Umfrage und Rücklaufstatistik 

5.3.1 Durchführung 
Die 300 Haushalte und die 300 Unternehmen wurden am 13. Juli 2009 mit einem persönlich 
adressierten und auf offiziellem Papier des Kantons Thurgau gedrucktem Begleitbrief ange-
schrieben. Der Begleitbrief erläuterte die Intention der Studie, garantierte die Vertraulichkeit 
und sprach den Dank für die Mitwirkung aus (siehe Anhang Seite 38). Dem Begleitbrief wur-
den der Fragebogen, ein adressiertes und frankiertes Antwortcouvert und zwei Sonderbrief-
marken von „Pro Patria“ beigelegt. Die Briefmarke von „Pro Patria“ wurde ausgewählt, weil 
damit zusätzlich noch kulturelle und soziale Projekte in der Schweiz unterstützt werden. Für 
die Rücksendung des Fragebogens wurde eine Frist von rund vier Wochen bis zum 10. August 
2009 eingeräumt, da die Umfrage während den Ferien erfolgte. Ansonsten hätte die Frist kür-
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zer angesetzt werden können. Am 11. August 2009 wurde allen 600 Befragten ein kombinier-
tes Dank- und Erinnerungsschreiben versandt (siehe Anhang Seite 39), um die Rücklaufquote 
nochmals zu erhöhen. Da die Rücksendung anonym erfolgt ist, mussten alle Befragten noch-
mals angeschrieben werden. 

5.3.2 Rücklaufstatistik 
Von den insgesamt 300 angeschriebenen Haushalten haben 80 den Fragebogen zwischen 
dem 20. Juli und 12. August eingereicht. Weitere 43 haben auf das kombinierten Erinnerungs- 
und Dankesschreiben reagiert und den Fragebogen bis zum 24. August 2009 nachgereicht. 

Im selben Zeitfenster haben von den insgesamt 300 angeschriebenen Gewerbe- und Indust-
riebetrieben 106 den Fragebogen vor dem Versand des kombinierte Erinnerungs- und Dan-
kesschreiben eingereicht. Danach wurden nochmals 34 nachgereicht. Insgesamt waren sech-
zehn Fragebögen ungültig, weil sie leer zurückgesandt wurden oder die Person weggezogen 
war. Weitere zehn Fragebögen wurden nach dem 24. August eingerecht und bei der Daten-
eingabe nicht mehr berücksichtigt. 

 
Tabelle 1: Rücklaufstatistik der Umfrage 

Mit 41% bis 47% ist die Rücklaufquote sehr hoch. Die Durchführung der Umfrage als offizielle 
Umfrage im Namen des Kantons Thurgau und mit dem Vorabgeschenk hat die Wirkung nicht 
verfehlt. 

5.4 Durchführung der Interviews 
Im Kanton Thurgau gibt es rund 110 EVU’s. Die meisten davon werden nebenamtlich geführt. 
Nur die grösseren EVU’s haben sich bereits mit der Vermarktung von Ökostrom auseinander 
gesetzt. Deshalb wurden anfangs August mit vier grösseren und zwei mittleren EVU’s telefo-
nisch Termine für die Interviews vereinbart. Alle sechs angefragten EVU’s waren bereit, das 
einstündige Interview durchzuführen, wünschten aber vorgängig die Zustellung des Interview-
fragebogens. Am 14. August wurden mit drei EVU’s, am 17. August mit zwei EVU’s und am 
25. August mit einem EVU Interviews durchgeführt. 

Die Interviews erfolgten vor Ort bei den EVU’s und ausnahmslos mit den CEO’s. Die Fragen 
wurden in der Regel neutral gestellt, nur in Einzelfällen bei Bedarf noch erläutert. Der Frage-
bogen wurde durch den Interviewer während der Befragung ausgefüllt. Gleichzeitung wurde im 
Einverständnis der Befragten eine Tonbandaufnahme erstellt, um allfällige Unklarheiten später 
nachprüfen zu können. Die ausgefüllten Interviewfragebogen sind im Anhang ab Seite 89 auf-
geführt. 
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6 Statistische Aufbereitung der Daten und Güte der Messungen 
der schriftlichen Umfrage bei Haushalten und Unternehmen 

 

Statistisch ausgewertet wurden nur die schriftliche Umfrage bei den Haushalten und den Un-
ternehmen. 

6.1 Aufbereitung der Daten aus den Fragebogenantworten 
Für die Auswertung wurde das Statistikprogramm SPSS eingesetzt. Jede Frage des Fragebo-
gens bekam eine numerische Variable zugewiesen. Fragen, bei welchen Mehrfachantworten 
möglich waren, wurden als Variablen-Set eingegeben, wobei jeder Antwort eine dichotomisier-
te Variable zugewiesen wurde. Das Messniveau wurde bei Variablen, welche eine Rangord-
nung zulassen auf Ordinal und bei den übrigen auf Nominal festgelegt. Die Datentabellen sind 
im Anhang für die Haushalte auf den Seite 40 bis 53 und für die Unternehmen auf den Seiten 
54 bis 69 ersichtlich. 

Die vorgegebenen Antworten des Fragebogens wurden systematisch codiert und in die SPSS 
Datenbank eingetragen. Antworten der Form: „Weiss nicht“ und fehlende Antworten sowie die 
Angabe „Andere:“ (Frage 33) wurden als benutzerdefinierte fehlende Werte deklariert und so-
mit bei weiteren Berechnungen ignoriert. Die codierten Fragebogen für die Haushalte sind im 
Anhang auf der Seite 15 und für die Unternehmen auf der Seite 23 einsehbar. 

Bei allen Variablen, ausser jenen, welche Mehrfachantworten zugeordnet sind, wurde die Kor-
relation nach Pearson mit einem zweiseitigen Signifikanztest ermittelt. Die Korrelationstabellen 
sind im Anhang für Haushalte auf der Seite 70 und für die Unternehmen auf der Seite 71 er-
sichtlich. 

Der Ausschluss von Mehrfachantworten bei der Korrelationsanalyse hat seine Ursache darin, 
dass die Variablen bei Mehrfachantworten systematisch nicht unabhängig voneinander sind. 

Die Korrelation beschreibt die lineare Beziehung zwischen zwei oder mehr statistischen Vari-
ablen. Häufig benutzt man die Korrelation, um einen Hinweis darauf zu bekommen, ob zwei 
statistische Größen ursächlich miteinander zusammenhängen. Wenn sie besteht, ist noch 
nicht gesagt, ob eine Größe die andere kausal beeinflusst, ob beide von einer dritten Größe 
kausal abhängen oder ob sich überhaupt ein Kausalzusammenhang folgern lässt. Ebenso 
kann eine strikt nichtlineare Beziehung nicht durch die Korrelation beschrieben werden. Um 
Korrelationsergebnisse als kausal interpretieren zu können, sind weitere Untersuchungen er-
forderlich (Bortz 2006: 507-509). Der Signifikanztest berechnet die Wahrscheinlichkeit, eine 
mindestens so starke Korrelation wie die beobachtete zu erhalten, wenn die Werte in Wirklich-
keit nicht korrelieren (Bortz 2006: 25). 

Für Fragen bei welchen Mehrfachantworten möglich waren wurde eine Kreuztabelle erstellt. 
Die Kreuztabellen enthalten die absoluten Häufigkeiten von Kombinationen bestimmter Merk-
malsausprägungen. Die Kreuztabellen sind im Anhang für die Fragen zu den Haushalten auf 
den Seiten 73 und 74 und für die Fragen zu den Unternehmen auf den Seiten 82 und 83 ein-
sehbar. 
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6.2 Güte der Messung 

6.2.1 Objektivität 
Bei standardisierten quantitativen Verfahren liegt eine perfekte Objektivität vor. Durch den 
standardisierten schriftlichen Fragebogen, das methodische Vorgehen und durch die Doku-
mentation der Untersuchung kann ein Maximum an Objektivität gewährleistet werden. Einzig 
allfällige Kodierfehler könnten noch zu Verfälschungen führen (Bortz 2006: 195). 

6.2.2 Reliabilität 
Die Reliabilität kann bei dieser Untersuchung nicht überprüft werden. Einerseits wurde nur ein 
Messinstrument pro Grundgesamtheit verwendet, die Umfrage nur einmal durchgeführt und 
die Umfrage auch nicht in zwei Teile halbiert (Bortz 2006: 196-198). Es kann aber davon aus-
gegangen werden, dass durch die schriftliche standardisierte neutrale Befragung und die Zu-
fälligkeit der Stichprobe, die Reliabilität subjektiv beurteilt hoch ist. 

6.2.3 Validität 
Die Erhebung mittels Fragebogen wurde korrekt durchgeführt und ausgewertet. Die interne 
Validität wurde durch die Operationalisierung, die gezielte Auswahl und die Vielzahl der Fra-
gen sicher gestellt. Die externe Validität wird entscheidend durch die hohe Repräsentativität 
bestimmt. Subjektiv eingeschätzt ist die Validität der Messung hoch. Die Validität wird durch 
die Reliabilität und der Objektivität beeinflusst. Dies sind Minimalvoraussetzungen zur Kon-
struktion valider Messinstrumente (Diekmann 2009: 261). 
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7 Statistische Aufbereitung der Daten und Güte der Messungen 
der mit den EVU’s geführten Interviews 

 

Die Interviews werden qualitativ ausgewertet, da eine statistische Auswertung von sechs Inter-
views kaum sinnvoll ist. Die Stichprobe ist klein und die Resultate lassen sich nicht auf die All-
gemeinheit der EVU’s übertragen, dennoch sind wertvolle Resultate zu erwarten, da viele per-
sönliche Antworten und ein detailliertes Profil zur Vermarktung der Ökostromprodukte einge-
hen werden. Auf die Transkription der aufgenommenen Interviews wird aus Gründen des ho-
hen Aufwandes verzichtet und primär auf die Interviewfragebogen abgestellt. Die ausgefüllten 
und anonymisierten Interviewfragebogen sind im Anhang ab Seite 89 aufgeführt. 

7.1 Güte der Messung 

7.1.1 Objektivität 
Bei den qualitativen Interviews ist die Objektivität nur bedingt gegeben, da ein gewisser Ein-
fluss durch den Interviewer nicht ausgeschlossen werden kann. Kritisch ist die fehlende Ano-
nymität des Interviewers und der Interviewten. Zur Minderung der Objektivität trägt der Um-
stand bei, dass der Interviewer mit allen Befragten bekannt, energiepolitisch aktiv ist und der 
Effekt der sozialen Erwünschtheit zu einer Messverzerrung führen könnte. Mit der Verwendung 
eines standardisierten Interviewfragebogens kann jedoch die Objektivität erhöht werden. 
Durch den standardisierten schriftlichen Fragebogen, das methodische Vorgehen und durch 
die Dokumentation der Untersuchung wird ein Maximum an Objektivität gewährleistet (Bortz 
2006: 195). 

7.1.2 Reliabilität 
Die Reliabilität kann bei dieser Untersuchung nicht überprüft werden. Einerseits wurde nur ein 
Messinstrument pro Grundgesamtheit verwendet, das Interview nur einmal durchgeführt und 
auch nicht in zwei Teile halbiert (Bortz 2006: 196-198). Es muss davon ausgegangen werden, 
dass beim Interview die Reliabilität tief ist, da die Resultate sehr abhängig sind von der Per-
son, die das Interview durchführt und von der Person die antwortet. Insbesondere zur tiefen 
Reliabilität trägt der Umstand bei, dass der Interviewer mit allen Befragten bekannt, energiepo-
litisch aktiv ist und der Effekt der sozialen Erwünschtheit zu einer Messverzerrung führen 
könnte. 

7.1.3 Validität 
Die Interviews wurden korrekt durchgeführt und ausgewertet. Die Validität wird im Wesentli-
chen durch die Reliabilität und die Objektivität beeinflusst. Diese sind Minimalvoraussetzungen 
zur Konstruktion valider Messinstrumente (Diekmann 2009: 261). Da die Reliabilität und die 
Repräsentativität aufgrund der kleinen Stichprobengrösse eher tief sind und die Objektivität 
unter der fehlenden Anonymität leidet, kann davon ausgegangen werden, dass die Validität 
subjektiv eingeschätzt eher tief ist. 
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8 Ergebnisse und Interpretation der schriftlichen Umfrage bei 
den Haushalten 

 

Nachfolgend werden aus der schriftlichen Umfrage bei den Haushalten nur ausgewählte Er-
gebnisse und Korrelationen thematisiert, welche relevant für neue Erkenntnisse zur Beantwor-
tung der zentralen Fragestellung und der Hypothesen sind. Die Auswertung der Ergebnisse 
folgt der Reihe der Fragen im Fragebogen. Thematisiert werden die Häufigkeit sowie die signi-
fikante Korrelation nach Pearson mit anderen Fragen. 

Im Anhang Seite 72 bis 80 sind sämtliche Fragen grafisch nach der Häufigkeit der Nennungen 
ausgewertet. Die Bezeichnung „H“ bezieht sich auf den Fragebogen der Haushalte. 

8.1 Ergebnisse und Interpretation der Fragen zur Einstellung und Mo-
tivation (Fragen H1-H4) 

Ergebnisse: 
Mit diesem Frageblock wurde die Einstellung zu Umweltschutz und zur Ressourcennutzung 
abgefragt. Nachfolgende Grafiken zeigen die Häufigkeitsverteilungen der Nennungen zu den 
Fragen H1 bis H4. 

 
Abbildung 7: Häufigkeitsverteilung Frage H1 Abbildung 8: Häufigkeitsverteilung Frage H2 

 
Abbildung 9: Häufigkeitsverteilung Frage H3 Abbildung 10: Häufigkeitsverteilung Frage H4 
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Es zeigt sich, dass eine deutliche Mehrheit von 85% der Ansicht ist, dass man die Umweltres-
sourcen schonen sollte, damit andere Generationen diese auch nutzen können (Frage H1). 
Ebenfalls eine starke Zustimmung erhält die Frage H2, welche eine vermehrte Nutzung inlän-
discher Energieressourcen proklamiert, damit das Geld bei uns in der Schweiz bleibt. Nur ge-
rade 21% der Haushalte finden die Umweltprobleme stark übertrieben (Frage H3). Rund 75% 
der Befragten sind der Ansicht, dass der Staat mehr für den Umweltschutz tun sollte (Frage 
H4). 

Interpretation:  
Die Befragten zeigen eine hohe Sensibilität für die Umweltproblematik und sind sich bewusst, 
dass Handlungsbedarf besteht. Man möchte dem Staat bewusst das Zepter in die Hand legen, 
wohl aus der Überlegung, dass der Einzelne wenig ausrichten kann und alle einen Beitrag an 
das Allgemeinwohl leisten sollen. Es scheint, dass sich die Befragten über das in der Theorie 
beschriebene Phänomen des „sozialen Dilemmas“ aus der eigenen Wahrnehmung bewusst 
sind (Bierhoff 2006: 676). Auch besteht das Bedürfnis, lokal produzierten Strom zu fördern und 
damit die Wertschöpfung in der Region zu behalten. 

8.2 Ergebnisse und Interpretation der Fragen zur Stromproduktion 
(Fragen H5-H8) 

Ergebnisse: 
Mit diesem Frageblock wurde geprüft, was die Befragten unter Ökostrom verstehen (Frage H5: 
„Welches Kraftwerk produziert aus Ihrer Sicht ökologischen Strom?“) und welche Präferenzen 
sie bei der Wahl der Kraftwerkstypen haben (Frage H6: „Aus welchen Kraftwerken sollten Ihrer 
Ansicht nach mehr Strom produziert werden?“). Ebenfalls wurde das generelle Interesse am 
Strom mit Frage H7 („Es interessiert uns, in welcher Art von Kraftwerken der Strom produziert 
wird, den wir brauchen“) und Frage H8 („Uns ist egal, ob der Ökostrom importiert oder in der 
Schweiz erzeugt wird“) abgefragt. 

Nachfolgende Grafiken zeigen die Häufigkeitsverteilungen der Nennungen zu den Fragen H5 
und H6, wobei Mehrfachantworten möglich waren. 
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Abbildung 11: Häufigkeitsverteilung Frage H5 

 
Abbildung 12: Häufigkeitsverteilung Frage H6 

Die meisten Befragten wissen klar, in welchen Kraftwerken Ökostrom produziert wird. Am bes-
ten schneidet der Solar-, Wind- und Wasserstrom gefolgt von Biogas-, Geothermie- und Holz-
energiestrom ab. Mit grosser Deutlichkeit werden Erdöl-, Gas- und Kernenergiekraftwerke 
nicht als Ökostromkraftwerke bezeichnet. Die Befragten würden klar eine Steigerung der 
Stromproduktion aus Ökostromkraftwerken bevorzugen. 

Aus der nachfolgenden Kreuztabelle zeigt sich ein deutlicher Zusammenhang zwischen der 
Frage H6 und der Frage H23 („Ich würde nur diese Ökostromsorte beziehen“). Eine deutliche 
Mehrheit, welche die Steigerung der Stromproduktion aus einem bestimmten Ökostromkraft-
werken wünscht, würde diesen Ökostrom auch beziehen. Die Präferenzen liegen beim Solar-, 
Wind-, Wasserstrom (siehe gelbe Markierung). Auffällig ist, dass der grösste Teil, welcher die 
Stromerzeugung aus Erdöl-, Erdgas- oder Kernenergiekraftwerke steigern möchte, ebenfalls 
Ökostrom beziehen würde (gelb markiert). 

 
Tabelle 2: Kreuztabelle Fragen H6/H23 

Nachfolgende Grafiken zeigen die Häufigkeitsverteilungen der Nennungen zu den Fragen H7 
und H8, welche das Interesse an der Art der Stromerzeugung und der Herkunft abfragen. 
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Abbildung 13: Häufigkeitsverteilung Frage H7 Abbildung 14: Häufigkeitsverteilung Frage H8 

Es zeigt sich, dass rund 80% der Befragten sich dafür interessieren, wie der Strom produziert 
wird, den sie verbrauchen. Eine schwache Korrelation besteht ebenfalls zwischen der Frage 
H7 und der Frage H4 mit 0,406 und mit einer Signifikanz von 0,0%. Personen, welche sich 
stark dafür interessieren, wie der von Ihnen verbrauchte Strom produziert wird, wünschen sich 
auch, dass der Staat mehr für den Umweltschutz tun sollte. Rund 61% der Befragten ist es 
nicht egal, ob der Ökostrom in der Schweiz erzeugt oder importiert wird (Frage H8). 

Interpretation: 
Obwohl der Strom aus der Steckdose nicht als Wasser- oder Atomstrom erkennbar ist und 
auch keine Unterschiede in den Nutzungseigenschaften bestehen, ist das Interesse an der 
Stromproduktionsart sehr hoch. Der Stromkunde scheint also in der Lage, über seine „Steck-
dose“ hinaus, die Produktionsrahmenbedingungen zu erfassen und zu bewerten. Die Wünsche 
des Stromkunden liegen eindeutig bei der Produktion von erneuerbarem Strom, wobei es nicht 
erstaunt, dass die Präferenzen bei den klassischen Stromsorten Solar-, Wind- und Wasser-
strom liegen, gefolgt von Biogas-, Geothermie- und Holzstrom. Das engagierte Interesse der 
Bevölkerung an generellen Umweltproblematiken scheint sie auch für die Belange der Strom-
produktion zu sensibilisieren. Gleichzeitig besteht in dieser Hinsicht ein akutes Bedürfnis nach 
staatlichen Eingriffen. 

8.3 Ergebnisse und Interpretation der Fragen zum Ökostrommarkt 
(Fragen H9-H25) 

Mit diesem Frageblock werden die Erfahrungen mit dem Ökostrommarkt, die Gründe für den 
Bezug von Ökostrom, Erwartungen, Ökostrompräferenzen und die Zahlungsbereitschaft abge-
fragt. 

8.3.1 Ergebnisse und Interpretation zu den Fragen H9 und H10 
Erläuterung aus dem Fragebogen: 
Das Elektrizitätswerk der jeweiligen Gemeinde liefert den „Allgemeinstrom“, der sich im Kanton 
Thurgau in der Regel aus 84% Kernenergie und 16% Wasserkraft zusammenstellt. Mieter wie 
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auch Hauseigentümer können aber zusätzlich zu einem Aufpreis noch individuell Ökostrom 
wie Solar-, Biogas-, Kleinwasserkraftwerkstrom etc. bei ihrem Elektrizitätswerk bestellen. Mit 
ihrem individuellen Einkauf fördern sie die Produktion von Ökostrom. 

Ergebnisse: 
Von den 123 Haushalten, welche auf die Umfrage geantwortet haben, beziehen total 14 Haus-
halte Ökostrom, davon acht bei ihrem EVU, die restlichen aus eigenen Anlagen oder von an-
deren Lieferanten. Insgesamt beziehen also 12% der Haushalte Ökostrom, davon 6,5% bei 
ihrem EVU. 

Interpretation: 
Aus der Befragung der EVU’s können wir entnehmen, dass rund 1-3% der Haushalte Öko-
strom beziehen. Bei unserer repräsentativen Kundenbefragung kommen wir auf 6,5%. Der 
Unterschied lässt sich vermutlich auf Fehlinterpretationen bei der Fragebogenbeantwortung 
zurückführen. Bei der Beantwortung der Frage H9 und H10 haben die Befragten teilweise die 
Frage H9 verneint hingegen bei der Frage H10 eine Stromsorte angekreuzt. Bei der Auswer-
tung wurde in diesen Fällen die Frage H9 korrigiert und mit einem Ja bewertet. Nun ist zu ver-
muten, dass dies nicht richtig interpretiert wurde und die gesetzten Kreuze bei der Frage H10 
sich auf den „Allgemeinstrom“ beziehen. Deshalb dürfte der Anteil der Haushalte, welche Öko-
strom beziehen, deutlich tiefer sein, als die ermittelte Häufigkeit aus den Fragebogenantwor-
ten.  

Es scheint, dass nach dem Konzept der Diffusionskurve für Innovationen, welches Wüstenha-
gen (2000:104-105) in seiner Arbeit zum Ökostrom erwähnt, bei der Marktdurchdringung erst 
die Innovatoren erreicht wurden. Die Ökostromnachfrage stagniert in den letzten fünf Jahren 
seit der Einführung im Jahr 2001. Es ist möglich, dass im Modell der Diffusion von Innovatio-
nen die Zeitachse für den Ökostrommarkt sehr lang ist. Oder eben wie Truffer (2002: IV) in 
seiner Fokusgruppenerhebung zu Ökostrom erwähnt, dass nur die Pioniere bereit sind, das 
Risiko einzugehen, mit dem Ökostromangebot eine Mogelpackung zu erhalten und so für 
dumm verkauft zu werden (siehe auch Resultate der Frage H15). In diesem Sinn kommt der 
Kommunikation eine entscheidende Rolle zu, denn die Ökostrom-Mehrwert-Vermarktung ist 
sehr komplex. 

8.3.2 Ergebnisse und Interpretation zu den Fragen H11 bis H15 
Ergebnisse: 
Mit den Fragen H11 bis H15 wurden der Informationsstand zu den Ökostromangeboten und 
die Haltung der Befragten dazu abgefragt. Die Grafiken zeigen die Häufigkeitsverteilungen der 
Nennungen zu den Fragen H11, H12, H13 und H15. 
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Abbildung 15: Häufigkeitsverteilung Frage H11 Abbildung 16: Häufigkeitsverteilung Frage H12 

 

 

Abbildung 17: Häufigkeitsverteilung Frage H13 Abbildung 18: Häufigkeitsverteilung Frage H15 

Die Auswertung zeigt bei der Frage H11, ob das EVU den Haushalten Angebote zu Ökostrom 
macht, ein diffuses Bild mit einem grossen Anteil von 23% der Antworten „weiss nicht“ und 
11% „keine Antwort“. Ebenfalls sind bei der Frage H12, ob das Ökostromangebot übersichtlich 
ist, die Antworten breit gestreut mit einem hohen Anteil der Antworten von 20% „weiss nicht“ 
und 14% „keine Antwort“. Rund 55% der Befragten misstrauen den Ökostromangeboten (Fra-
ge H15: Wir wissen nicht, ob die Ökostromangebote halten, was sie versprechen). 

Bei der Frage H13, ob der Aufpreis von Ökostrom zu hoch ist, ist der Anteil zustimmender 
Antworten mit 20% „stimme völlig zu“ und 30% „stimme eher zu“ deutlich. Aber auch hier sind 
der Anteil „weiss nicht“ mit 24% und „keine Antwort“ mit 12% recht hoch. Eine starke Korrelati-
on von 0,503 mit einer Signifikanz von 0,0% gibt es zwischen der Frage H13 mit der Frage 
H24, welche die Bereitschaft, für Ökostrom mehr zu bezahlen, abfragt. Personen, die das Ö-
kostromangebot zu teuer finden, sind auch kaum bereit, mehr dafür zu bezahlen. 

Eine schwache Korrelation von 0,461 mit einer Signifikanz von 0,0% besteht zwischen der 
Frage H13 und Frage H15. Befragte, welche den Aufpreis von Ökostrom für zu hoch halten, 
haben ebenfalls ein hohes Misstrauen gegenüber den Ökostromangeboten.  
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Interpretation: 
Die hohen Anteile der Antworten „weiss nicht“ und „keine Antwort“ bei den Fragen H11, H12 
und H13 deuten darauf hin, dass die Angebote zur individuellen Bestellung von Ökostrom bei 
den Haushalten nicht sehr bekannt sind. Die Ökostromangebote der EVU’s sind bei den Kon-
sumenten nicht präsent. Offensichtlich erreichen die Marketingmassnahmen der EVU’s wenige 
Kunden. Um den Markt aber erfolgreich erschliessen zu können, ist ein entsprechendes Enga-
gement der EVU’s zwingend nötig, worauf bereits Wüstenhagen (2000: 194) deutlich hinweist. 
Ebenfalls auf eine mangelnde Aufklärung deutet der hohe Anteil von 55% der Kunden, welche 
den Ökostromangeboten nicht trauen. Die Zusatznutzen von Ökostrom gemäss Belz (2001: 
71) werden offenbar nicht glaubwürdig vermittelt. Insbesondere was die Ökostromprodukte der 
AXPO betrifft, stellt sich die Frage, inwiefern eine glaubwürdige Vermarktung überhaupt mög-
lich ist, da die Hauptstrategie in der Stromproduktion klar auf die Kernenergie zielt. 

8.3.3 Ergebnisse und Interpretation zu den Fragen H16 bis H20 
Ergebnisse: 
Mit den Fragen H16 bis H20 wurden vorwiegend die Gründe abgefragt, weshalb jemand Öko-
strom kauft und wo er kaufen würde. Die Grafiken zeigen die Häufigkeitsverteilungen der Nen-
nungen zu den Fragen H16, H19 und H20. 

 
Abbildung 19: Häufigkeitsverteilung Frage H16 

Die Auswertung der Fragen H16 zeigt, dass die Motivation, neue Technologien zu fördern, ein 
guter Grund ist, um Ökostrom zu kaufen. Diesem Ziel stimmten rund 65% der Befragten zu. 
Die Gründe „Vorbild“ und „Nachahmung“ (Frage H17 und H18, siehe Anhang Seite 76) zeigen 
keine klare und starke Ausprägung und spielen offensichtlich keine zentrale Rolle. 

Eine starke Korrelation von 0,513 mit einer Signifikanz von 0,0% besteht zwischen der Frage 
H16 und der Frage H26 („Ich wäre bereit, für Ökostrom mehr zu bezahlen, wenn alle daran 
zahlen würden“). Personen, welche die technische Entwicklung fördern möchten, würden es 
begrüssen, wenn alle an den Ökostrom und damit an die technische Entwicklung zahlen wür-
den. Eine schwache Korrelation von 0,359 mit einer Signifikanz von 0,0% besteht zwischen 
der Frage H16 und der Frage H1 („Wir sollten die Umweltressourcen schonen, damit andere 
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Generationen diese auch nutzen können“). Personen, welche die technische Entwicklung för-
dern möchten, tun dies tendenziell auch um die Ressourcen zu schonen. 

 

Abbildung 20: Häufigkeitsverteilung Frage H19 Abbildung 21: Häufigkeitsverteilung Frage H20 

Die Auswertung der Frage H19 zeigt deutlich, dass Ökostrom aus der Region bevorzugt wird. 
Hingegen ergaben die Antworten der Befragten auf die Frage H20, ob sie nur Ökostrom bei 
ihrem EVU kaufen würden, kein eindeutiges Bild. Das EVU hat als Ökostromanbieter bei den 
möglichen zukünftigen Kunden offensichtlich keine Präferenz. Die EVU’s konnten sich offen-
sichtlich nicht als Ökostromanbieter positionieren. Die EVU’s geniessen bei älteren Kunden ein 
grösseres Vertrauen als bei jüngeren, was die schwache negative Korrelation von -0,394 mit 
einer Signifikanz von 0,0% zwischen den Fragen H20 und H31 („Ihr Alter“) zeigt. Bei Kunden 
mit höherem Bildungsstand sinkt die Präferenz der EVU’s hingegen, wie die schwache Korre-
lation von 0,345 mit einer Signifikanz von 0,1% zwischen den Fragen H20 und H33 („Ihr Aus-
bildung“) zeigt. 

Interpretation: 
Die Befragten haben den ausgeprägten Wunsch, neue Technologien zur Ökostromproduktion 
voranzutreiben. Hinter diesem Wunsch steht wahrscheinlich das Ziel, Lösungen für eine risi-
koärmere und weniger mit Abfallstoffen belastete Stromversorgung Richtung Nachhaltigkeit zu 
entwickeln. Dies zeigt auch die Korrelation zwischen der Frage H16 und der Frage H1 deut-
lich. Die Gründe „Vorbild“ und „Nachahmung“ spielen offensichtlich keine zentrale Rolle, was 
dem theoretischen Ansatz des Homo Reciprocans (Falk 2001: 22), der dann einen Beitrag an 
die Gesellschaft leistet, wenn andere ebenfalls einen Beitrag leisten, widersprechen würde. 
Dieser Widerspruch korrespondiert auch mit der beobachteten Stagnation des Ökostromver-
kaufs. Die regionale Bevorzugung von Ökostrom eröffnet regionalen Vermarktungsplattformen 
wie zum Beispiel der Naturstrombörse des EKT neue Chancen. 

Die EVU’s sind bei ihren Kunden nicht zwingend die favorisierten Ökostrompartner. Obwohl 
die Stromversorgung eine ihrer Kernkompetenzen ist, konnten sie sich beim Kunden bezüglich 
des Ökostroms nicht profilieren. Es ist anzunehmen, dass ihr zurückhaltendes Engagement 
und ihre kritische Haltung im Bezug auf den Ökostrom das Image beeinflusst (siehe Interviews 
Kapitel 11.1, Seite 61). Die Haltung der EVU’s erschwert eine glaubwürdige Kommunikation 
und Vermarktung von Ökostrom, da für die EVU’s bei der Stromversorgung primär die ökono-
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mischen und versorgungstechnischen Kriterien im Vordergrund stehen. Die umweltrelevanten 
Anliegen stehen klar im Hintergrund. Die mangelnde Glaubwürdigkeit wird auch durch die tiefe 
Präferenz der EVU’s als Ökostromlieferanten, insbesondere bei gut ausgebildeten und jungen 
Kunden, bestätigt. 

8.3.4 Ergebnisse und Interpretation zu den Fragen H21 und H22 
Erläuterung aus dem Fragebogen: 
Die Verkäufer von Ökostrom können mit den Einnahmen beispielsweise neue Anlagen zur 
Ökostromproduktion erstellen, bereits bestehende Ökostromanlagen erneuern, sonstige Um-
weltschutzmassnahmen unterstützen oder auch nur die Gewinne erhöhen. 

Der Aufpreis für Ökostrom zum „Allgemeinstrom“, der im Hochtarif rund 18 Rp. pro Kilowatt-
stunde kostet, ist je nach Anbieter und Stromsorte unterschiedlich. So beträgt der Aufpreis pro 
Kilowattstunde für Wasserstrom rund 2 Rp., für Solarstrom rund 75 Rp., für Windstrom rund 20 
Rp. oder für Biogas- bzw. Holzstrom rund 12 Rp.. Durch eine Mischung von günstigem Was-
serstrom mit teurerem Solarstrom (Strommix) kann der Verkaufspreis für Ökostrom stark vari-
ieren. 

Ergebnisse: 
Mit der Frage H21 wurde gefragt, wie wichtig es sei, die Einnahmen aus dem Verkauf von Ö-
kostrom wieder in neue Ökostromanlagen oder in deren Sanierung fliessen zu lassen. Die 
nachfolgende Grafik zeigt, dass über 90% der Befragten dieser Frage völlig oder eher zu-
stimmten. Ebenfalls mit einer grossen Mehrheit von 80% wünschen Kunden einen günstigen 
Strommix aus verschiedenen Ökostromsorten. 

 

Abbildung 22: Häufigkeitsverteilung Frage H21 Abbildung 23: Häufigkeitsverteilung Frage H22 

Interpretation: 
Eine deutliche Mehrheit der Stromkunden möchte, dass der Erlös aus dem Verkauf von Öko-
strom wieder den Ökostromanlagen zugute kommt und nicht in andere Bereiche fliesst oder 
der Gewinnmaximierung dient. Aus der vorangegangenen Analyse zum Ökostrom und der 
Beantwortung der Frage H22 läst sich ableiten, dass der Kunde Ökostrom wünscht, aber 
durchaus preissensibel ist und nicht nur den teuersten möchte. Die Tabelle 2 Seite 29, welche 
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in einer Kreuztabelle die Fragen H6 und H23 gegenüber stellt, zeigt, dass Solar-, Wind- und 
Wasserstrom bevorzugt werden. 

8.3.5 Ergebnisse und Interpretation zur Frage H24 
Erläuterung aus dem Fragebogen: 
Zur Information: Die monatliche Stromrechnung inkl. Grundgebühr in einem vierköpfigen 
Haushalt, ohne Elektroheizung, beträgt ca. 75 Fr./Monat. 

Ergebnisse: 
Mit der Fragen H24 wurde gefragt, um wie viel Franken die monatliche Stromrechung des 
Hauhaltes für die individuelle Förderung von Ökostrom steigen dürfte. Die nachfolgende Grafik 
zeigt die Resultate. 

 
Abbildung 24: Häufigkeitsverteilung Frage H24 

Es zeigt sich, dass nur gerade 7% der Befragten keine Mehrkosten in Kauf nehmen würden. 
Eine deutliche Mehrheit von ca. 92% würde eine höhere Stromrechung zugunsten von Öko-
strom akzeptieren. Rund 28% der befragten Haushalte würden 2.- bis 5.- Fr., 29% würden bis 
10.- Fr., 27% würden bis 20.- Fr. und 9% würden gar über 20.- Fr. pro Monat mehr bezahlen. 

Interpretation: 
Die Resultate zeigen, dass die Befragten eine grosse generelle Zahlungsbereitschaft für Öko-
strom besitzen. Wüstenhagen (2000: 104-105) bestätigt ebenfalls, dass eine hohe Zahlungs-
bereitschaft für Ökostrom vorhanden wäre. Die Zahlungsbereitschaft der Haushalte liegt damit 
deutlich über dem heutigen Ökostromabsatz. Zum Vergleich: Würde man einen Haushalt 
komplett mit dem günstigsten Ökostromprodukt AXPO „Naturstrom Blue“ versorgen, so ergäbe 
das monatliche Mehrkosten von rund Fr. 6.-. Diese Mehrkosten würden von 65% der Haushal-
te akzeptiert. Dies wird auch in der Frage H25 bestätigt. Für die individuelle Vermarktung von 
Ökostrom besteht also noch ein erhebliches Potential, dass erschlossen werden könnte. 
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8.3.6 Ergebnisse und Interpretation zur Frage H25 
Erläuterung aus dem Fragebogen: 
Die Stadt Zürich liefert all ihren Kunden automatisch als Grundangebot 100% Ökostrom, der 
aus Wasserstrom besteht und etwas mehr kostet als der „Allgemeinstrom“. Wenn der Kunde 
den günstigeren „Allgemeinstrom“ wünscht, muss er diesen aber extra bestellen. 

Ergebnisse: 
Mit der Frage H25 wurde gefragt, inwiefern die Befragten es begrüssen würden, wenn sie von 
Ihrem Elektrizitätswerk automatisch nach entsprechender Vorinformation zu einem Aufpreis 
von ca. 2 Rp. pro Kilowattstunde einen Ökostrom anstelle des „Allgemeinstroms“ erhalten 
würden. Die nachfolgende Grafik zeigt die Resultate. 

 
Abbildung 25: Häufigkeitsverteilung Frage H25 

Über 70% der Befragten wären damit einverstanden, zu einem Mehrpreis von 2 Rp./kWh, au-
tomatisch Ökostrom, zum Beispiel den Axpo „Naturstrom Blue“, anstelle des „Allgemein-
stroms“ zu bekommen. 

Eine schwache Korrelation besteht zwischen der Frage H25 und der Frage H22 („Ich würde 
einen günstigen Mix aus verschiedenen Ökostromsorten bevorzugen“) mit 0,321 und mit einer 
Signifikanz von 0,0%. Haushalte, welche es begrüssen würden, dass sie automatisch von ih-
rem EVU einen Ökostrom anstelle des „Allgemeinstroms“ geliefert bekämen, wünschen eben-
falls eher einen günstigen Ökostrommix. 

Ebenfalls eine starke Korrelation von 0,546 mit einer Signifikanz von 0,0% besteht zwischen 
der Frage H25 und der Frage H26 („Ich wäre bereit, für Ökostrom mehr zu bezahlen, wenn alle 
daran zahlen würden“). Befragte, welche der automatischen Lieferung von Ökostrom zustim-
men, wünschen ebenfalls, dass alle an den Ökostrom bezahlen müssen. 

Interpretation: 
Dieses Resultat legt nahe, dass in Anbetracht der grossen generellen Zahlungsbereitschaft 
eine automatische Lieferung von Ökostrom anstelle des „Allgemeinstroms“ möglich wäre. Es 
scheint, dass dabei die Minimierung der Opportunitätskosten wie der Zeitaufwand oder die 
Unbequemlichkeiten bis zur Bestellung des Ökostroms eine entscheidende Rolle spielt. Ein-
senhut (1998: 24) weist generell ebenfalls auf diese Problematik hin. Es scheint, dass eine 
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„Bevormundung“ oder - wohlwollender ausgedrückt - eine dienstleistungsorientierte automati-
sche Lieferung von günstigen Ökostrom im Bereich von einem Mehrpreis von 2Rp./kWh er-
wünscht wäre. Die allgemein von den EVU’s im Interview zu einem solchen Vorgehen geäus-
serten Bedenken können damit für die Haushalte nicht bestätigt werden. 

8.4 Ergebnisse und Interpretation der Fragen zur staatlichen Förde-
rung (kostendeckende Einspeisevergütung KEV) (Fragen H26 bis 
H30) 

Mit diesem Frageblock werden die Einstellung, die Erwartungen und die Zahlungsbereitschaft 
im Zusammenhang mit einer staatlichen Ökostromförderung abgefragt. 

8.4.1 Ergebnisse und Interpretation zu den Fragen H26 und H27 
Erläuterung aus dem Fragebogen: 
Der Bund erhebt für die staatliche Förderung von inländischen Ökostrom-Kraftwerken seit dem 
1. Januar 2009 eine Abgabe auf Strom von 0,6 Rp. pro Kilowattstunde, also ca. 2 Fr. pro Mo-
nat und Haushalt. Der damit produzierte Ökostrom - ca. 10% der gesamtschweizerischen 
Stromproduktion - kommt allen Konsumenten gleichwertig zugute. Der „Allgemeinstrom“ wird 
also zukünftig automatisch zusätzlich 10% Ökostrom enthalten. Die zusätzlichen Kraftwerke 
und die Diversifikation leisten auch einen Beitrag zur Versorgungssicherheit. 

Ergebnisse: 
Mit der Frage H26 wird abgefragt, ob der Befragte bereit wäre, für Ökostrom mehr zu bezah-
len, wenn andere auch daran bezahlen würden. Mit der Frage H27 wird abgefragt, ob jeder 
individuell entscheiden können sollte, ob er Ökostrom beziehen möchte. Die nachfolgenden 
Grafiken zeigen die Resultate. 

 
Abbildung 26: Häufigkeitsverteilung Frage H26 Abbildung 27: Häufigkeitsverteilung Frage H27 

Diese Resultate zeigen, dass in Übereinstimmung mit der grossen generellen Zahlungsbereit-
schaft bei der staatlichen Förderung (siehe Abbildung 28) auch gegen 70% der Befragten eher 
bereit wären, die Mehrkosten für Ökostrom zu bezahlen, wenn alle einen Beitrag zur Öko-
stromförderung leisten würden (Frage H26).  
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Bei der Frage H27 zeigt sich auch, dass ca. 57% der Befragten eine individuelle Entschei-
dungsmöglichkeit, für den Ökostrombezug wünschen. Bei der Betrachtung der starken negati-
ven Korrelation von -0,563 mit einer Signifikanz von 0,0% zwischen den Fragen H26 und H27 
wird klar, dass es drei Gruppen von Haushalten gibt: 

• Haushalte, die eine Sozialisierung der Mehrkosten wünschen; 
• Haushalte, welche Individualität in den Vordergrund stellen; 
• Haushalte, die beides wünschen (ersichtlich aus der schiefen Häufigkeitsverteilung). 
 
Betrachtet man zusätzlich die schwache negativen Korrelation von -0,342 mit einer Signifikanz 
von 0,0% zwischen den Fragen H27 und H25 („Würden sie es begrüssen, wenn sie von Ihrem 
Elektrizitätswerk automatisch nach entsprechender Vorinformation zu einem Aufpreis von ca. 2 
Rp. pro Kilowattstunde einen Ökostrom anstelle des „Allgemeinstroms“ erhalten würden?“) 
kann diese Aussage bestärkt werden. 

Interpretation: 
Ein grosser Teil der Befragten hat das Bedürfnis, dass alle einen Beitrag an die Ökostromför-
derung leisten. Dies widerspiegelt das in der Theorie beschriebenen Phänomen des sozioöko-
logischen Dilemmas (siehe Kapitel 3.1.6), das besagt, dass die Eigeninteressen mit den Inte-
ressen der Allgemeinheit in Konflikt stehen und nichtkooperatives Handeln sich für den Einzel-
nen auszahlt. Dieses Konfliktpotential äussert sich bei der Frage H26 im Wunsch zur Soziali-
sierung der Mehrkosten. Das Resultat deckt sich aber auch mit den theoretischen Ansatz des 
Homo Reciprocans, der auch einen Beitrag an die Gesellschaft leistet, wenn andere ebenfalls 
einen Beitrag leisten (Falk 2001: 22). Es wurde offenbar nicht von allen verstanden, dass der 
Solidaritätsgedanke dem Wunsch nach individueller Wahlfreiheit widerspricht. 

8.4.2 Ergebnisse und Interpretation zur Frage H28 
Erläuterung aus dem Fragebogen: 
Zur Information: Die monatliche Stromrechnung inklusive Grundgebühr für einen Haushalt mit 
vier Personen, ohne Elektroheizung, beträgt ca. 75 Fr./Monat. 

Ergebnisse: 
Mit der Frage H28 wurde eruiert, um wie viele Franken die monatliche Stromrechung des 
Haushaltes für die staatliche Förderung von Ökostrom steigen dürfte. Die nachfolgende Grafik 
zeigt die Resultate. 



  Ergebnisse Umfrage Haushalte 

©  2009, Andrea Paoli, EMBA 02/09 ZH  Seite 40 

 
Abbildung 28: Häufigkeitsverteilung Frage H28 

Es zeigt sich, dass rund 14% der Befragten keine Mehrkosten für eine staatliche Förderung 
wünschen. Eine deutliche Mehrheit von ca. 82% würde eine höhere Stromrechung zugunsten 
von Ökostrom akzeptieren. Rund 20% würden 2.- bis 5.- Fr., 38% würden bis 10.- Fr., 17% 
würden bis 20.- Fr.- und 7% würden gar über 20.- Fr. pro Monat mehr bezahlen. Die Zah-
lungsbereitschaft der Haushalte liegt damit deutlich über der heutigen staatlichen Förderabga-
be KEV von monatlich ca. Fr. 2.- pro Haushalt. 

Im Vergleich zur Zahlungsbereitschaft bei der individueller Förderung (Frage H24: Um wie viel 
Franken dürfte die monatliche Stromrechung Ihres Hauhaltes für die individuelle Förderung 
von Ökostrom steigen) fällt auf, dass der Anteil der Befragten, welche keine Mehrkosten für die 
Förderung akzeptieren würden, bei der staatlichen Förderung doppelt so hoch ist und die Ver-
teilung sich akzentuierter bei 6 bis 10 Fr. pro Monat befindet. 

Es besteht eine sehr starke Korrelation von 0,797 mit einer Signifikanz von 0,0% zwischen der 
Frage H28 und der Frage H24 („Um wie viel Franken dürfte die monatliche Stromrechung des 
Haushaltes für die individuelle Förderung von Ökostrom steigen?“). Die Haushalte, welche 
einen Anstieg der Stromrechung für die Förderung in Kauf nehmen, unterstützen mehrheitlich 
beide Varianten, ob staatliche oder individuelle Förderung. 

Interpretation: 
Die Zahlungsbereitschaft für Ökostrom ist hoch und übersteigt die vorhandene staatliche För-
derabgabe KEV deutlich. Hier besteht also ein deutliches Potential, um die Förderung von  
Ökostrom voranzutreiben. Ebenfalls kann die zur Zeit vorhandene politische Kritik, dass mit 
der momentanen Höhe der Förderabgabe von 0,6 Rp./kWh für die KEV die Schmerzgrenze 
erreicht ist, nicht bestätigt und damit relativiert werden. Die Haushalte sind für die individuelle 
und staatliche Förderung sehr zugänglich. 

8.4.3 Ergebnisse und Interpretation zu den Fragen H29 und H30 
Erläuterung aus dem Fragebogen: 
Im Rahmen der staatlichen Förderung wird die Produktion von Ökostrom aus unterschiedlich 
teuren Kraftwerken unterschiedlich vergütet. So wird beispielsweise die Kilowattstunde Was-
serstrom mit rund 20 Rp., der Solarstrom mit rund 70 Rp. und der Biogasstrom mit rund 35 Rp. 
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vergütet. Wird vor allem die Produktion von billigem Wasserstrom gefördert anstelle des teure-
ren Solarstroms, kann mit der Abgabe insgesamt mehr Ökostrom produziert werden. Je mehr 
Ökostrom produziert wird, desto grösser ist der Beitrag zur Versorgungssicherheit. 

Ergebnisse: 
Mit den Fragen H29 und H30 wurde gefragt, ob es wichtig sei, alle Ökostromsorten zu fördern 
oder nur den billigsten Ökostrom, damit grosse Mengen produziert werden können und so ein 
Beitrag an die Versorgungssicherheit und Unabhängigkeit geleistet werden kann. 

 
Abbildung 29: Häufigkeitsverteilung Frage H29 Abbildung 30: Häufigkeitsverteilung Frage H30 

Beide Fragen erhielten mit je rund 65% eine hohe Zustimmung. Es wird zwar gewünscht, dass 
alle Ökostromsorten gefördert werden aber, vor allem auch die billigste Sorte. Die beiden Fra-
gen widerspiegeln ein entgegengesetztes Ziel. Zwischen beiden Fragen besteht eine tiefe ne-
gative Korrelation von -0,013 mit einer Signifikanz von 89,8%. 

Interpretation: 
Aufgrund der oben erwähnten negativen Korrelation zwischen den beiden Fragen, ist davon 
auszugehen, dass der Widerspruch der Fragen nicht erkannt wurde. Es wäre auch möglich, 
dass das Resultat den Wunsch einerseits nach verschiedenen Ökostromsorten und anderseits 
auch nach billigen Ökostrom in grossen Mengen widerspiegelt. Erwartet worden wäre eine 
deutlich höhere negative Korrelation. 

8.5 Ergebnisse und Interpretation der Fragen zum Haushalt (Fragen 
H31-H37) 

Ergebnisse: 
Die Fragen H31 bis H37 betreffen die spezifischen Merkmale der befragten Haushalte. Mit 
diesen Fragen sollte der Familienlebenszyklus erfasst und allfällige Merkmale beim Kaufver-
halten von Ökostrom erkannt werden (Kotler 1999: 318). Auch sollte geprüft werden, ob der 
Bildungsstand, die Wohnform oder die Höhe der Stromrechung einen Einfluss auf Nachfrage 
oder die Einstellung zu Ökostrom hat. 

Zwischen der Frage H31 („Ihr Alter“) und der Frage H9 („Ich beziehe bereits Ökostrom“) be-
steht eine schwache negative Korrelation von -0,252 mit einer Signifikanz von 0,6%. Das be-
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deutet, dass tendenziell eher ältere Personen Ökostrom beziehen. Ebenfalls eine schwache 
negative Korrelation von -0,437 mit einer Signifikanz von 0,0% besteht zwischen der Frage 
H31 (Alter) und der Frage H17 („Ich würde Ökostrom kaufen, wenn andere auch kaufen wür-
den“). Das bedeutet, dass ältere Personen sich tendenziell solidarisch verhalten würden. 

Die Auswertung der Frage H33 betreffend Bildungsstand zeigt, dass die gewählte Stichprobe 
die Bevölkerung gut abbildet (siehe Anhang Seite 79). Die Auswertung zur Frage H37 betref-
fend Höhe der Stromrechnung zeigt, dass der in dieser Studie angenommene Stromverbrauch 
von 75 Fr./ Monat die Mehrheit der Befragten abdeckt (Siehe Anhang Seite 80). 

Keine auffälligen Korrelationen bestehen zwischen den Fragen H34 (Anzahl Familienmitglie-
der), H35 und H36 (Wohnform), H33 (Bildung) und H37 (Höhe der monatlichen Stromrech-
nung) und den Fragen zur Einstellung/Motivation, zur Stromproduktion, zum Ökostrommarkt 
und zur staatlichen Förderung. 

Interpretation: 
Das in der Systematik des Familienlebenszyklus (Kotler 1999: 318) beschriebene Kaufverhal-
ten bei Konsumgütern lässt sich bei dieser Umfrage nicht erkennen. Die Grenzen verwischen 
und eine klare Abgrenzung ist nicht erkennbar. Es wäre denkbar, dass die Systematik des 
Familienlebenszyklus bei der Ökostromvermarktung nicht anwendbar ist. Ferner scheint die 
Zahlungsbereitschaft für Ökostrom weder von der Höhe der monatlichen Stromrechnung, noch 
von der Wohnform oder von der Bildung abhängig zu sein. 
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9 Ergebnisse und Interpretation der schriftlichen Umfrage bei 
den Unternehmen 

 

Nachfolgend werden aus der schriftlichen Umfrage bei den Unternehmen nur ausgewählte 
Ergebnisse und Korrelationen thematisiert, welche relevant für neue Erkenntnisse zur Beant-
wortung der zentralen Fragestellung und der Hypothesen sind. Die Auswertung der Ergebnis-
se folgt der Reihe der Fragen im Fragebogen. Thematisiert werden die Häufigkeit sowie die 
signifikante Korrelation nach Pearson mit anderen Fragen. 

Im Anhang Seite 81 bis 88 sind sämtliche Fragen grafisch nach der Häufigkeit der Nennungen 
ausgewertet. Die Bezeichnung „U“ bezieht sich auf den Fragebogen der Unternehmen. 

9.1 Ergebnisse und Interpretation der Fragen zur Einstellung und Mo-
tivation (Fragen U1-U4) 

Ergebnisse: 
Mit diesem Frageblock wurde die Einstellung zu Umweltschutz und zur Ressourcennutzung 
abgefragt. Nachfolgende Grafiken zeigen die Häufigkeitsverteilungen der Nennungen zu den 
Fragen U1 bis U4. 

 

Abbildung 31: Häufigkeitsverteilung Frage U1 Abbildung 32: Häufigkeitsverteilung Frage U2 

 
Abbildung 33: Häufigkeitsverteilung Frage U3 Abbildung 34: Häufigkeitsverteilung Frage U4 
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Eine sehr deutliche Mehrheit von 94% der Unternehmen ist der Ansicht, dass man die Umwelt-
ressourcen schonen sollte, damit andere Generationen diese auch nutzen können (Frage U1). 
Ebenfalls eine starke Zustimmung von 83% erhält die Frage U2, welche eine vermehrte Nut-
zung inländischer Energieressourcen proklamiert, damit das Geld bei uns in der Schweiz 
bleibt. Gegen 43% der Unternehmen finden, die Umweltprobleme werden stark übertrieben. 
Rund 65% der Befragten sind der Ansicht, dass der Staat mehr für den Umweltschutz tun soll-
te (Frage U4). 

Interpretation: 
Die befragten Unternehmen zeigen eine hohe Sensibilität für die Umweltproblematik und sind 
sich bewusst, dass Handlungsbedarf besteht. Trotzdem stehen sie der Gewichtung der Um-
weltprobleme eher kritisch gegenüber. Die Unternehmen gewichten wahrscheinlichen die wirt-
schaftliche und unternehmerische Freiheit etwas stärker. Als Unternehmen hat man ebenfalls 
ein ausgewiesenes Verständnis betreffend der Nutzung der eigenen Ressourcen und der da-
mit verbundenen lokalen Wertschöpfung, deshalb wird die Nutzung der eigenen Ressourcen 
als wichtig angesehen. Die weitverbreitete Meinung, dass Unternehmen staatliche Interventio-
nen eher ablehnen, kann nicht bestätigt werden. Offensichtlich wird im Bereich Umweltschutz 
vom Staat ein engagiertes Handeln erwartet, vermutlich im Bewusstsein, dass der Einzelne 
wenig ausrichten kann und dass alle einen Beitrag an das Allgemeinwohl leisten müssen. Es 
scheint, dass sich die Befragten über das in der Theorie beschriebene Phänomen des „sozia-
len Dilemmas“ aus der eigenen Erfahrung bewusst sind (Bierhoff 2006: 676). 

9.2 Ergebnisse und Interpretation der Fragen zur Stromproduktion 
(Fragen U5-U8) 

Ergebnisse: 
Mit diesem Frageblock wurde geprüft, was die Befragten unter Ökostrom verstehen (Frage U5) 
und welche Präferenzen sie bei der Wahl der Kraftwerkstypen haben (Frage U6). Ebenfalls 
wurde das generelle Interesse an der Thematik Strom abgefragt (Frage U7 und U8). 

Nachfolgende Grafiken zeigen die Häufigkeitsverteilungen der Nennungen zu den Fragen U5 
und U6, wobei Mehrfachantworten möglich waren. 
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Abbildung 35: Häufigkeitsverteilung Frage U5 

 
Abbildung 36: Häufigkeitsverteilung Frage U6 

Die meisten befragten Unternehmen wissen klar, in welchen Kraftwerken Ökostrom produziert 
wird (Frage U5). Am besten schneidet Solar-, Wind- und Wasserstrom ab, gefolgt von Biogas-, 
Geothermie- und Holzenergiestrom. Auch die Kernkraft wird von einem Fünftel der Unterneh-
men als Ökostrom bezeichnet. Mit grosser Deutlichkeit werden hingegen Erdöl- und Gaskraft-
werke nicht als Ökostromproduzenten bezeichnet. Die Befragten würden mehrheitlich eine 
Steigerung der Stromproduktion aus Ökostromkraftwerken bevorzugen (Frage U6). 

In der nachfolgenden Kreuztabelle ist ein deutlicher Zusammenhang zwischen der Frage U6 
(Präferenz Kraftwerkstyp) und der Frage U23 („Ich würde nur diese Ökostromsorte beziehen“) 
ersichtlich. Die deutliche Mehrheit, welche die Steigerung der Stromproduktion aus einem be-
stimmten Ökostromkraftwerken wünschen, würden diesen Ökostrom auch beziehen (gelbe 
Markierung). Die Präferenzen sind deutlich beim Solar-, Wind-, Wasserstrom. Auffällig ist, 
dass diejenigen, welche die Stromproduktion aus Kernenergie- öder Erdgaskraftwerken stei-
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gern möchten, sich ebenfalls vorstellen könnten, Ökostrom zu beziehen, insbesondere aus 
Wasserkraft (gelb markiert). 

 
Tabelle 3: Kreuztabelle Fragen U6/U23 

Nachfolgende Grafiken zeigen die Häufigkeitsverteilungen der Nennungen zur Frage U7 und 
U8, welche das Interesse an der Art der Stromerzeugung abfragt. 

 
Abbildung 37: Häufigkeitsverteilung Frage U7 Abbildung 38: Häufigkeitsverteilung Frage U8 

Rund 85% der Befragten interessieren sich dafür, wie der Strom produziert wird, den sie 
verbrauchen. Rund 60% der Befragten ist es nicht egal, ob der Ökostrom in der Schweiz er-
zeugt oder importiert wird (Frage U8). Eine starke negative Korrelation von -0,516 und mit ei-
ner Signifikanz von 0,0% besteht zwischen der Frage U8 („Uns ist es egal, ob der Ökostrom 
importiert oder in der Schweiz erzeugt wird“) und der Frage U2 („Wir sollten vermehrt inländi-
sche Energieressourcen nutzen und damit das Geld in der Schweiz behalten“). Unternehmen, 
welchen es nicht egal ist, ob der Ökostrom importiert oder in der Schweiz erzeugt wird, möch-
ten auch vermehrt inländische Energieressourcen nutzen. 

Interpretation: 
Die befragten Unternehmen zeigen ein starkes Interesse für die Herkunft des Stroms, haben 
aber zu Ökostromimporten eine aufgeschlossene Haltung. Vermutlich sehen sie grosse Chan-
cen, im Ausland kostengünstigere schweizerische Ökostromkraftwerke zu erstellen und zu 
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betreiben. Die Wünsche der Unternehmen liegen eindeutig bei der Produktionssteigerung von 
erneuerbarem Strom, wobei es nicht erstaunt, dass die Präferenzen bei den klassischen 
Stromsorten Solar-, Wind- und Wasserstrom liegen, gefolgt von Biogas-, Holz- und Geother-
miestrom. Auch die Kernkraft nimmt - wenn auch deutlich kleiner - eine wichtige Rolle ein. 

9.3 Ergebnisse und Interpretation der Fragen zum Ökostrommarkt 
(Fragen U9-U25) 

Mit diesem Frageblock werden die Erfahrungen mit dem Ökostrommarkt, die Gründe für den 
Bezug von Ökostrom, Erwartungen, Ökostrompräferenzen und die Zahlungsbereitschaft abge-
fragt. 

9.3.1 Ergebnisse und Interpretation zur Fragen U9 und U10 
Erläuterung aus dem Fragebogen: 
Das Elektrizitätswerk der jeweiligen Gemeinde liefert den „Allgemeinstrom“, der sich im Kanton 
Thurgau in der Regel aus 84% Kernenergie und 16% Wasserkraft zusammenstellt. Sie können 
aber als Unternehmen zusätzlich zu einem Aufpreis noch individuell Ökostrom wie Solar-, Bio-
gas-, Kleinwasserkraftwerkstrom etc. bei ihrem Elektrizitätswerk bestellen. Mit ihrem individuel-
len Einkauf fördern sie die Produktion von Ökostrom. 

Ergebnisse: 
Von den 140 Unternehmen, welche auf die Umfrage geantwortet haben, beziehen total neun 
Unternehmen Ökostrom, davon sechs bei ihrem EVU, die restlichen von anderen Lieferanten. 
Insgesamt beziehen also 6,5% der Unternehmen Ökostrom, 4% bei ihrem EVU. 

Eine sehr starke negative Korrelation von 0,869 mit einer Signifikanz von 0,2% besteht zwi-
schen der Frage U10 („Ich beziehe den Ökostrom“) und der Frage U30 („Uns ist wichtig, dass 
der billigste Ökostrom in grossen Mengen gefördert und ein grosser Beitrag an die Versor-
gungssicherheit geleistet wird“). Den Unternehmen, welche heute bereits Ökostrom beziehen, 
ist es nicht wichtig, dass der billigste Ökostrom in grossen Mengen gefördert wird. Die Unter-
nehmen haben ebenfalls keine Präferenzen, was den Ökostromlieferanten betrifft. Das eigene 
EVU wird nicht favorisiert. 

Interpretation: 
Zwischen 0-3,7% der Unternehmen beziehen Ökostrom. Die repräsentative Kundenbefragung 
kommet auf 4%. Die Resultate decken sich in etwa. Eine Anpassung der Eingabewerte bei der 
Frage U9 wie bei den Haushalten war nicht nötig, da bei den Unternehmen keine Differenzen 
zur Frage U10 vorkamen. 

Es scheint, dass nach dem Konzept der Diffusionskurve für Innovationen, welches Wüstenha-
gen (2000:104-105) in seiner Arbeit zum Ökostrom erwähnt, bei der Marktdurchdringung erst 
die Innovatoren erreicht wurden. Die Ökostromnachfrage stagniert und ist seit der Einführung 
im Jahr 2001 nur sehr wenig gewachsen. Es ist möglich, dass im Modell der Diffusion von In-
novationen die Zeitachse für den Ökostrommarkt sehr lang ist. Oder eben, wie Truffer (2002: 
IV) in seiner Fokusgruppenerhebung zu Ökostrom erwähnt, dass nur die Pioniere bereit sind, 
das Risiko einzugehen, mit dem Ökostromangebot eine Mogelpackung zu erhalten und so für 
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dumm verkauft zu werden (siehe auch Resultate der Frage U15). In diesem Sinn kommt der 
Kommunikation eine entscheidende Rolle zu, denn die Ökostrom-Mehrwert-Vermarktung ist 
sehr komplex. 

9.3.2 Ergebnisse und Interpretation zur Fragen U11 bis U15 
Ergebnisse: 
Mit den Fragen U11 bis U15 wurden der Informationsstand zu den Ökostromangeboten und 
die Haltung der Befragten dazu abgefragt. Die Grafiken zeigen die Häufigkeitsverteilungen der 
Nennungen zu den Fragen U11, U12, U13 und U15. 

 

 

Abbildung 39: Häufigkeitsverteilung Frage U11 Abbildung 40: Häufigkeitsverteilung Frage U12 

 

 

Abbildung 41: Häufigkeitsverteilung Frage U13 Abbildung 42: Häufigkeitsverteilung Frage U15 

Die Auswertung der Frage U11, ob das EVU den Unternehmen Angebote zu Ökostrom macht, 
beantworten 24% der Unternehmen zustimmend. Rund 21% antworten mit „weiss nicht“ und 
8% mit „keine Antwort“. Ebenfalls sind bei der Frage U12, ob das Ökostromangebot übersicht-
lich ist, die Antworten breit gestreut mit einem hohen Anteil der Antworten von 21% „weiss 
nicht“ und 6% „keine Antwort“. 
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Bei der Frage U13, ob der Aufpreis von Ökostrom zu hoch sei, ist der Anteil zustimmender 
Antworten mit 28% „stimme völlig zu“ und 24% „stimme eher zu“ deutlich. Aber auch hier sind 
die Anteile „weiss nicht“ mit 23% und „keine Antwort“ mit 19% recht hoch. Es besteht eine 
schwache Korrelation von 0,453 mit einer Signifikanz von 0,0% zwischen der Frage U13 und 
der Frage U15. Unternehmen, welchen der Aufpreis zu hoch ist, misstrauen dem Ökostroman-
gebot. Ebenfalls besteht eine starke negative Korrelation von -0,531 mit einer Signifikanz von 
0,0% zwischen der Frage U13 und der Frage U25 („Würden Sie es begrüssen, wenn Sie von 
ihrem EVU automatisch zu einem Aufpreis von 2 Rp/kWh einen Ökostrom anstelle des Allge-
meinstrom erhalten würden“). Unternehmen, welchen der Aufpreis für Ökostrom zu hoch ist, 
möchten auch keine automatische Lieferung von Ökostrom zu einem Aufpreis von 2 Rp/kWh. 

Interpretation: 
Die hohen Anteile der Antworten „weiss nicht“ und „keine Antwort“ bei den Fragen U11, U12 
und U13 deuten darauf hin, dass die Angebote zur individuellen Bestellung von Ökostrom bei 
den Unternehmen wenig bekannt sind. Nur gerade 24% der Unternehmen geben an, Angebo-
te für Ökostrom von ihrem EVU bekommen zu haben. Die Marketingmassnahmen der EVU’s 
erreichen nur wenige Unternehmen. Um den Markt aber erfolgreich erschliessen zu können, 
ist ein entsprechendes Engagement der EVU’s zwingend nötig, worauf bereits Wüstenhagen 
(2000: 194) deutlich hinweist. Ebenfalls auf eine mangelnde Aufklärung deutet der hohe Anteil 
von 54% der Unternehmen, welche den Ökostromangeboten nicht trauen. Die Zusatznutzen 
von Ökostrom gemäss Belz (2001: 71) werden scheinbar nicht glaubwürdig vermittelt. Insbe-
sondere was die Ökostromprodukte der AXPO betrifft, stellt sich die Frage, inwiefern eine 
glaubwürdige Vermarktung überhaupt möglich ist, da die Hauptstrategie in der Stromprodukti-
on klar auf die Kernenergie zielt. Die Mehrheit fühlt sich aber verpflichtet, Ökostrom zu fördern 
(Frage U14, siehe Anhang Seite 84). Trotzdem ist für einen grossen Teil der Unternehmen der 
Aufpreis zu hoch. Es deutet darauf hin, dass bei den Unternehmen der Strom ein Produktions- 
und Kostenfaktor ist. 

9.3.3 Ergebnisse und Interpretation zur Fragen U16 bis U20 
Ergebnisse: 
Mit den Fragen U16 bis U20 wurden vorwiegend die Gründe abgefragt, weshalb jemand Öko-
strom kauft und wo er kaufen würde. Die Grafiken zeigen die Häufigkeitsverteilungen der Nen-
nungen zu den Fragen U16, U18, U19 und U20. 
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Abbildung 43: Häufigkeitsverteilung Frage U16 

Die Auswertung der Frage H16 zeigt, dass die Motivation, neue Technologien zu fördern, ein 
guter Grund ist, um Ökostrom zu kaufen. Diesem Ziel stimmten rund 66% der Befragten zu. 
Für rund 45% der Unternehmen ist der Grund „Vorbild“ relevant (Frage U18, siehe Anhang 
Seite 85). Der Grund „Nachahmung“ spielt beim Kauf von Ökostrom keine Rolle (Frage U17, 
siehe Anhang Seite 85). 

Eine starke Korrelation von 0,563 mit einer Signifikanz von 0,0% besteht zwischen der Frage 
U16 und der Frage U19 („Ich würde Ökostrom aus der Region bevorzugen“). Unternehmen, 
welche die technologische Entwicklung fördern möchten, wünschen auch Ökostrom aus der 
Region. 

Eine schwache Korrelation von 0,415 mit einer Signifikanz von 0,0% besteht zwischen der 
Frage U16 und der Frage U26 („Ich wäre bereit, für Ökostrom mehr zu bezahlen, wenn alle 
daran zahlen würden“). Unternehmen, welche die technische Entwicklung fördern möchten, 
würden es begrüssen, wenn alle an den Ökostrom und damit an die technische Entwicklung 
zahlen würden. 

 

Abbildung 44: Häufigkeitsverteilung Frage U19 Abbildung 45: Häufigkeitsverteilung Frage U20 

Die Auswertung der Frage U19 zeigt deutlich, dass Ökostrom aus der Region bevorzugt wird. 
Hingegen ergaben die Antworten auf die Frage U20, ob die Befragten nur Ökostrom bei ihrem 
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EVU kaufen würden, kein eindeutiges Bild. Das EVU hat als Ökostromanbieter bei den mögli-
chen zukünftigen neuen Kunden keine klare Präferenz. Die wenigen bestehenden Ökostrom-
kunden beziehen den Ökostrom beim EVU. Es wäre ihnen gleich, den Ökostrom an einer an-
deren Stelle zu beziehen. 

Interpretation: 
Die Unternehmen haben einen ausgeprägten Wunsch, neue Technologie zur Ökostrompro-
duktion voran zu treiben. Hinter diesem Wunsch steht wahrscheinlich auch das Ziel, neue 
Technologien zu fördern, weil damit für das Gewerbe wiederum neue Aufträge entstehen kön-
nen. Die Gründe „Vorbild“ und „Nachahmung“ spielen offensichtlich keine zentrale Rolle, was 
dem theoretischen Ansatz des Homo Reciprocans (Falk 2001: 22) widersprechen würde. Ge-
fördert werden sollen vor allem Anlagen in der Region, was natürlich auch wieder Aufträge für 
das ansässige Gewerbe generiert. Die regionale Bevorzugung von Ökostrom eröffnet regiona-
len Vermarktungsplattformen wie zum Beispiel der Naturstrombörse des EKT neue Chancen. 

Die EVU’s sind bei ihren Kunden nicht zwingend die favorisierten Ökostrompartner. Obwohl 
die Stromversorgung eine ihrer Kernkompetenzen ist, konnten sich die EVU’s beim Kunden im 
Bereich Ökostrom nicht profilieren. Es ist anzunehmen, dass ihr zurückhaltendes Engagement 
und ihre kritische Haltung bezüglich des Ökostroms das Image beeinflusst (siehe Interviews 
Kapitel 11.1, Seite 61). Die Haltung der EVU’s erschwert eine glaubwürdige Kommunikation 
und Vermarktung von Ökostrom, da für die EVU’s bei der Stromversorgung primär die ökono-
mischen und versorgungstechnischen Kriterien im Vordergrund stehen. Die umweltrelevanten 
Anliegen stehen klar im Hintergrund. 

9.3.4 Ergebnisse und Interpretation zur Fragen U21 und U22 
Erläuterung aus dem Fragebogen: 
Die Verkäufer von Ökostrom können mit den Einnahmen beispielsweise neue Anlagen zur 
Ökostromproduktion erstellen, bereits bestehende Ökostromanlagen erneuern, sonstige Um-
weltschutzmassnahmen unterstützen oder auch nur die Gewinne erhöhen. 

Der Aufpreis für Ökostrom zum „Allgemeinstrom“ der im Durchschnitt inkl. Leistung rund 15 
Rp. pro Kilowattstunde kostet, ist je nach Anbieter und Stromsorte unterschiedlich. So beträgt 
der Aufpreis pro Kilowattstunde für Wasserstrom rund 2 Rp., für Solarstrom rund 75 Rp., für 
Windstrom rund 20 Rp. oder für Biogas- bzw. Holzstrom rund 12 Rp.. Durch eine Mischung 
von günstigem Wasserstrom mit teurerem Solarstrom (Strommix) kann der Verkaufspreis für 
Ökostrom stark variieren. 

Ergebnisse: 
Mit der Frage U21 wurde eruiert, ob es wichtig sei, dass die Einnahmen aus dem Verkauf von 
Ökostrom wieder in neue Ökostromanlagen oder in deren Sanierung fliessen. Nachfolgende 
Grafik zeigt: 84% der Unternehmen stimmen dieser Frage völlig oder eher zu. Die Frage U22, 
ob ein günstiger Strommix aus verschiedenen Ökostromsorten gewünscht wird, bejahte eine 
Mehrheit von 73%. 
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Abbildung 46: Häufigkeitsverteilung Frage U21 Abbildung 47: Häufigkeitsverteilung Frage U22 

Interpretation: 
Eine grosse Mehrheit der Unternehmen möchte, dass der Erlös aus dem Verkauf von Öko-
strom wieder den Ökostromanlagen zugute kommt und nicht in andere Bereiche fliesst oder 
der Gewinnmaximierung dient. Aus der vorangegangenen Analyse zum Ökostrom und der 
Beantwortung der Frage U22 lässt sich ableiten, dass ein Grossteil der Kunden Ökostrom 
wünscht, aber durchaus preissensibel ist und nicht nur den teuersten möchte. Die Tabelle 3 
Seite 46, welche in einer Kreuztabelle die Fragen U6 und U23 gegenüberstellt, zeigt, dass 
Solar-, Wind- und Wasserstrom bevorzugt werden. 

9.3.5 Ergebnisse und Interpretation zur Frage U24 
Erläuterung aus dem Fragebogen: 
Zur Information: Die monatliche Stromrechnung inkl. Grundgebühr für einen mittleren Gewer-
bebetrieb mit rund 70'000 Kilowattstunden Jahresverbrauch, beträgt ca. 900 Fr./Monat. 

Ergebnisse: 
Mit der Frage U24 wurde gefragt, um wieviel Franken die monatliche Stromrechung des Un-
ternehmens für die individuelle Förderung von Ökostrom steigen dürfte. Die nachfolgende Gra-
fik zeigt die Resultate. 

 
Abbildung 48: Häufigkeitsverteilung Frage U24 
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Es zeigt sich, dass nur gerade 12% der Befragten keine Mehrkosten in Kauf nehmen würden. 
Eine deutliche Mehrheit von ca. 88% würde eine höhere Stromrechung zugunsten von Öko-
strom akzeptieren. Rund 31% der befragten Unternehmen würden einem monatlichen Aufpreis 
von 35.- bis 60.- Fr., 36% würden bis 90.- Fr., 17% würden 120.- Fr. und 4% würden gar über 
120.- Fr. mehr bezahlen. 

Interpretation: 
Die Resultate zeigen, dass die Unternehmen generell eine hohe Zahlungsbereitschaft für Öko-
strom besitzen. Wüstenhagen (2000: 104-105) bestätigt ebenfalls, dass eine hohe Zahlungs-
bereitschaft für Ökostrom vorhanden ist. Die Zahlungsbereitschaft liegt damit deutlich über 
dem heutigen Ökostromabsatz. Zum Vergleich: Würde man ein Unternehmen mit einem Jah-
resstromverbrauch von 70'000 kWh komplett mit dem günstigsten Ökostromprodukt AXPO 
„Naturstrom Blue“ versorgen, so ergäbe das monatliche Mehrkosten von rund Fr. 115.-. Diese 
Mehrkosten würden von 21% der Unternehmen akzeptiert. Für die individuelle Vermarktung 
von Ökostrom besteht also noch ein erhebliches Potential. 

9.3.6 Ergebnisse und Interpretation zur Frage U25 
Erläuterung aus dem Fragebogen: 
Die Stadt Zürich liefert all ihren Kunden automatisch als Grundangebot 100% Ökostrom, der 
aus Wasserstrom besteht und etwas mehr kostet als der „Allgemeinstrom“. Wenn der Kunde 
den günstigeren „Allgemeinstrom“ wünscht, muss er diesen aber extra bestellen. 

Ergebnisse: 
Mit der Frage U25 wurde gefragt, inwiefern die Befragten es begrüssen würden, wenn sie von 
Ihrem Elektrizitätswerk automatisch nach entsprechender Vorinformation zu einem Aufpreis 
von ca. 2 Rp. pro Kilowattstunde Ökostrom anstelle des „Allgemeinstroms“ erhalten würden. 
Die nachfolgende Grafik zeigt die Resultate. 

 
Abbildung 49: Häufigkeitsverteilung Frage U25 

Über 51% der Unternehmen wären nicht damit einverstanden, zu einem Mehrpreis von 2 
Rp./kWh, automatisch Ökostrom zu bekommen. Rund 47% der Unternehmen könnten sich 
das vorstellen. 
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Eine schwache Korrelation besteht zwischen der Frage U25 und der Frage U22 („Ich würde 
einen günstigen Mix aus verschiedenen Ökostromsorten bevorzugen“) mit 0,309 und mit einer 
Signifikanz von 0,0%. Unternehmen, welche es begrüssen, dass sie automatisch von Öko-
strom anstelle des „Allgemeinstroms“ geliefert bekämen, wünschen ebenfalls eher einen güns-
tigen Ökostrommix. 

Eine schwache Korrelation besteht zwischen der Frage U25 und der Frage U26 („Wir wären 
bereit, für Ökostrom mehr zu bezahlen, wenn alle daran zahlen würden“) mit 0,413 und mit 
einer Signifikanz von 0,0%. Unternehmen, welche es begrüssen, dass sie automatisch von 
ihrem EVU Ökostrom geliefert bekämen, würden es auch begrüssen, wenn alle an den Öko-
strom bezahlen würden. 

Interpretation: 
Dieses Resultat zeigt: Trotz der grossen generellen Zahlungsbereitschaft wäre eine automati-
sche Lieferung von Ökostrom anstelle des „Allgemeinstroms“ kaum möglich. Es ist anzuneh-
men, dass die Unternehmen selber entscheiden möchten, wann und in welchen Mengen sie 
Ökostrom beziehen. Die von den EVU’s im Interview geäusserten Bedenken zu einem solchen 
Vorgehen können bei den Unternehmen somit bestätigt werden. Überraschend ist, dass im 
Vergleich zur Auswertung der Frage U24, bei der rund 21% der Unternehmen monatliche 
Mehrkosten von rund Fr. 115.- akzeptiert würden, bei diesem Modell 47% der Unternehmen 
Mehrkosten in derselben Höhe akzeptieren würden. Es ist zu vermuten, dass der Wegfall der 
Transaktionskosten die Zahlungsbereitschaft positiv beeinflusst. 

9.4 Ergebnisse und Interpretation der Fragen zur staatlichen Förde-
rung (kostendeckende Einspeisevergütung KEV) (Fragen U26 bis 
U30) 

Mit diesem Frageblock werden die Einstellung, die Erwartungen und die Zahlungsbereitschaft 
im Zusammenhang mit einer staatlichen Ökostromförderung abgefragt. 

9.4.1 Ergebnisse und Interpretation zu den Fragen U26 und U27 
Erläuterung aus dem Fragebogen: 
Der Bund erhebt seit dem 1. Januar 2009 auf Strom eine Abgabe von 0,6 Rp. pro Kilowatt-
stunde, also ca. 35 Fr. pro Monat und Unternehmen (70'000 kWh Jahresverbrauch) für die 
staatliche Förderung von inländischen Ökostrom-Kraftwerken. Der damit produzierte Ökostrom 
- ca. 10% der gesamtschweizerischen Stromproduktion - kommt allen Konsumenten gleich-
wertig zugute. Der „Allgemeinstrom“ wird also zukünftig automatisch zusätzlich 10% Ökostrom 
enthalten. Die zusätzlichen Kraftwerke und die Diversifikation leisten auch einen Beitrag zur 
Versorgungssicherheit. 

Ergebnisse: 
Mit der Frage U26 wird abgefragt, ob der Befragte bereit wäre, für Ökostrom mehr zu bezah-
len, wenn andere auch daran bezahlen würden. Mit der Frage U27 wird abgefragt, ob jeder 
individuell entscheiden können solle, ob er Ökostrom beziehen möchte. Nachfolgende Grafi-
ken zeigen die Resultate. 
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Abbildung 50: Häufigkeitsverteilung Frage U26 Abbildung 51: Häufigkeitsverteilung Frage U27 

Diese Resultate zeigen, dass - in Übereinstimmung mit der grossen generellen Zahlungsbe-
reitschaft bei einer staatlichen Lösung (siehe Abbildung 52) - rund 67% der Unternehmen eher 
bereit sind, die Mehrkosten für Ökostrom zu bezahlen, wenn alle einen Beitrag dazu leisten 
(Frage U26). Bei der Frage U27 zeigt sich aber auch, dass ca. 58% der Befragten eine indivi-
duelle Entscheidungsmöglichkeit wünschen. Bei der Betrachtung der starken negativen Korre-
lation von -0,612 mit einer Signifikanz von 0,0% zwischen den Fragen H26 und H27 wird klar, 
dass es drei Gruppen von Unternehmen gibt: 

• Unternehmen, die eine Sozialisierung der Mehrkosten wünschen; 
• Unternehmen, welche Individualität in den Vordergrund stellen; 
• Unternehmen, die beides wünschen (ersichtlich aus der schiefen Häufigkeitsverteilung). 
 
Interpretation: 
Rund zwei Drittel der Befragten haben das Bedürfnis, dass alle einen Beitrag an die Ökostrom-
förderung leisten würden. Dies widerspiegelt das in der Theorie (siehe Kapitel 3.1.6) beschrie-
benen Phänomen des sozioökologischen Dilemmas. Dieses Konfliktpotential äussert sich im 
Wunsch zur Sozialisierung der Mehrkosten. Das Resultat deckt sich aber auch mit dem theo-
retischen Ansatz des Homo Reciprocans, der einen Beitrag an die Gesellschaft leistet, wenn 
andere ebenfalls einen Beitrag dazu leisten (Falk 2001: 22). Es wurde offenbar nicht von allen 
verstanden, dass der Solidaritätsgedanke dem Wunsch nach individueller Wahlfreiheit wider-
spricht. 

9.4.2 Ergebnisse und Interpretation zur Frage U28 
Erläuterung aus dem Fragebogen: 
Zur Information: Die monatliche Stromrechnung inkl. Grundgebühr für einen mittleren Gewer-
bebetrieb mit rund 70'000 Kilowattstunden Jahresverbrauch, beträgt ca. 900 Fr./Monat. 

Ergebnisse: 
Mit der Frage U28 wurde gefragt, um welchen Betrag die monatliche Stromrechung des Un-
ternehmens für die staatliche Förderung von Ökostrom steigen dürfte. Die nachfolgende Grafik 
zeigt die Resultate. 
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Abbildung 52: Häufigkeitsverteilung Frage U28 

Rund 12% der Unternehmen würden keine Mehrkosten für eine staatliche Förderung in Kauf 
nehmen würden. Eine deutliche Mehrheit von ca. 82% würde eine höhere Stromrechung zu-
gunsten von Ökostrom akzeptieren. Rund 34% würden 35.- bis 60.- Fr., 36% würden bis 90.- 
Fr., 11% würden bis 120.- Fr. und 6% würden gar über 120.- Fr. pro Monat bezahlen. Die Zah-
lungsbereitschaft liegt damit deutlich über der heutigen staatlichen Förderabgabe KEV von 
monatlich ca. Fr. 35.- bei einem Jahresstromverbrauch von 70'000 Kilowattstunden. 

Zwischen der Zahlungsbereitschaft bei der individueller Förderung (Frage U24: „Um wie viel 
Franken dürfte die monatliche Stromrechung ihres Unternehmen für die individuelle Förderung 
von Ökostrom steigen?“) und der staatlichen Förderung gibt es praktisch keine Unterschiede. 
Einzig der Mehrkostenbereich von 91.- bis 120.- Fr pro Monat ist bei der individuellen Förde-
rung um 6 Prozentpunkte höher. 

Es besteht eine sehr starke Korrelation von 0,750 mit einer Signifikanz von 0,0% zwischen der 
Frage U28 und der Frage U24 („Um wie viel Franken dürfte die monatliche Stromrechung ihres 
Unternehmen für die individuelle Förderung von Ökostrom steigen?“). Die Unternehmen, wel-
che einen Anstieg der Stromrechung für die Förderung in Kauf nehmen, unterstützen mehr-
heitlich beide Varianten - eine staatliche oder individuelle Förderung. 

Interpretation: 
Die Zahlungsbereitschaft für Ökostrom ist hoch und übersteigt die vorhandene staatliche För-
derabgabe KEV deutlich. Überraschend ist, dass sich keine markanten Unterschiede zwischen 
staatlicher und individueller Förderung abzeichnen. Hier besteht ein deutliches Potential, um 
die Förderung von Ökostrom voranzutreiben. Ebenfalls kann die vorhandene politische Kritik, 
dass mit der momentanen Höhe der Förderabgabe von 0,6 Rp./kWh für die KEV, die 
Schmerzgrenze erreicht sei, nicht bestätigt werden. Die Unternehmen sind für die individuelle 
wie staatliche Förderung sehr zugänglich. 

9.4.3 Ergebnisse und Interpretation zu den Fragen U29 und U30 
Erläuterung aus dem Fragebogen: 
Im Rahmen der staatlichen Förderung wird die Produktion von Ökostrom aus unterschiedlich 
teuren Kraftwerken unterschiedlich vergütet. So wird beispielsweise die Kilowattstunde Was-
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serstrom mit rund 20 Rp., der Solarstrom mit rund 70 Rp. und der Biogasstrom mit rund 35 Rp. 
vergütet. Wird vor allem die Produktion von billigem Wasserstrom gefördert anstelle des teure-
ren Solarstroms, kann mit der Abgabe insgesamt mehr Ökostrom produziert werden. Je mehr 
Ökostrom produziert wird, desto grösser ist der Beitrag zur Versorgungssicherheit. 

Ergebnisse: 
Mit den Fragen U29 und U30 wurde gefragt, ob es wichtig sei, alle Ökostromsorten zu fördern 
oder nur den billigsten Ökostrom, damit grosse Mengen produziert werden können und somit 
ein Beitrag an die Versorgungssicherheit und Unabhängigkeit geleistet werden kann. 

 
Abbildung 53: Häufigkeitsverteilung Frage U29 Abbildung 54: Häufigkeitsverteilung Frage U30 

Beide Fragen erhielten mit je rund 70% eine hohe Zustimmung. Es wird einerseits gewünscht, 
dass alle Ökostromsorten gefördert werden, aber vor allem auch die billigste Sorte. Die beiden 
Fragen widerspiegeln ein entgegengesetztes Ziel. Zwischen beiden Fragen U29 und U30 be-
steht eine tiefe negative Korrelation von -0,157 mit einer Signifikanz von 7,2%. 

Interpretation: 
Aufgrund der oben erwähnten negativen Korrelation zwischen den beiden Fragen ist davon 
auszugehen, dass der Widerspruch der Fragen nur teilweise erkannt wurde. Es wäre auch 
möglich, dass das Resultat den Wunsch nach verschiedenen Ökostromsorten einerseits und 
anderseits auch nach grossen Mengen billigem Ökostrom widerspiegelt. Erwartet worden wäre 
eine deutlich höhere negative Korrelation. 

9.5 Ergebnisse und Interpretation der Fragen zum Unternehmen (Fra-
gen U31-U36) 

Ergebnisse: 
Die Fragen U31 bis U36 betreffen die spezifischen Merkmale der befragten Unternehmen. Mit 
diesen Fragen sollte geprüft werden, ob die Unternehmensgrösse, die Branche oder die Höhe 
der Stromrechung einen Einfluss auf Nachfrage oder die Einstellung zu Ökostrom hat. 

Die Auswertung der Frage U34 (siehe Anhang Seite 88) zeigt, dass mit der Stichprobe zwar 
verschiedene Branchen erfasst wurden, aber die Dienstleistungsbetriebe mit 35% überwiegen. 
Die Auswertung der Frage U35 (siehe Anhang Seite 88) zeigt, dass trotz der bewussten Ver-
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letzung der Zufallsauswahl der Unternehmen (die untere Hälfte der umsatzschwächsten Be-
triebe wurden ausgeklammert, siehe Kapitel 4.2.1) rund 81% der befragten Unternehmen 
Kleinbetriebe sind. Ebenfalls zeigt die Grafik zur Frage U36 (siehe Anhang Seite 88), dass nur 
gerade 9% der befragten Unternehmen mehr als 100'000 kWh Strom verbrauchen und somit 
am liberalisierten Markt teilnehmen können.  

Es ist ebenfalls erstaunlich, dass keinerlei auffällige Korrelationen zwischen den Fragen U31 
bis U36 betreffend spezifische Merkmale der befragten Unternehmen und den übrigen Fragen 
zur Einstellung/Motivation, zur Stromproduktion, zum Ökostrommarkt und zur staatlichen För-
derung bestehen. 

Einzig die schwache Korrelation von 0,263 mit einer Signifikanz von 0,6% zwischen den Fra-
gen U36 („Höhe des jährlichen Stromkonsums ihres Unternehmen in Kilowattstunden“) und 
U29 („Uns ist wichtig, dass alle Ökostromsorten gefördert werden und nicht nur die billigste“) 
zeigt, dass Unternehmen mit hohem Stromverbrauch eher billigen Ökostrom fördern würden. 

Interpretation: 
Ein grosser Teil der Unternehmen im Kanton Thurgau sind kleinere und mittlere Betriebe. 
Trotz der bewussten Verletzung der Zufallsauswahl (die untere Hälfte der umsatzschwächsten 
Betriebe wurden ausgeklammert) überwiegen diese in der Umfrage. Aufgrund der Resultate zu 
den Fragen U35 und U36 ist fraglich, wie stark die zu erwartende „industrielle Logik“ (nämlich 
Strom als Produktions- und Kostenfaktor) zum Tragen gekommen ist. Die Zahlungsbereit-
schaft und die Einstellung zu Ökostrom scheinen nicht von der Höhe der monatlichen Strom-
rechnung abhängig zu sein. Hingegen scheinen Unternehmen mit hohen Stromrechnungen 
eher billigen Ökostrom fördern zu wollen. 
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10 Gegenüberstellung der Ergebnisse zwischen Haushalten und 
Unternehmen 

 

Die Grundgesamtheit der Stromkonsumenten wurde in die zwei Teilmengen Grundgesamtheit 
Haushaltstromkunden und Grundgesamtheit gewerbliche bzw. industrielle Stromkunden unter-
teilt. Dies in der Absicht, die unterschiedlichen Einstellungen sichtbar zu machen, welche sich 
aus der Höhe des Stromkonsums und dem Verwendungszweck des Stroms (Bedürfnisbefrie-
digung, Produktionsfaktor, Imageträger) ergeben. 

10.1 Interpretation der Gemeinsamkeiten und Unterschiede 
Haushalte wie Unternehmen zeigen eine hohe Sensibilität für die Umweltproblematik und sind 
sich bewusst, dass Handlungsbedarf besteht. Beide sind im selben Mass der Ansicht, der 
Staat solle für den Umweltschutz mehr tun. Hingegen erachten die Unternehmen die Umwelt-
problematik als etwas weniger dringlich als die Haushalte. Die Unternehmen gewichten wahr-
scheinliche die wirtschaftliche und unternehmerischen Freiheit etwas stärker. Die Ansicht, man 
solle vermehrt eigene Energieressourcen nutzen, ist bei den Unternehmen ausgeprägter. Dies 
widerspiegelt wahrscheinlich die Sensibilität der Unternehmen im Bezug auf die lokale Wert-
schöpfung.  

Im Bereich der Stromproduktion wünschen Haushalte wie auch Unternehmen primär die Stei-
gerung der Stromproduktion bei Sonnenenergie-, Wasserkraft- und Windkraftwerken. Im Un-
terschied zu den Haushalten wünschen 23% der Unternehmen ebenfalls einen Ausbau der 
Kernkraft. Die Unternehmen haben eine offenere Haltung zu Ökostromimporten als die Haus-
halte. 

Die Anteile der Unternehmen und Haushalte, welche Ökostrom beziehen, sind etwa gleich 
hoch und haben gemäss dem Konzept der Diffusion von Innovationen nach Rogers (1995: 11), 
erst den Status der Innovatoren erreicht. Beide Grundgesamtheiten werden von den Marke-
tinganstrengungen der EVU’s nicht erreicht und misstrauen den Ökostromangeboten.  

Deutlich mehr Unternehmen als Haushalte finden den Aufpreis für Ökostrom zu hoch. Hier 
widerspiegelt sich der Produktions- und Kostenfaktor Strom. Bei den Gründen, warum Öko-
strom gekauft wird, überwiegt bei den Unternehmen die Absicht, neue Technologien zu för-
dern. Haushalte wie auch Unternehmen würden im selben Mass Ökostrom aus der Region 
bevorzugen. Als Ökostromlieferant hat das EVU bei den Kunden keine Präferenz. Bei älteren 
Kunden ist das Vertrauen grösser als bei jüngeren Kunden oder Kunden mit höherem Bil-
dungsstand. 

Haushalte wie Unternehmen würden einen günstigen Ökostrommix bevorzugen. Ebenfalls sind 
beide deutlich der Ansicht, dass die Einnahmen aus dem Ökostromverkauf wieder in neue 
Anlagen oder in die Sanierung fliessen sollen. Die Zahlungsbereitschaft der Haushalte wie der 
Unternehmen für die individuelle Förderung von Ökostrom ist generell hoch. Sie übersteigt den 
heutigen Ökostromabsatz deutlich. Rund 65% der Haushalte und rund 21% der Unternehmen 
würden die Mehrkosten für eine komplette Versorgung mit einem günstigen Ökostrom akzep-
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tieren. Hingegen würde im Unterschied zu den Haushalten die Mehrheit der Unternehmen kei-
ner automatischen Ökostromlieferung zu einem Aufpreis von 2 Rp./kWh zustimmen. Es 
scheint, dass die Unternehmen im Bezug auf die Produktionskosten Strom flexibel sein möch-
ten. 

Bei den Haushalten wie bei den Unternehmen gibt es ähnlich viele, die eher bereit sind, für 
Ökostrom mehr zu bezahlen, wenn alle daran zahlen würden. Es sind auch ähnlich viele, die 
über den Ökostrombezug individuell entscheiden möchten, und solche, die beides möchten 
(alle sollen einen Beitrag leisten plus individueller Entscheid). Es scheint, dass sich in diesem 
Resultat die Theorie des sozialen Dilemmas verifiziert. 

Im Bezug zur staatlichen Förderung KEV ist die Zahlungsbereitschaft der Haushalte wie der 
Unternehmen generell hoch und ähnlich gelagert. Die Zahlungsbereitschaft übersteigt die heu-
tige staatliche Förderabgabe für die KEV deutlich. Es bestehen praktisch keine Unterschiede 
zwischen staatlicher und individueller Förderung. 

Auf die Fragen, ob es wichtig sei, alle Ökostromsorten zu fördern oder nur die billigste Öko-
stromsorte, zeigten sich in der prozentualen Verteilung der Antworten zu den gegensätzlichen 
Fragen, zwischen Unternehmen und Haushalten keine Unterschiede. Haushalte sowie Unter-
nehmen haben die Gegensätzlichkeit der Fragen nicht erkannt. 

Die Unterschiede zwischen der Grundgesamtheit Haushaltstromkunden und der Grundge-
samtheit gewerbliche bzw. industrielle Stromkunden bezüglich ihrer Einstellungen sind kleiner 
als erwartet. Aufgrund der Angaben der Unternehmen zum Stromverbrauch (nur 9% der be-
fragten Unternehmen weisen einen Stromverbrauch über 100'000 kWh auf und können so als 
Grossverbraucher taxiert werden, bleibt die Frage offen, ob die erwartete „industrielle Logik“ - 
nämlich Strom als relevanter Produktions- und Kostenfaktor - zum Tragen gekommen ist. Hin-
gegen scheint die Zahlungsbereitschaft und die Einstellung zu Ökostrom nicht von der Höhe 
der monatlichen Stromrechnung abhängig zu sein. 
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11 Ergebnisse und Interpretation der mit den EVU’s geführten In-
terviews 

 

Nachfolgend werden die einzelnen Ergebnisse aller gestellten Fragen des Interviews wieder-
gegeben und zusammengefasst. Eine vollständige Auswertung und Präsentation aller Fragen 
ist angebracht, weil nur damit ein umfassender Überblick über die Einstellung, die Aktivitäten 
und die Erwartungen der EVU’s im Bezug auf die Förderung und Vermarktung von Ökostrom-
produkten erreicht werden kann. Die ausgefüllten und anonymisierten Interview-Fragebogen 
sind im Anhang ab Seite 89 aufgeführt. 

11.1 Ergebnisse und Interpretation der Fragen zur Stromproduktion 
(Fragen 1-2) 

Ergebnisse: 
Auf die Frage 1, welche Stromproduktion aus welchen Kraftwerken aus Sicht des Unterneh-
mens erhöht werden soll - zur Auswahl standen Biogaskraftwerk, Erdgaskraftwerk, Erdölkraft-
werk, Geothermisches Kraftwerk, Holzenergiekraftwerk, Kernkraftwerk, Sonnenenergie-
Kraftwerk, Wasserkraft, Windkraftwerk - bevorzugen vier EVU’s klar die Kern- und Wasser-
energie. Sie erwähnten dabei explizit, dass in jedem Fall auch die Nutzung der erneuerbaren 
Energien vorangetrieben werden sollte. Die Präferenz wird damit begründet, dass kurzfristig 
grosse Zubaumengen möglich sind. Das Potential der erneuerbaren Energien wird als klein 
eingeschätzt und sei wirtschaftlich schwer erschliessbar. Zwei EVU’s würden die Prioritäten 
klar bei den erneuerbaren Energien, insbesondere bei der Sonnenenergie setzen. Vier EVU’s 
betonten die Wichtigkeit der Geothermie bei der zukünftigen Stromerzeugung und wünschten 
sich eine möglichst schnelle Weiterentwicklung und Erschliessung der Potentiale. Die Strom-
produktion mit Erdöl, Erdgas und Wind wird nur einmal am Rande erwähnt. Hingegen wird die 
Erhöhung der Energieeffizienz von zwei EVU’s als vordringlich bezeichnet. 

Interpretation: 
Die Mehrheit der EVU’s stehen den erneuerbaren Energien grundsätzlich aufgeschlossen ge-
genüber, zweifeln aber an deren ökonomischem Potential. Ihre Haltung ist eher pragmatisch in 
dem Sinn, dass primär auf die bestehnde Stromproduktion Kernenergie und Wasserkraft ge-
setzt wird. Für die EVU’s stehen die ökonomischen und versorgungstechnischen Kriterien ge-
genüber den umweltrelevanten Anliegen klar im Vordergrund. 

11.2 Ergebnisse und Interpretation der Fragen zur Teilmarktöffnung 
(Fragen 3-5) 

Ergebnisse: 
Auf die Frage 3, ob aufgrund der Teilmarktöffnung Massnahmen zur Kundenbindung (Ener-
gieberatung, spezielle Betreuung der Grosskunden etc.) lanciert wurden, antworteten vier E-
VU’s mit Nein und zwei mit Ja. Diejenigen, welche mit Nein geantwortet haben, hatten bereits 
vor der Teilmarktöffnung engen Kundenkontakt, wobei sich dieser ausschliesslich auf die 
Grosskunden mit einem Stromverbrauch von über 100 GWh pro Jahr beschränkte. Im Zentrum 
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stand dabei der Abschluss von langfristigen Lieferverträgen. Die anderen zwei EVU’s haben 
die individuelle Betreuung der Grosskunden und die Marketinganstrengungen verstärkt. Im 
Vordergrund standen die Erweiterung des Produkteangebotes und die Energieberatung (Last-
gangoptimierungen, Energieeffizienz). 

Auf die Frage 4, ob aufgrund der Teilmarktöffnung zusätzliche Marketingmassnahmen wie 
Imagewerbung, Kundenanlässe etc. durchgeführt wurden, antworteten fünf mit Ja und ein EVU 
mit Nein. Alle fünf EVU’s haben einen Informationsanlass zur Marktöffnung durchgeführt. Nur 
ein EVU hat zusätzlich eine Informationsbroschüre erstellt. Ein EVU führt grundsätzlich keine 
klassischen Marketingmassnahmen durch, da es primär auf den persönlichen Kontakt setzt. 

Auf die Frage 5, ob ihr Kundenbindungsprogramm einen hohen Stand habe, antworteten vier 
EVU’s mit „stimme eher zu“ und zwei EVU’s mit „stimme eher nicht zu“. 

Interpretation: 
Die Mehrheit der EVU’s haben bereits im Vorfeld der Teilmarktöffnung Vorkehrungen zur Kun-
denbindung getroffen. Diese beschränkten sich auf die Grosskunden, wobei die Abschlüsse 
von Lieferverträgen im Vordergrund standen. Wenn überhaupt Marketingmassnahmen ergrif-
fen werden, so auf einem sehr bescheidenen Niveau. Dabei spielt wohl die Tatsache eine ent-
scheidende Rolle, dass die EVU’s ihre Erträge primär im monopolisierten Netzbetrieb erwirt-
schaften und weniger durch den Stromverkauf. Die Tatsache, dass die Kundenbindung der 
Grosskunden an das Netz per se gegeben ist und sich die Kleinkonsumenten noch in einem 
geschlossenen Markt befinden, hat zur Folge, dass Kundenbindungsprogramme sehr zurück-
haltend umgesetzt werden. Eine eigentliche Marktstrategie nach Müller-Stevens (2005: 253-
262) oder eine Wettbewerbstrategie nach Porter (2000: 38-44) konnte nicht erkannt werden. 

11.3 Ergebnisse und Interpretation der Fragen zum Ökostrommarkt 
(Fragen 6-27) 

11.3.1 Ergebnisse zu den Fragen 6 bis17 
Erläuterung aus dem Fragebogen: 
Als Ökostrommarkt wird die Vermarktung von erneuerbarem Strom (wie Solar-, Biogas-, 
Kleinwasserkraftwerkstrom etc.) zusätzlich zum „Allgemeinstrom“ bezeichnet. Im Kanton Thur-
gau besteht der „Allgemeinstrom“ in der Regel aus 84% Kernenergie und 16% Wasserkraft. 

Ergebnisse: 
Zur Frage 6, ob das EVU seinen Kunden individuelle Ökostromprodukte anbietet, antworteten 
alle sechs EVU’s mit Ja.  

Auf die Frage 8, warum sie diese Produkte anbieten, waren alle der Ansicht, dass die Öko-
stromprodukte ein Kundenbedürfnis seien, dass diese das Image des EVU positiv prägten und 
klar ins Produkteportfolio gehörten. Ein EVU bestritt das Kundenbedürfnis. 

Mehrheitlich werden die Ökostromprodukte „Thurgauer Solarstrom“, „Axpo Naturstromproduk-
te“ und einige lokal produzierte Solarstromprodukte angeboten (Frage 9). EKT Produkte wer-
den nicht angeboten. 
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Auf die Frage 10, welche Massnahmen während der letzten zwei Jahre zur Promotion von 
Ökostrom ergriffen wurden, erwähnten fünf EVU’s, dass sie mindestens ein Mal pro Jahr einen 
Informations- und Bestellflyer für Ökostrom der Rechnung beigelegt hatten. Ebenfalls legten 
sie Informationen an kommunalen Anlässen auf. Ein EVU trifft gar keine Promotionsmass-
nahmen. Die Erfahrungen der EVU’s sind (Frage 11), dass der Aufwand für die Vermarktung 
sehr gross ist und der Erfolg sehr bescheiden. Die Kunden verstünden nicht, dass sie einen 
ökologischen Mehrwert erwerben, weil der Strom sowieso aus der Dose komme. Die EVU’s 
erwirtschaften mit der Ökostromvermarktung keinen Gewinn, da alle auf eine Gewinnmarge 
verzichten. Begründet wird dies damit, dass es einerseits keine Marge ertragen würde und 
anderseits, dass die Marge des EVU’s primär auf dem Netzbetrieb, also dem Monopolbereich, 
erwirtschaftet wird und nicht auf dem Energieverkauf. 

Für die Vermarktung von Ökostrom setzen die EVU’s inklusive Personalkosten zwischen 
Franken 10'000.- bis 25'000.- pro Jahr ein (Frage 12).  

Die Ökostromangebote sind klar ein Kundenbedürfnis (Frage 13). Die kleinen Bestellmengen 
werden auf die Trägheit des Konsumenten zurückgeführt, da der Strom mit oder ohne indivi-
duelle Bestellung ohnehin aus der Dose komme.  

Auf die Frage 14 zur Einschätzung des Wachstumspotentials reichten die Antworten von „null“ 
bis „sehr gering“, da einerseits ein hoher Aufpreis bezahlt werden muss und anderseits die 
Kunden der Ansicht sind, dass mit der KEV der Ökostrom bereits gefördert würde. Die EVU’s 
erwarten einen Marktanteil von 2-5%.  

Fünf EVU’s betrachten die Vermarktung von Ökostromprodukten als untergeordnete Tätigkeit, 
die aber im Dienstleistungsangebot bleiben müsse (Frage 15).  

Auf die Frage 16, was sie als EVU zukünftig im Bereich Ökostromvermarktung planen, äusser-
ten fünf EVU’s, sie würden keine zusätzlichen Anstrengungen unternehmen. Nur gerade ein 
EVU möchte neu einen tiefpreislichen Ökostrom anbieten.  

Auf die Frage, ob die Lancierung der Ökostromprodukte eine Folge der Teilmarktöffnung sei, 
antwortete nur ein EVU mit Ja. 

11.3.2 Ergebnisse zu den Fragen 18 bis 20 
Erläuterung aus dem Fragebogen: 
Der vermarktete Anteil von erneuerbaren Strom in der Schweiz beträgt vom gesamten End-
verbrauch ca. 8% und wird von ca. 15% der Kunden (Haushalte und Firmen) nachgefragt. Ei-
nen markanten Einfluss haben EVU’s der Städte Genf, Zürich und Bern. Diese alleine ver-
markten ca. 90% davon. Im Kanton Thurgau beträgt der Anteil Ökostrom rund 0,7% vom kan-
tonalen Stromverbrauch. 

Ergebnisse: 

Auf die Frage 18, weshalb der Anteil an Ökostrom im Thurgau so tief sei, fielen die Antworten 
sehr unterschiedlich aus. Angeführt wurde beispielsweise der Aufpreis, das Fehlen von eige-
nen Kraftwerken, die damit verbundene fehlende Wertschöpfung bei den EVU’s, die Philoso-
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phie der EVU’s, einen möglichst günstigsten Strom anzubieten und die Freiwilligkeit beim Ö-
kostrombezug. 

Vier EVU’s sahen für den Kunden keinen Mehrnutzen beim Bezug von Ökostrom, zwei hinge-
gen schon (Frage 19, 20). Die Skeptiker bezeichneten den Ökostromkauf als Akt zur Gewis-
sensberuhigung, da der Strom aus der Dose derselbe bleibe. Es wurde auch darauf hingewie-
sen, dass die Axpo einen grossen Teil des Wasserstroms ins Ausland verkaufe und dafür Koh-
lestrom beziehe. Ein EVU sah den Mehrnutzen des Ökostroms im Umweltschutz und in der 
lokal erzeugten Wertschöpfung beim Stromproduzenten. 

11.3.3 Ergebnisse zu den Fragen 21bis 23 
Erläuterung aus dem Fragebogen: 
Aufgrund der energiepolitischen Strategie hat der Kanton Thurgau Interesse daran, dass ver-
mehrt erneuerbare Energie eingesetzt wird, insbesondere auch Ökostrom. Mit der Zunahme 
der Nachfrage nach Ökostromprodukten wird indirekt die Produktion von Ökostrom gefördert. 
Deshalb hat der Kanton Interesse daran, das der Absatz von Ökostromprodukten gesteigert 
werden kann. 

Ergebnisse: 
Auf die Frage 21, wie die Unterstützung durch den Kanton bei der Vermarktung von Ökostrom 
beurteilt wird, waren fünf EVU’s der Ansicht, dass keine Unterstützung erkennbar sei. Nur ein 
EVU bezeichnete die Unterstützung als genügend. Drei EVU’s erwarten keine Unterstützung, 
sondern gesetzliche Regelungen wie die KEV oder eine Quotenvorgabe für den Ökostroman-
teil im Strommix. Die Vermarktung wird als zu aufwändig angesehen. Diejenigen, welche eine 
Unterstützung erwarten, möchten ein kantonales Dachmarketing (Fragen 22, 23). 

11.3.4 Ergebnisse zu den Fragen 24 bis 27 
Erläuterung aus dem Fragebogen: 
Das EWZ liefert all seinen Kunden automatisch als Grundangebot 100% Ökostrom, der haupt-
sächlich aus Wasserstrom besteht und etwas mehr kostet als der „Allgemeinstrom“. Wenn der 
Kunde aber den günstigeren „Allgemeinstrom“ wünscht, muss er diesen extra bestellen. Das 
EVU der Stadt Zürich hat mit diesem Marketingmodell Erfolg. So besteht rund 80% der Strom-
lieferung an die privaten Haushalte, rund 68% der Stromlieferung an die KMU’s und rund 53% 
der Stromlieferung an die Grosskunden aus Ökostrom. 

Ergebnisse: 
Fünf EVU’s halten vom Ökostrom-Marketingmodell der Stadt Zürich gar nichts und bezeichne-
ten das Modell als Bevormundung des Kunden (Frage 24). Es wird darauf hingewiesen, dass 
das EWZ eigene Wasserkraftwerke besitze und damit seinen ganzen Bedarf decken könne. 
Dieser billige Strom aus bestehenden Anlagen werde nun als Ökostrom zu einem Mehrpreis 
vermarktet, was als Mogelpackung bezeichnet wurde. Das EWZ könne als eigener Strompro-
duzent dadurch einen Mehrwert erwirtschaften. Ein EVU erwähnt, dass nicht genügend Öko-
strom vorhanden wäre, wenn alle das Ökostrom-Marketingmodell der Stadt Zürich einführen 
würden. Nur gerade ein EVU bezeichnet das Modell als sehr effizient. 
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Keines der EVU’s würde das Marketingmodell des EWZ übernehmen (Fragen 25, 26, 27). Die 
ablehnende Haltung wird nebst den oben erwähnten Gründen zusätzlich wie folgt begründet: 
Der Kunde soll die freie Wahl für ein exklusiveres Stromprodukt haben, er soll nicht bevor-
mundet werden und die Trägheit des Kunden soll nicht ausgenutzt werden. Ein EVU erwähnt, 
dass das Modell in einer Volksabstimmung der politischen Prüfung ausgesetzt werde sollte. 

11.3.5 Interpretation zu den Fragen 6 bis 27 
Die EVU’s bieten die Ökostromprodukte ihren Kunden in erster Linie aus Imagegründen und 
zur Komplettierung ihrer Produktepallette an. Einen direkten Wertschöpfungsbeitrag können 
oder wollen die EVU’s daraus nicht generieren. Einzig bei der Vermarktung der AXPO-
Ökostromprodukte erhalten die EVU’s von der AXPO Kreditpunkte, mit welchen sie gratis  
Giveaways beziehen können. Die Frage, weshalb die EVU’s keine Marge auf die Ökostrom-
vermarktung erheben, wird etwas unklar beantwortet. Die Begründung, dass es keine Marge 
verträgt, ist aus Marketingsicht nicht haltbar. Vielmehr ist zu vermuten, dass die Ökostromver-
marktung als „Imagewerbung“ angesehen wird und deshalb auch etwas kosten darf. Aufgrund 
der mangelnden Wertschöpfung wird der Aufwand für die Vermarktung auf ein Minimum redu-
ziert und nicht aktiv angegangen. Das Wachstumspotential wird als praktisch null angesehen 
und die verstärkte Erschliessung des Kundensegments Ökostrom als uninteressant bewertet. 
Auf diese Haltung hat die Teilmarktöffnung praktisch keinen Einfluss gehabt, da die Erträge 
der EVU’s vorwiegend im Monopolbereich der Netze erwirtschaftet werden. Die Wertschöp-
fung der Ökostromvermarktung fällt nämlich beim Stromproduzenten an. Es scheint, dass Ü-
berlegungen hinsichtlich Positionierung im Wettbewerb nach Porter (2000: 38-44) nicht im 
Vordergrund stehen. 

Das Ökostrom-Marketingmodell der Stadt Zürich wird durchwegs und aus verschiedenen 
Gründen als kundenfeindlich angesehen. Hier bleiben die Begründungen ebenfalls sehr plaka-
tiv. Es ist zu vermuten, dass die EVU’s kein Interesse haben, den Strom generell teurer zu 
verkaufen, da einerseits für ihr Unternehmen kein Vorteil erzielt werden kann (zur Erinnerung: 
Die Wertschöpfung fällt beim Stromproduzenten an), und sie anderseits mit anderen Energie-
trägern in Konkurrenz stehen. Hingegen treffen die Aufwendungen für die Vermarktung wie 
zum Beispiel die Kundenkommunikation die EVU’s direkt. Diese sind bei einem sehr abstrak-
ten Produkt wie dem Ökostrom (zur Erinnerung: Für den Kunden kommt der Strom aus der 
Dose) sehr aufwändig. Deshalb würden die EVU’s eine Unterstützung des Kantons bei der 
Vermarktung begrüssen. Eine Verstärkung des Marketing-Mix ist nötig, um den Markt erfolg-
reich zu diffundieren, was Wüstenhagen (2000: 111) ebenfalls festgehalten hat. 

Aufgrund dieser Ausgangslage stehen die EVU’s staatlichen Eingriffen wie der KEV, einer 
Quotenregelung oder politischen Aufträgen (Ökostrom-Marketingmodell der Stadt Zürich) posi-
tiv gegenüber. Die EVU’s sind nach aussen hin auf die Philosophie eingeschworen, den Kun-
den möglichst billigen Strom zu liefern. Es stellt sich die Frage, ob statt der angestrebten 
Preisführerschaft stattdessen nicht das Ziel verfolgt werden sollte, den Kunden ein optimales 
Preis-Leistungs-Verhältnis zu bieten beziehungsweise eine Differenzierungsstrategie zu ver-
folgen (Porter 2000: 38-40). 
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11.4 Ergebnisse und Interpretation der Fragen zur staatlichen Förde-
rung (Fragen 28-31) 

11.4.1 Ergebnisse zu den Fragen 28 bis 29 
Erläuterung aus dem Fragebogen: 
Für die staatliche Förderung von inländischen Ökostrom-Kraftwerken erhebt der Bund seit 
dem 1. Januar 2009 eine Abgabe auf Strom von 0,6 Rp. pro Kilowattstunde, also ca. 35 Fr. pro 
Monat und Unternehmen (70'000 kWh Jahresverbrauch). Der damit produzierte Ökostrom - ca. 
10% der gesamtschweizerischen Stromproduktion bis zum Jahr 2030 - kommt allen Konsu-
menten gleichwertig zugute. Der „Allgemeinstrom“ wird also zukünftig automatisch zusätzlich 
10% Ökostrom enthalten. Die zusätzlichen Kraftwerke und die Diversifikation leisten auch ei-
nen Beitrag zur Versorgungssicherheit. 

Ergebnisse: 
Die Fragen 28 und 29 wurden mit folgenden Anzahl Nennungen bewertet (Zahlen in den Fel-
dern): 

 Stimme 
völlig zu 

Stimme 
eher zu 

Stimme 
eher nicht 

zu 

Stimme 
überhaupt 
nicht zu 

Weiss 
nicht 

28. Wir finden es richtig, dass die Förderung 
von Ökostrom von allen Konsumenten im 
gleichen Umfang getragen wird. 

 
3 

 
2 

 
1 

 
- 

 
- 

29. Wir finden, dass jeder individuell ent-
scheiden sollte, ob er Ökostrom beziehen 
will. 

 
*) 

 
2 

 
1 

 
3 

 
- 

Tabelle 4: Kumulierte Antworten zu Fragen 28 und 29 betreffend der staatlichen Förderung 

*) Die Antwort „stimme völlig zu“ eines EVU wurde dem Feld „stimme überhaupt nicht zu“ dazugerechnet, da dies 
dem Sinn der vom EVU zusätzlichen gegebenen Erläuterung entspricht. 

11.4.2 Ergebnisse zu den Fragen 30 bis 31 
Erläuterung aus dem Fragebogen: 
Im Rahmen der staatlichen Förderung wird die Produktion von Ökostrom aus unterschiedlich 
teuren Kraftwerken unterschiedlich vergütet. So wird beispielsweise die Kilowattstunde Was-
serstrom mit rund 20 Rp., der Solarstrom mit rund 70 Rp. und der Biogasstrom mit rund 35 Rp. 
vergütet. Wird vor allem die Produktion von billigem Wasserstrom gefördert anstelle des teure-
ren Solarstroms, kann mit der Abgabe insgesamt mehr Ökostrom produziert werden. Je mehr 
Ökostrom produziert wird, desto grösser ist der Beitrag zur Versorgungssicherheit. 

Ergebnisse: 
Die Fragen 30 und 31 wurden mit folgenden Anzahl Nennungen bewertet (Zahlen in den Fel-
dern): 
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 Stimme 
völlig zu 

Stimme 
eher zu 

Stimme 
eher nicht 

zu 

Stimme 
überhaupt 
nicht zu 

Weiss 
nicht 

30. Uns ist wichtig, dass alle Ökostromsor-
ten gefördert werden und nicht nur die bil-
ligste. 

 
1 

 
5 

 
- 

 
- 

 
- 

31. Uns ist wichtig, dass der billigste Öko-
strom in grossen Mengen gefördert und 
damit ein grosser Beitrag an die Versor-
gungssicherheit und Unabhängigkeit ge-
leistet wird. 

 
2 

 
1 

 
2 

 
1 

 
- 

Tabelle 5: Kumulierte Antworten zu Fragen 30 und 31 betreffend der staatlichen Förderung 

11.4.3 Interpretation zu den Fragen 28 bis 31 
Auch hier zeigt sich, dass die EVU’s einem staatliche Eingriff wie der KEV, einer Quotenrege-
lung oder einem politischen Auftrag zur Förderung von Ökostrom mehrheitlich zustimmen. Der 
individuellen Stromvermarktung stehen sie kritisch gegenüber. Zur Priorisierung bei der Förde-
rung von bestimmten Ökostromsorten zeichnet sich ein uneinheitliches Bild ab. Es besteht 
einerseits ein ausgeprägter Wunsch, alle Ökostromsorten zur fördern, anderseits soll gleich-
zeitig möglichst viel Ökostrom erzeugt werden. Dies kann dahingehend ausgelegt werden, 
dass die zur Verfügung stehenden Fördermittel möglichst wirksam eingesetzt werden sollen. 
Villiger (2000: 285) hält ebenfalls fest, dass trotz Ökostrom-Marketing auf energiepolitisch flan-
kierende Massnahmen bei der Förderung von erneuerbaren Energien nicht verzichtet werden 
kann. 

11.5 Ergebnisse und Interpretation der Fragen zur Einstellung des Un-
ternehmen (Fragen 32-36) 

Ergebnisse: 
Auf die Frage 32, ob das EVU ein Energieleitbild besitzt, antworteten alle mit Nein. 

Die Fragen 33 bis 36 wurden mit folgenden Anzahl Nennungen bewertet (Zahlen in den Fel-
dern): 

 Stimme 
völlig zu 

Stimme 
eher zu 

Stimme 
eher nicht 

zu 

Stimme 
überhaupt 
nicht zu 

Weiss 
nicht 

33. Wir finden, dass die Umweltressourcen 
geschont werden müssen, damit andere 
Generationen diese auch nutzen können. 

5 1 - - - 

34. Wir finden, dass vermehrt inländische  
Energieressourcen genutzt werden soll-
ten, damit das Geld in der Schweiz bleibt. 

3 3 - - - 

35. Wir finden, dass die Umweltprobleme 
stark übertrieben werden. 

- 1 2 3 - 

36. Wir finden, dass der Staat mehr für den 
Umweltschutz tun sollte. 

1 2 3 - - 

Tabelle 6: Kumulierte Antworten zu Fragen 33 bis 36 betreffend der Einstellung des EVU’s 
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Interpretation: 
Das energiepolitische Engagement der EVU’s wird vom CEO und den politischen Steuergre-
mien (z.B. Gemeinderat) bestimmt. Transparente Leitlinien in Form von Energieleitbildern exis-
tieren nicht. Das Fehlen eines Leitbildes erschwert die Positionierung und die Kommunikation 
im Bezug auf die Ökostromvermarktung nicht. Es zeigt sich, dass die EVU’s in ihrer Grundhal-
tung dem Umweltschutz und der Nutzung der erneuerbaren Energien sehr positiv gegenüber 
stehen. Auch hier erweist sich, dass die EVU’s möglichen staatlichen Eingriffen eher positiv 
gestimmt sind. 

11.6 Ergebnisse und Interpretation der Unternehmenskennzahlen zum 
Ökostromabsatz 

Ergebnisse: 
Der Anteil des individuell vermarkteten Ökostroms in den befragten EVU’s bewegt sich zwi-
schen 0,02% und 0,5%. Davon wird der grösste Teil von Haushaltkunden bezogen. Die Ge-
werbebetriebe beziehen nur vereinzelt Ökostrom bei den EVU’s. Dieser Anteil bewegt sich im 
Promillebereich. Gemessen an der Anzahl Kunden kann gesagt werden, dass 1% bis 2,7% der 
Haushaltkunden Ökostrom beziehen. Bei den Gewerbekunden ist die Spannbreite des prozen-
tualen Anteils an Kunden deutlich grösser. Diese liegt zwischen 0% und 3,7%. 

 
Tabelle 7: Kennzahlen zum Ökostromabsatz der EVU’s 

Interpretation: 
Es bestätigt sich, dass der Anteil des individuell vermarkteten Ökostroms marginal klein ist. 
Offensichtlich sind die Haushaltkunden eher bereit, Ökostrom zu einem Mehrpreis einzukau-
fen, als es Gewerbe- und Industriekunden sind. Die Frage bleibt offen, ob die Gewerbekunden 
gezielt und kundenspezifisch beworben werden sollten. Es zeigt sich zudem, dass einzelne 
EVU’s erfolgreicher in der Vermarktung sind. Es scheint, dass nach dem Konzept der Diffusi-
onskurve für Innovationen von Rogers (1995: 11), bei der Marktdurchdringung erst die Innova-
toren erreicht wurden. 

Die Vermarktung von Ökostrom ist sehr aufwändig. Die verhältnismässig kleinen EVU-
Strukturen im Kanton Thurgau und die damit verbundenen begrenzten Ressourcen erschwe-
ren die Aktivitäten der EVU’s bei der Vermarktung von Ökostrom. Zum Vergleich dazu: Das 
EWZ hat beispielsweise einen jährlich 40 mal höheren Stromabsatz als das EVU 2. 
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12 Überprüfung der Hypothesen und Beantwortung der Frage-
stellung 

12.1 Überprüfung der Hypothesen 

12.1.1 Hypothese 1: 
Die EVU’s haben Interesse, den Anteil an Ökostrom an ihrem Gesamtab-
satz mit Marketingmassnahmen zu erhöhen. 

Die Hypothese 1 wird anhand der Ergebnisse aus den Interviews mit den EVU’s und deren 
Interpretation im Kapitel 11 überprüft und beantwortet. 

Die EVU’s stehen dem erneuerbaren Strom grundsätzlich aufgeschlossen gegenüber. Prioritär 
würden sie aus versorgungstechnischen Überlegungen den Ausbau der Kernenergie und der 
Wasserkraft favorisieren und erst in zweiter Priorität die anderen Stromsorten. Die Teilmarkt-
öffnung hat die EVU’s primär dazu veranlasst, mit ihren Grosskunden langfristige Lieferverträ-
ge abzuschliessen. Allgemeine Marketinganstrengungen, insbesondere die Vermarktung von 
Ökostrom, blieben auf bescheidenem Niveau. 

Die Vermarktung von Ökostrom wird von den EVU’s hauptsächlich aus Imagegründen und zur 
Komplettierung der Produktepallette betrieben. Die EVU’s erwirtschaften ihre Erträge vor allem 
aus dem monopolisierten Netzbetrieb und weniger durch den Verkauf von Strom. Dies gilt im 
besonderen Mass für die Vermarktung von Ökostrom. Die EVU’s erwirtschaften zur Zeit dar-
aus keinen Wertschöpfungsbeitrag. Die Wertschöpfung fällt nur beim Ökostromproduzenten 
an. Ebenfalls wird das Wachstumspotential des Kundensegments Ökostrom als marginal ein-
gestuft. Es ist deshalb uninteressant für verstärkte Geschäftstätigkeiten. Das Produkt Öko-
strom ist sehr abstrakt, deshalb sind die Aufwendungen für die Vermarktung, insbesondere für 
die Kommunikation, sehr aufwändig. Hinzu kommen die begrenzten Ressourcen der EVU’s. 
Die verhältnismässig kleinen Unternehmensstrukturen lassen eine Ausweitung von Marketing-
aktivitäten zu Gunsten der Ökostromvermarktung kaum zu. 

Die EVU’s stehen der individuellen Vermarktung von Ökostrom kritisch gegenüber. Aus ihrer 
Sicht ist die Vermarktung ein inneffizientes Instrument zur Förderung von erneuerbarem 
Strom. Staatlichen Regelungen wie die KEV oder das Quotenmodell werden zwar kritisch be-
urteilt, aber als effiziente Instrument bewertet. 

Abschliessend kann gesagt werden, dass die EVU’s kein Interesse haben, die Vermarktung 
von Ökostrom zu verstärken. Damit kann die Hypothese 1 durch die empirische Untersuchung 
klar verworfen werden. 

12.1.2 Hypothese 2:  
Wenn die Marketingmassnahmen verstärkt werden, kann der Anteil an 
Ökostrom am Gesamtverbrauch gesteigert werden. 

Die Hypothese 2 wird anhand der Ergebnisse aus der schriftlichen Umfrage bei Haushalten 
und Unternehmen und deren Interpretation im Kapitel 8 und 9 überprüft und beantwortet. 
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Die Kunden - seien es Haushalte oder Unternehmen - zeigen eine hohe Sensibilität im Bereich 
Umweltproblematik und Nutzung eigener Ressourcen. Ebenfalls ist das Interesse an der 
Stromproduktion hoch, wobei dies bei den Unternehmern etwas ausgeprägter ist. 

Die Zahlungsbereitschaft für die individuelle Bestellung von Ökostrom ist bei ca. 88% der Un-
ternehmen und bei 92% der Haushalte vorhanden. Haushalte wie auch Unternehmen zeigen 
eine hohe Zahlungsbereitschaft, die deutlich über der heutigen Ökostromabsatz liegt. Rund 
65% der Haushalte würden die Mehrkosten für eine komplette Versorgung mit einem günsti-
gen Ökostrom akzeptieren. Bei den Unternehmen, welche einen deutlich höheren Stromkon-
sum aufweisen, würden 21% die Mehrkosten für eine komplette Versorgung mit einem günsti-
gen Ökostrom akzeptieren (Details siehe Kap. 8.3.5 und 9.3.5). Für die individuelle Vermark-
tung von Ökostrom besteht also noch ein erhebliches Potential, dass erschlossen werden 
könnte. 

Bei den Motiven für den Kauf von Ökostrom (wobei dieser Aspekt nicht abschliessend abge-
fragt wurde), spielt bei Haushalten und Unternehmen die Förderung neuer Technologien eine 
zentrale Rolle. Die Vorbildwirkung nimmt eine etwas weniger wichtige Rolle ein. Wobei bei den 
Unternehmen die Vorbildwirkung tendenziell ausgeprägter ist, als bei den Haushalten. 

Bei den Kunden besteht ein grundsätzliches Interesse, eine nicht zu unterschätzende Motiva-
tion und eine erhebliche Zahlungsbereitschaft für Ökostrom. Theoretisch besteht also ein be-
achtliches Markterschliessungspotential. Der sehr kleine Absatz von Ökostrom zeigt, dass für 
den Kunden verschiedene Hinderungsgründe bestehen und dass das Marketing nicht optimal 
ist. Das Ökostromangebot der EVU’s ist bei den Haushalten und Unternehmen kaum bekannt. 
Auch scheinen die Ökostromangebote der EVU’s kein klares Profil zu besitzen. Das Öko-
stromangebot wird als sehr unübersichtlich wahrgenommen. Die Kunden scheinen stark ver-
unsichert zu sein. Mehr als die Hälfte der Kunden misstrauen dem Ökostromangebot. Die E-
VU’s konnten sich bis heute nicht als Ökostromanbieter positionieren. Für die Vermarktung 
von Ökostrom ist die Glaubwürdigkeit der Anbieter aber entscheidend (Belz 2001: 71). 

Die EVU’s sind die Energieversorger schlechthin und hätten einen einmaligen Zugang zu den 
Kunden. Sie könnten einen preisgünstigen Ökostrommix anbieten, der aus verschiedenen re-
gionalen Ökostromsorten bestünde. Zudem könnten sie bei den Haushalten aufgrund der ho-
hen Zustimmung von über 70% das Zürcher Marketingmodell (automatische Ökostromliefe-
rung zu einem Mehrpreis von 2 Rp/kWh) einführen. 

Abschliessend kann gesagt werden, dass ein erhebliches Potential bei Haushalten wie auch 
bei Unternehmen für die Vermarktung von Ökostrom besteht. Mit verstärkten Marketingmass-
nahmen, gezielten regionalen preisgünstigen Mischprodukten, einer aktiven Informationspolitik 
zum Ökostrom und mit der Einführung des Zürcher Marketingmodells bei Haushalten könnte 
der Anteil an erneuerbarem Strom erhöht werden. Damit kann die Hypothese 2 durch die em-
pirische Untersuchung nicht verworfen werden. 
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12.1.3 Hypothese 3:  
Der Konsument befürwortet eine Erhöhung der heutigen Abgabe von 0,6 
Rp./kWh auf den Strom zugunsten der KEV und damit zur staatlichen 
Förderung von erneuerbarem Strom. 

Haushalte wie Unternehmen zeigen eine hohe Sensibilität für die Umweltproblematik. Rund 
75% der Haushalte und 65% der befragten Unternehmen sind der Ansicht, dass der Staat 
mehr für den Umweltschutz tun sollte. Es besteht ebenfalls ein ausgewiesenes Verständnis 
betreffend der Nutzung der eigenen Ressourcen und der damit verbundenen lokalen Wert-
schöpfung. Die weit verbreitete Meinung, dass Unternehmen staatliche Interventionen eher 
ablehnen, kann in diesem Fall nicht bestätigt werden. 

Eine deutliche Mehrheit der Haushalte und der Unternehmen interessiert sich, wie der Strom 
produziert wird. Mit grosser Deutlichkeit wünschen sie, dass in erster Linie die Produktion von 
Solar-, Wind-, Wasserstrom gesteigert wird. 

Etwa 82% der Haushalte wie auch der Unternehmen würden eine höhere Stromrechung zu-
gunsten von Ökostrom akzeptieren. Die Zahlungsbereitschaft bei den Haushalten liegt drei bis 
fünf Mal höher und bei den Unternehmen zwei bis drei Mal höher als die heutige staatliche 
Förderabgabe KEV von 0,6 Rp./kWh. 

Die Resultate zeigen, dass gegen 70% der befragten Haushalte und rund 67% der befragten 
Unternehmen bereit sind, für Ökostrom mehr zu bezahlen, wenn alle daran zahlen würden. 
Einen Lastenverteilung der Ökostromförderung auf alle Stromkonsumenten würde demnach 
begrüsst. Ein Teil der Haushalte (57%) und der Unternehmen (58%), möchte aber auch indivi-
duell entscheiden können, ob sie Ökostrom beziehen möchten oder nicht. 

Es besteht ein deutliches Marktpotenzial für den Ausbau der staatlichen Förderung KEV zur 
Steigerung der Ökostromproduktion. Zudem scheint die Akzeptanz bei den Konsumenten hoch 
zu sein. Damit kann die Hypothese 3 durch die empirische Untersuchung nicht verworfen wer-
den. 

12.1.4 Nullhypothese 4:  
Der Anteil an erneuerbarem Strom kann nicht gesteigert werden. 

Da nicht alle Hypothesen 1 bis 3 aufgrund der empirischen Resultate und der daraus abgelei-
teten Beantwortung verworfen werden können, kann die Nullhypothese verworfen werden. Der 
Anteil an Ökostrom kann gesteigert werden. 

12.2 Beantwortung der Forschungsfrage und Fazit 
Nachfolgend soll die Forschungsfrage beantwortet werden. Sie lautet: 

Warum hat der Anteil an erneuerbaren Stromprodukten (Ökostrom) im Kanton Thurgau nicht 
stärker zugenommen und mit welchen Massnahmen kann der Anteil erhöht werden? 

Die Untersuchung zeigt, dass die Thurgauer Haushalte und Unternehmen grosses Interesse 
an Ökostromprodukten haben. Unternehmen sowie Haushalte wünschen klar einen Ausbau 
der Stromerzeugung durch erneuerbare Energien. Favorisiert werden die Wasser-, Sonnen- 
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und Windenergie gefolgt von Biogasenergie, Geothermie und Holzenergie. Die Unternehmen 
wie auch die Haushalte würden regionale Stromprodukte bevorzugen, wobei die Unternehmen 
Importen von Ökostrom sehr offen gegenüberstehen.  

Festgestellt wurde ebenfalls, dass eine grosse Mehrheit der Befragten bereit wäre, für Öko-
strom deutlich mehr zu bezahlen als für „Allgemeinstrom“. Für den individuellen Bezug von 
Ökostrom würden 92% der Haushalte und 88% der Unternehmen einen Mehrpreis bezahlen. 
Eine komplette Versorgung mit Ökostrom zu einem aktuellen Marktpreis könnten sich 65% der 
Haushalte und 21% der Unternehmen vorstellen (siehe Kapitel 8.3.5 und 9.3.5). Für die staat-
liche Förderung von Ökostrom würden 82% der Haushalte sowie der Unternehmen eine Erhö-
hung der Stromrechung in Kauf nehmen. Die Zahlungsbereitschaft dafür liegt bei den Haushal-
ten drei bis vier Mal, bei den Unternehmen zwei bis drei Mal höher als die heutige Förderab-
gabe für die KEV (siehe Kapitel 8.4.2 und 9.4.2). Es besteht also ein grosses Marktpotential für 
Ökostromvermarktung und ebenfalls für dessen staatlichen Förderung, das zur Zeit brach liegt. 

Auf dem Hintergrund der Betrachtung der Theorie zu den öffentlichen beziehungsweise kollek-
tiven Gütern (Eisenhut 1998: 60) und dem sich daraus ergebenden sozialen Dilemma für die 
Stromkunden (Bierhoff 2006: 676) überrascht es kaum, dass die Stromkunden erhebliche An-
reize oder intrinsische Motivation benötigen, um individuell Ökostrom zu beziehen. Wie die 
Untersuchung zeigt, konnten bis heute nur die Innovatoren (siehe Kapitel 8.3.1 und 9.3.1) zum 
individuellen Ökostrombezug bewegt werden. Die Innovatoren sind intrinsisch motiviert. Die 
breite Kundenmasse hingegen bleibt im sozialen Dilemma gefangen und kann nur durch 
Zwang oder einen individuellen Nutzen dazu bewegt werden, Ökostrom zu beziehen. 

Die Untersuchung zeigt auch, dass der Stromkunde im Spannungsfeld steht zwischen „alle 
sollen am Ökostrom bezahlen“ und „jeder soll individuellen Ökostrom beziehen können“. Der 
Strompreis bildet nicht alle Kosten, welche die Stromproduktion verursacht, ab. Unfall- und 
langfristige Risiken der Kernenergie oder die Kosten für der Klimaerwärmung sind nicht inter-
nalisiert. Deshalb erfolgt keine optimale Allokation der Mittel. Der Stromkunde ist aber ein Ho-
mo Öconomicus, der es gewohnt ist, seinen Nutzen beziehungsweise seine Mittel zu optimie-
ren. Blosse Aufrufe zum eigenverantwortlichen Handeln scheitern tendenziell an der Haltung 
des Homo Öconomicus. Dies zeigt sich auch aus der Untersuchung. Der Wunsch nach Öko-
strom ist sehr gross, die Zahlungsbereitschaft ebenfalls, trotzdem ist die Anzahl Ökostromkun-
den sehr klein. Um erfolgreich Ökostrom zu vermarkten, muss der Stromkunde einen offen-
sichtlichen Zusatznutzen bekommen. 

Ausgehend von der Theorie von Belz (2001: 71), welcher den Zusatznutzen von Ökostrom als 
„seelisch-geistige“ Komponente definiert, und von der Bedürfnispyramide nach Maslow (Kotler 
2003: 315), sollte mit einer entsprechenden Marktbearbeitung die Nachfrage nach Ökostrom 
durchaus gesteigert werden können. Aus den Antworten in der Untersuchung zu den Fragen 
„Warum sie Ökostrom kaufen würden?“ sind keine klaren Ergebnisse hervorgegangen. Nur bei 
einem kleinen Teil der Stromkunden befindet sich der Strom in der Spitze der Maslow-
Bedürfnispyramide. Es scheint, dass der Zusatznutzen von Ökostrom vom Kunden noch nicht 
konkret erkannt wird und so eine Vermarktung von Ökostrom schwierig ist. Das in der Umfrage 
geäusserte grosse Misstrauen gegenüber Ökostrom bestätigt dies. Beispielsweise ist die Re-
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putation der AXPO, welcher die Hauptstrategie in der Stromproduktion klar auf die Kernener-
gie setzt, für die Vertrauensbildung bei der Ökostromvermarktung nicht förderlich. Das von 
Wüstenhagen (2000: 194) beschriebene Konzept, welches die Diffusion der Innovationen von 
der Nachfrageseite auf die Angebotsseite überträgt, leitet ab, dass nur ein engagiertes Marke-
ting der Angebotsseite (in diesem Fall der EVU’s) zur erfolgreichen Markterschliessung führt. 

Aus der Untersuchung zeigt sich, dass die EVU’s wenig Interesse daran haben, Ökostrom zu 
vermarkten. Sie erwirtschaften einerseits ihre Wertschöpfung primär aus dem monopolisierten 
Netzbetrieb, anderseits erheben sie keine Marge auf den Ökostrom und die Vermarktung ist 
sehr aufwändig. Die Wertschöpfung als treibende Kraft für die Ökostromvermarktung fehlt. Die 
eigentliche Wertschöpfung beim Ökostrom liegt beim Ökostromproduzenten. Die Interviews 
zeigen, dass für die EVU’s die Erhebung einer Marge auf Ökostrom nicht im Vordergrund 
steht, da sie das Wachstumspotential als sehr gering einstufen. Vielmehr bieten die EVU’s den 
Ökostrom aus Imagegründen an. Im Lichte dieser Ausgangslage sind die bescheidenen An-
strengungen der EVU’s im Bereich Ökostrommarketing und Kundenbindungsprogramme so-
wie das Fehlen von Markt- und Wettbewerbstrategien verständlich. Die Frage bleibt, ob sich 
die EVU’s nicht doch mit zusätzlichen Dienstleistungsprodukten wie Nahwärmeversorgungen, 
Ökostromprodukten etc. im Sinne einer Markt- und Wettbewerbsstrategie (Porter 2000: 38-44) 
besser am Markt positionieren und ihre Wertschöpfung steigern könnten. Die EVU’s sollten die 
Führung bei der Vermarktung des Ökostroms übernehmen, da die einzelnen Ökostromprodu-
zenten sich kaum in einer gemeinsamen Marketinggesellschaft organisieren können. Dies be-
deutet aber, dass die EVU’s zukünftig eine entsprechende Marge auf dem Ökostrom erzielen 
müssen. Ausgehend von der heutigen Situation bei den EVU’s überrascht es nicht, dass der 
Ökostromabsatz im Kanton Thurgau stagniert. 

Im Gegensatz dazu, ist die engagierte Umsetzung der erfolgreichen Vermarktungsstrategie 
des EWZ (alle erhalten zu einem Mehrpreis automatisch einen Ökostrom anstelle des Allge-
meinstroms) nachvollziehbar, da das EWZ gleichzeitig auch Ökostromproduzent ist und direkt 
einen Wertschöpfungsbeitrag erwirtschaften kann. Bei den Thurgauer EVU’s ist dies, wie be-
reits erwähnt, nicht der Fall. 

Die Untersuchung zeigt, dass die Marketingmassnahmen beim Stromkunden kaum greifen 
und verschwommen wahrgenommen werden. Zudem besteht ein erhebliches Misstrauen ge-
genüber den Ökostromangeboten. Dies bestätigt auch Truffer (2002: IV) in seiner Fokusgrup-
penerhebung. Es zeigt sich, dass die EVU’s als Ökostromlieferanten von den Stromkunden 
nicht favorisiert werden, insbesondere bei jüngeren Kunden und Kunden mit höherem Bil-
dungsstand. Dies ist aufgrund des zurückhaltenden Engagements der EVU’s und aufgrund 
ihrer dezidierten Haltung („Der Auftrag des EVU’s ist den Kunden möglichst billigen Strom zu 
liefern“) nicht verwunderlich. Die Glaubwürdigkeit als engagierter Ökostromverkäufer wird da-
mit untergraben. Für die Vermarktung des „seelisch-geistigen“ Zusatznutzens gemäss Belz 
(2001: 71) ist die Glaubwürdigkeit der Anbieter entscheidend. Insbesondere was die Öko-
stromprodukte der AXPO betrifft, ist zu bezweifeln, ob eine glaubwürdige Vermarktung über-
haupt möglich ist. Hingegen haben regionale Ökostromprodukte, wie sie an der Naturstrom-
börse des EKT angeboten werden, bessere Chancen. Ebenfalls zeigt die Untersuchung, dass 
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günstige Strommixe aus verschiedenen Ökostromprodukten bevorzugen würden. Demnach 
müssten die Marketinganstrengungen klar auf die Mixprodukte fokussiert werden.  

Als Kundensegmente sollten primär die Unternehmen erschlossen werden, da bei ihnen im 
Vergleich zu den Haushaltkunden eine grössere Ökostrommenge mit geringem Marketingauf-
wand abgesetzt werden kann. Bei den Haushaltkunden sind primär gezielt junge, gut gebilde-
te, gut verdienende Personen und gleichzeitig ökologisch interessierte Familien mit knapp ü-
berdurchschnittlichen Einkommen mit gutem Bildungsniveau zu erschliessen (Wüstenhagen 
(2000: 114-115). Wobei die im Kapitel 8.3.3 und 9.3.3 erwähnte mangelnde Glaubwürdigkeit 
wie auch die tiefe Präferenz der EVU’s als Ökostromlieferanten, insbesondere bei den gut aus-
gebildeten und jungen Kunden, überwunden werden muss. 

Die Untersuchung zeigt ebenfalls, dass der Kauf von Ökostrom primär als Förderung neuer 
Technologien verstanden wird. Die Gründe „Nachahmung“ und „Vorbild“ haben eine unterge-
ordnete Rolle. Dies deutet darauf hin, dass die Markterschliessung sich noch im Bereich der 
Innovatoren beziehungsweise der Pioniere befindet. Dies obwohl die Ökostromprodukte seit 
dem Jahr 2001 angeboten werden. 

Die Vermarktungsstrategie des EWZ findet gemäss dieser Untersuchung bei den Haushalten 
eine hohe Akzeptanz, bei den Unternehmen weniger. Über 70% der Haushalte und rund 47% 
der Unternehmen wären damit einverstanden, automatisch Ökostrom anstelle des „Allgemein-
stroms“ zu bekommen (siehe Kapitel 8.3.6 und 9.3.6). Das Vermarktungsmodell des EWZ ent-
spricht einem Zwangskonsum mit „Hintertürchen“. Das „Hintertürchen“ besteht darin, dass sich 
jeder Stromkonsument vom Ökostromkonsum abmelden und weiterhin „Allgemeinstrom“ be-
ziehen kann. Das EWZ hat mit seinem Modell einen grossen Erfolg. Dieser Erfolg könnte 
durch die Theorie von Falk (2001: 6) untermauert werden. Falk zeigt auf, dass der Homo Re-
ciprocans auch zum Allgemeinwohl beiträgt, wenn andere ebenfalls dazu beitragen. Dies ent-
spricht der Strategie einer bedingten Kooperation. Ebenfalls können mit diesem Marketingmo-
dell verschieden Hemmnisse wie Informationsaufwand, Zeitaufwand, Unbequemlichkeiten etc. 
elegant überwunden werden (Transaktionskosten). Die Thurgauer EVU’s würden einem sol-
chen Modell ebenfalls zustimmen, wenn sie dazu einen politischen Auftrag erhalten würden. 
Eine freiwillige Umsetzung kommt verständlicherweise für die EVU’s nicht in Frage, da sie 
daraus zur Zeit keinen monetären Nutzen ziehen, sich aber einem möglichen Kritikrisiko aus-
setzen könnten. 

Villiger (2000: 285) wie auch Wüstenhagen (2000: 287) weisen darauf hin, dass eine erfolgrei-
che Ökostromvermarktung auch staatliche Rahmenbedingungen erfordern. Insbesondere wei-
sen sie darauf hin, dass die Ökostromvermarktung energiepolitische Fördermassnahmen nicht 
ersetzen kann. 

Die Stromkonsumenten haben kein Interesse, einen freiwilligen Beitrag an die gemeinsamen 
Ziele der Gruppe (Stromkonsumenten) zu leisten, obwohl davon alle profitieren würden (Olsen 
2004: 163-164). Die Stromkonsumenten können nur durch einen Zwang oder einen individuel-
len Nutzen bewegt werden. Das bedeutet, dass der Absatz von Ökostrom sowohl über die 
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individuelle Vermarktung, als auch über einen Zwangskonsum (wie die staatliche Förderung 
KEV oder durch Quotenvorgaben für die EVU’s) gefördert werden müsste. 

Die Untersuchung zeigt, dass Haushalte und Unternehmen der individuellen wie auch der 
staatlichen Förderung positiv gegenüberstehen. Die EVU’s äusserten sich gegenüber der indi-
viduellen Vermarktung aufgrund des hohen Aufwandes eher kritisch. Für die EVU’s steht der 
effiziente Einsatz möglicher finanziellen Mittel bei beiden Fördervarianten im Vordergrund. Die 
Untersuchung zeigt ebenfalls, dass eine deutliche Mehrheit der Ansicht ist, dass der Staat 
mehr für den Umweltschutz tun sollte. Weder Haushalte noch Unternehmen stehen staatlichen 
Eingriffen a priori negativ gegenüber. Dies steht im Widerspruch zur landläufigen Meinung. 

Ausgehend vom Biolebensmittelmarkt (BIO SUISS 2007: 1), welcher einen wertmässigen An-
teil von. ca. 5% am gesamten Lebensmittelmarkt einnimmt, oder am Gesamtabsatz von nach-
haltigen Labels (Food und Nonfood) bei der Migros (Migros 2008: 22), welcher ca. 10% be-
trägt, ist davon auszugehen, dass das mengenmässige Marktpotential von individuell vermark-
tetem Ökostrom je nach Preisbildung zwischen 7% und 15% liegt. 

Besteht das Ziel, den Anteil von Ökostrom deutlich stärker zu steigern, so scheinen in Anbet-
racht der Kräfte des „Sozialen Dilemmas“ die wirkungsvollsten Instrumente eine staatliche För-
derung wie die KEV, eine Quotenregelung oder kantonale Investitionsbeiträge für Anlagen zu 
sein. Die staatlichen Instrumente haben bei den Stromkonsumenten, seien es Haushalte oder 
Unternehmen, gleichermassen eine hohe Akzeptanz. Die KEV geniesst auf Bundesebene e-
benfalls politische Akzeptanz. 

Für den Kanton bleibt trotzdem der Weg frei, die Vermarktung mit einer ausgefeilten Vermark-
tungsstrategie in Zusammenarbeit mit den EVU’s und dem EKT auszubauen. Darüber hinaus 
kann die gezielte Förderung von Kleinanlagen für Bauherren zur Stromproduktion für den Ei-
genbedarf weitergeführt werden. 
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13 Ableitung von energiepolitischen Handlungsempfehlungen 

13.1 Bundesebene 
Die KEV ist ein energiepolitisches Förderinstrument des Bundes. Die Gestaltung dieses In-
strumentes liegt in der Zuständigkeit des Bundes. Die Übertragung von Empfehlungen auf-
grund der vorliegenden Untersuchung auf die schweizerische Ebene ist trotzdem nicht abwe-
gig. Die Resultate sind repräsentativ und in einem ländlich-konservativen Kanton ermittelt wor-
den. Deshalb ist daraus eine Ableitung von Empfehlungen an den Bund beziehungsweise an 
die KAEE vertretbar. Der verstärkte Ausbau der Stromerzeugung von erneuerbaren Energien 
soll mit entsprechenden Rahmenbedingungen vorangetrieben werden. 

• Die staatlichen Marktkorrekturinstrumente wie die KEV oder mögliche Quotenregelungen 
haben eine hohe Akzeptanz und sollen ausgebaut beziehungsweise umgesetzt werden. 

• Die Förderabgabe für die KEV soll um den Faktor zwei bis drei erhöht werden. 
• Die Fördermittel sind wirkungsvoll einzusetzen und sollen primär kostengünstige Öko-

stromproduktionen fördern. 
• Momentan noch teurere Ökostromprodukte wie beispielsweise Solarstrom sind mit gross-

zügigen Kontingenten zu begrenzen. 

13.2 Kantonale Ebene 
Die Nutzung von erneuerbaren Stromprodukten soll mit entsprechenden Rahmenbedingungen 
vorangetrieben werden. Ausgehend von der Beantwortung der Hypothesen und der Fragestel-
lung lassen sich für die Energiepolitik auf kantonaler Ebene folgende Empfehlungen ableiten: 

• Die individuelle Vermarktung von Ökostrom soll in Zusammenarbeit mit den EVU’s und 
dem EKT in einem gemeinsamen Vermarktungskonzept konkretisiert werden. 

• Es soll geprüft werden, ob im Rahmen der Leistungsvereinbarungen im Zusammenhang 
mit dem Stromversorgungsgesetz die EVU’s zur Einführung des EWZ Vermarktungsmo-
dells bei Haushalten bewegt werden können. 

• Die Förderung von Kleinanlagen zur Stromproduktion für den Eigenbedarf im Rahmen ei-
nes Kontingentes soll weitergeführt werden. 

13.3 Ebene Markt (EVU) 
Der Anteil vermarkteter erneuerbarer Stromprodukte soll gesteigert werden. Ausgehend von 
der Beantwortung der Hypothesen und der Fragestellung lassen sich für den Markt folgende 
Empfehlungen ableiten: 

• Die EVU’s sollten die Führung bei der Ökostromvermarktung übernehmen, ein engagiertes 
Marketing beitreiben und eine angemessene Marge auf dem Ökostrom erheben. 

• Primär sollten kostengünstige regionale Ökostrommixprodukte angeboten werden. 
• Die zu erschliessenden Kundensegmente sind: Unternehmen, Haushalte mit jungen, gut 

gebildeten und gut verdienenden Einzelpersonen, sowie Familien mit gutem Einkommen 
und hohem Bildungsniveau. 
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14 Schlusswort 
 

Die Aufarbeitung der Theorie hat die Einsatzgrenzen der „freiwilligen energiepolitischen In-
strumente“ im Spannungsfeld des sozialen Dilemmas klar aufgezeigt. Die aus den Umfragen 
gewonnen Erkenntnisse sind für die Weiterentwicklung der energiepolitischen Strategie in Be-
zug auf erneuerbaren Strom wertvoll. Hingegen haben die zum Teil widersprüchlichen Antwor-
ten aus den Umfragen bei den Haushalten und Unternehmen deutlich gezeigt, dass das The-
ma äusserst komplex ist. Das Instrument „Umfrage“ stösst hier an seine Grenzen. Deshalb 
stellt sich die Frage, ob mit dem Instrument der Fokusgruppenerhebung präzisere Resultate 
möglich gewesen wären. In einer Fokusgruppe hätte das Thema vertieft aufbereitet werden 
können. 

Zudem wurde die Erkenntnis gewonnen, dass mit der Formulierung der Fragestellungen ein 
erhebliches manipulatives Potential besteht. In der vorliegenden Arbeit wurde aber grosse 
Sorgfalt darauf verwendet, solche Manipulationen bei den Fragestellungen zu vermeiden, was 
auch die zum Teil widersprüchlichen Antworten zeigen. Zudem musste während der Interviews 
erkannt werden, dass die in der Branche bekannte berufliche Position des Interviewers wahr-
scheinlich zu Messverzerrung geführt hat (Effekt der sozialen Erwünschtheit). 

Es hat sich auch gezeigt, dass die Motive, weshalb Ökostrom gekauft wird, schwer zu eruieren 
sind. In diesem Bereich besteht noch ein erheblicher Forschungsbedarf. Neue Erkenntnisse 
könnten unter anderem als Grundlage für die Optimierung des Ökostrom-Marketings verwen-
det werden. 

Trotz des Einsatzes des Statistikprogramm SPSS war die zu analysierende Datenflut erheblich 
und der Aufwand wurde deutlich unterschätzt. Auch das Erkennen und die Auswahl der rele-
vanten Korrelationen waren durch die Menge der Fragen eine aufwändige Angelegenheit.  

Die Arbeit hat einige Vermutungen bestätigt, anderseits aber auch einige überraschende Er-
kenntnisse geliefert, welche eine Weiterentwicklung der energiepolitischen Strategie ermögli-
chen. 

 



  Literaturverzeichnis 

©  2009, Andrea Paoli, EMBA 02/09 ZH  Seite 78 

15 Literaturverzeichnis 
 

AEE (Agentur für erneuerbare Energie und Energieeffizienz) (2007). Erneuerbarer Strom in 
der Schweiz – der Marktanteil erneuerbarer Stromprodukte im Jahr 2007, Zürich, 11. Juli 
2008. 

BAFU (Bundesamt für Umwelt) (2007). Umwelt Schweiz 2007, Sozioökonomische und räumli-
che Perspektiven für die Schweiz, Bern, 130-131. 

Bättig, I. (2005). Erneuerbarer Strom am Markt. Erneuerbare Energie 2/2005, 12-13. 

Belz, F. M. (2001). Integratives Ökomarketing: Erfolgreiche Vermarktung ökologischer Produk-
te und Leistungen, Wiesbaden: Dt. Univ.-Verlag Wiesbaden. 

Beobachter (2009). Erneuerbare Energien 2009, Ein Dossier des Beobachter-Verlags, über-
eicht von Axpo, 08.2009 

BFE (Bundesamt für Energie) (2007). Evaluation Einführung der Stromkennzeichnung, Bern, 
Dezember 2007. 

BFE (Bundesamt für Energie) (2008). Schweizerische Elektrizitätsstatistik 2007, Bern, Juli 
2007. 

BFE (Bundesamt für Energie) (2009). Weiterentwicklung der kostendeckenden Einspeisever-
gütung, Bern, Juni 2009. 

Bierhoff, H.; Frey, D. (2006). Handbuch der Sozialpsychologie und Kommunikationspsychiolo-
gie, Göttingen: Hogrefe Verlag. 

BIO SUISS (2007). Jahresbericht 2007, Bioboom ist zurückgekehrt, Basel. 

BMI (Bundesministerium des Innern, Deutschland) (2009). Organisationshandbuch: Interview, 
HTT:/www.orghandbuch.de/nn  .html,3.7.2009. 

Bortz, J; Döring, N; (2006). Forschungsmethoden und Evaluation. Heidelberg: Springer Medi-
zin Verlag. 4. Auflage. 

Diekmann, A. (2009). Empirische Sozialforschung. Reinbeck bei Hambung: Rowohlt Verlag. 
20. Auflage. 

Eisenhut, P. (1998). Aktuelle Volkswirtschaftslehre, Chur/Zürich: Rüegger Verlag. 

EnDK/EnFK (2005) Energiepolitische Strategie der Kantone, Bern, 29 April 2005. 

EnG (1998). Energiegesetz des Bundes, SR 730.0, Bern, 1. Januar 2009 

Falk, A. (2001). Homo Ökonomicus Versus Homo Reciprocans: Ansatz für eine Neues Wirt-
schaftspolitisches Leitbild?, Universität Zürich, CESifo, CEPR,Juli 2001. 

Frauenfelder, S. (1999). Erfolgsrezept für das Solarstrommarketing. Untersuchung bei 10 EVU 
mit Befragung von 1000 KundInnen, ausgearbeitet durch die Arbeitsgemeinschaft Linder 
Kommunikation AG/Ipso im Auftrag des Bundesamtes für Energie. Zürich. 



  Literaturverzeichnis 

©  2009, Andrea Paoli, EMBA 02/09 ZH  Seite 79 

Frey, B. S. (1992). Umweltökonomie. Göttingen: Vandenhoeck und Ruprecht Verlag. 3. erw. 
Auflage. 

EWZ (Elektrizitätswerk der Stadt Zürich) (2009). Ökologisch! Oder konventionell? Die Wahl 
ihres persönlichen Stromproduktes hat viele Vorteile. 

EWZ (Elektrizitätswerk der Stadt Zürich) (2009). Natürlich Ökologisch! In die Zukunft mit tief-
blauem und gelbem Erneuerbarer Strom. 

Kanton Thurgau (2007). Konzept zur verstärkten Förderung erneuerbarer Energien und der 
Energieeffizienz, Frauenfeld, 6. März 2007 

Kotler, P.; Amstrong, G.; Saunders, J.; Wong, V. (2003). Grundlagen des Marketing. München: 
Pearson Studium Verlag. 3. überarbeitete Auflage. 

Kotler, P.; Bliemel, F. (1999). Marketing-Management. Stuttgart: Schäffer-Poeschel Verlag. 9. 
überarbeitete Auflage. 

Linder, E.; Frauenfelder, S. (1998). Solarstrom – Modelle und Erfolgsfaktoren für eine neue 
Dienstleistung. Bulletin SEV/VSE 10/98. 

Markard, J. O. H. (2003). Liberalisierung des Elektrizitätsmarktes und ökologische Innovatio-
nen. Abhandlung zur Erlangung des Titels Doktor der Wissenschaft ETH Zürich. 

MIGROS (2008). Nachhaltigkeits-Bericht 2008, Zürich. 

Müller-Stevens, G.; Lechner, Ch. (2005). Strategisches Management. Stuttgart: Schäffer-
Poeschel Verlag. 3. Auflage. 

Olson, M. (2004). Die Logik des kollektiven Handelns. Tübingen: Mohr Verlag . 5. Auflage. 

Porter, M (2000). Wettbewerbsvorteile. Frankfurt/Main: Campus Verlag. 6. Auflage. 

Rogers, E.M.; (1995). Diffusion of innovations, New York usw. 4. Auflage. 

StromVG (2007). Bundesgesetz zur Stromversorgung, SR 734.7, Bern, 1. Januar 2009 

Truffer, B.; Bruppacher, S.; Behringer, J. (2002). Nachfrage nach Erneuerbarer Strom. Ergeb-
nisse einer Fokusgruppenerhebung in den Städten Bern, Zürich und Stuttgart, Erneuer-
barer Strom Publikationen Band 8: Eidgenössische Anstalt für Wasserversorgung, Ab-
wasserreinigung und Gewässerschutz. 

Villiger, A.; Wüstenhagen, R.; Meyer, A. (2000). Jenseits der Öko-Nische. Basel/Bosten/Berlin: 
Birkhäuser Verlag. 

Wellinger, A. (2008). Die Marktöffnung aus der Sicht der erneuerbaren Energien und der 
Stromeffizienz, in: Die Volkswirtschaft Das Magazin für Wirtschaftspolitik, Heft 1/2-2008 

Wüstenhagen, R. (2000). Umweltverträgliche Erneuerbarer Strom- von der Nische zum Mas-
senmarkt. Zürich: VDF Hochschulverlag. 

Wüstenhagen, R. (2004). Umweltverträgliche Stromprodukte in Europa: Status und Schlüssel-
faktoren der Marktentwicklung. Zeitschrift für Marktentwicklung 28, 17-26. 



  Eigenständigkeitserklärung 

©  2009, Andrea Paoli, EMBA 02/09 ZH  Seite 80 

Eigenständigkeitserklärung 

 

Hiermit erkläre ich, 

Name:  Paoli Vorname:  Andrea 

Matrikel-Nr.:  09-290-743 

 

gegenüber der Kalaidos Fachhochschule, dass die vorliegende Arbeit mit dem Thema: 

Wie kann der Anteil an erneuerbaren Stromprodukten im Kanton Thurgau erhöht wer-
den? Eine Umfrage bei Kunden und Anbietern. 
 

   Semesterarbeit; Fach: ............................. ........................ 

X    Masterarbeit 

 

selbständig und ausschliesslich unter Zuhilfenahme der im Literaturverzeichnis genannten 
Werke und Dokumente angefertigt wurde. D.h. ich habe alle Stellen, die dem Wortlaut oder 
dem Sinn nach anderen Werken, auch elektronischen Medien, entnommen sind, durch Anga-
be der Quellen als Entlehnung kenntlich gemacht. 

Dieselbe Arbeit wurde nicht in weiteren Lehrveranstaltungen bzw. Instituten oder Bildungsinsti-
tutionen eingereicht. 

Ich liefere die Arbeit in zweifach ausgedruckter und in digitaler Form (CD-ROM). Die Rein-
schrift habe ich einer Korrektur unterzogen. 

 

 

Müllheim, 26. Oktober 2009 

Ort, Datum,      Unterschrift 

 


